
PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich gemacht. 

 

Das Dritte Gesetz zur Änderung personenstandsrechtlicher Vorschriften (Drittes Personenstands-

rechts-Änderungsgesetz – 3. PStRÄndG) vom 19.10.2022 wurde am 25.10.2022 verkündet (BGBl. I S. 

1744). 

 

Im Text sind die Änderungen gegenüber dem geltenden Recht farblich kenntlich gemacht: 

 

Änderungen nach Maßgabe des Entwurfs der Bundesregierung (BT-Drs. 220/2294) in rot. 

Änderungen in der Datenfeldliste (Anlage 1 PStV) sind gelb hinterlegt. 

 

Korrekturen bzw. weitere Änderungen nach Maßgabe des Beschlusses des Dt. Bundestags basierend 

auf der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Heimat vom 29.09.2022 (BT-

Drs. 20/3719) in blau. 

 

Die Änderungen treten am 01.11.2022 in Kraft.  

Vorschriften, die abweichend hiervon erst am 01.11.2024 in Kraft treten, sind entsprechend gekenn-

zeichnet: 1.11.2024  
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Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Personenstand, Aufgaben des Standesamts 

(1) Personenstand im Sinne dieses Gesetzes ist die sich aus 

den Merkmalen des Familienrechts ergebende Stellung einer 

Person innerhalb der Rechtsordnung einschließlich ihres Na-

mens. Der Personenstand umfasst Daten über Geburt, Ehe-

schließung, Begründung einer Lebenspartnerschaft und Tod 

sowie damit in Verbindung stehende familien- und namens-

rechtliche Tatsachen. 

(2) Die nach Landesrecht für das Personenstandswesen zu-

ständigen Behörden (Standesämter) beurkunden den Perso-

nenstand nach Maßgabe dieses Gesetzes; sie wirken bei der 

Schließung von Ehen mit. 

(3) Die Standesämter erfüllen weitere Aufgaben, die ihnen 

durch Bundesrecht oder Landesrecht zugewiesen werden. 

§ 2 

Standesbeamte  

(1) Beurkundungen und Beglaubigungen für Zwecke des Per-

sonenstandswesens werden im Standesamt nur von hierzu 

bestellten Urkundspersonen (Standesbeamten) vorgenom-

men. Gleiches gilt für die Ausstellung von Personenstandsur-

kunden, elektronischen Personenstandsbescheinigungen 

und sonstigen öffentlichen Urkunden. Die Zuständigkeit der 

Notare, anderer Urkundspersonen oder sonstiger Stellen für 

öffentliche Beurkundungen und Beglaubigungen bleibt un-

berührt. 1.11.2024 

 (2) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben als Urkundsperso-

nen sind die Standesbeamten nicht an Weisungen gebun-

den. 

(3) Zu Standesbeamten dürfen nur nach Ausbildung und Per-

sönlichkeit geeignete Beamte und Angestellte bestellt wer-

den. 

(4) Die Funktionsbezeichnung Standesbeamter wird in weib-

licher oder männlicher Form geführt. 

Kapitel 2 

Führung der Personenstandsregister 

§ 3 

Personenstandsregister 

(1) Das Standesamt führt für seinen Zuständigkeitsbereich 

1. ein Eheregister (§ 15), 

2. ein Lebenspartnerschaftsregister (§ 17), 

3. ein Geburtenregister (§ 21), 

4. ein Sterberegister (§ 31). 

Die Registereinträge bestehen aus einem urkundlichen Teil 

(Haupteintrag und Folgebeurkundungen) und einem Hin-

weisteil. 

(2) Die Personenstandsregister werden elektronisch geführt. 

Die Beurkundungen in den Personenstandsregistern sind 

jährlich fortlaufend zu nummerieren und mit der Angabe des 

Familiennamens des zugriffsberechtigten Standesbeamten 

abzuschließen. Die Identität der Person, die die Eintragung 

vornimmt, muss jederzeit erkennbar sein. Das Programm 

muss eine automatisierte Suche anhand der in die Personen-

standsregister aufzunehmenden Angaben zulassen; die Re-

gister müssen jederzeit nach Jahreseinträgen ausgewertet 

werden können. 

(3) Den Registereinträgen werden als funktionale Ordnungs-

merkmale außerhalb des urkundlichen Teils und des Hin-

weisteils 

1. die Daten einer Stilllegung nach § 47 Absatz 4, 

2. die Sperrvermerke nach § 64 und 

3. die Identifikationsnummern nach dem Identifikations-

nummerngesetz für die beurkundeten Personen 

zugeordnet. 

§ 4 

Sicherungsregister 

(1) Die Beurkundungen in einem Personenstandsregister 

sind nach ihrem Abschluss (§ 3 Abs. 2) in einem weiteren 

elektronischen Register (Sicherungsregister) zu speichern. 

(2) Das Sicherungsregister ist wie das Personenstandsregis-

ter am Ende des Jahres abzuschließen. Es ist nach Fortfüh-

rung des Personenstandsregisters zu aktualisieren. 

§ 5 

Fortführung der Personenstandsregister 

(1) Die Registereinträge sind nach den Vorschriften dieses 

Gesetzes durch Folgebeurkundungen und Hinweise zu er-

gänzen und zu berichtigen (Fortführung). 

(2) Folgebeurkundungen sind Einträge, die den Beurkun-

dungsinhalt verändern. 

(3) Hinweise stellen den Zusammenhang zwischen verschie-

denen Beurkundungen her, die dieselbe Person, deren Ehe-

gatten, Lebenspartner, Eltern oder Kinder betreffen. 

(4) Die Fortführung obliegt dem für die Führung des Perso-

nenstandsregisters (§ 3 Abs. 1) zuständigen Standesamt. Öf-

fentliche Stellen haben diesem Standesamt Anlässe, die zu 

einer Folgebeurkundung oder zu einem Hinweis führen, mit-

zuteilen. 

(5) Für die Fortführung der Personenstandsregister und der 

Sicherungsregister gelten folgende Fristen: 

1. für Eheregister und Lebenspartnerschaftsregister 80 

Jahre; 

2. für Geburtenregister 110 Jahre; 

3. für Sterberegister 30 Jahre; für Sterberegister des Son-

derstandesamts in Bad Arolsen 80 Jahre. 
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§ 6 

Aktenführung 

Dokumente, die einzelne Beurkundungen in den Personen-

standsregistern betreffen, werden in besonderen Akten 

(Sammelakten) aufbewahrt. 

§ 7 

Aufbewahrung  

(1) Die Personenstandsregister und die Sicherungsregister 

sind räumlich getrennt voneinander und vor unberechtigtem 

Zugriff geschützt aufzubewahren. Zum Schutz vor physischer 

Vernichtung beider Register durch Naturkatastrophen und 

Großschadenslagen soll die räumliche Trennung zwischen 

elektronischem Register und Sicherungsregister mindestens 

20 Kilometer betragen. 

(2) Die Personenstandsregister sind dauernd aufzubewah-

ren. Für die Sicherungsregister und die Sammelakten endet 

die Pflicht zur Aufbewahrung mit Ablauf der in § 5 Absatz 5 

für das jeweilige Register genannten Frist. 

(3) Nach Ablauf der in § 5 Absatz 5 genannten Fristen sind 

die entsprechenden Teile der Personenstandsregister, die Si-

cherungsregister und die Sammelakten nach den jeweiligen 

archivrechtlichen Vorschriften den zuständigen öffentlichen 

Archiven zur Übernahme anzubieten. Dies gilt nicht für still-

gelegte Registereinträge nach §  47 Absatz 4; diese sind zu 

löschen. Die entsprechenden Registereinträge und Sammel-

akten sind nach der Übernahme oder Ablehnung der Über-

nahme durch die Archive im Standesamt zu löschen; dies gilt 

nicht bei Ablehnung der Übernahme von Personenstandsre-

gistern.1 

§ 8 

Verlust eines Personenstandsregisters 

(1) Gerät ein Ehe-, Lebenspartnerschafts-, Geburten- oder 

Sterberegister ganz oder teilweise in Verlust, so ist es auf 

Grund des Sicherungsregisters wiederherzustellen. Ein Ver-

lust ist auch dann gegeben, wenn die Daten eines Regis-

tereintrags wegen eines nicht zu behebenden technischen 

Fehlers nicht mehr zu verwenden sind. 

(2) Gerät das Sicherungsregister ganz oder teilweise in Ver-

lust, so ist es auf Grund des Personenstandsregisters wieder-

herzustellen. Sind sowohl das Personenstandsregister als 

auch das Sicherungsregister in Verlust geraten, so sind beide 

Register durch Neubeurkundung wiederherzustellen. Die Be-

urkundungen werden nach amtlicher Ermittlung des Sach-

verhalts vorgenommen. 

(3) Sind Eheschließung, Begründung der Lebenspartner-

schaft, Geburt oder Tod einer Person mit hinreichender Si-

cherheit festgestellt, so ist die Neubeurkundung auch dann 

zulässig, wenn der Inhalt des früheren Eintrags nicht mehr 

zweifelsfrei festgestellt werden kann. Der Zeitpunkt der Ehe-

schließung, der Begründung der Lebenspartnerschaft, der 

                                            
1 Neuer Satz 2 in der Fassung des Beschlusses des Bundes-

tags nach Maßgabe der Beschlussempfehlung Bundestags-

Drs. 20/3719 

In der verkündeten Fassung im BGBl. findet sich als Satz 3 

zusätzlich noch der ursprünglich lt.  Entwurf der Bundesre-

gierung (Bundestags-Drs. 20/2294) vorgesehene Satz 2 

(„Soweit es sich um elektronische Daten handelt, sind die 

Geburt oder des Todes ist hierbei so genau zu bestimmen, 

wie es nach dem Ergebnis der Ermittlungen möglich ist. 

(4) War ein Eintrag berichtigt worden, so kann die Neubeur-

kundung in der Form einer einheitlichen Eintragung, in der 

die Berichtigungen berücksichtigt sind, vorgenommen wer-

den. 

§ 9 

Beurkundungsgrundlagen 

(1) Eintragungen in den Personenstandsregistern werden auf 

Grund von Anzeigen, Anordnungen, Erklärungen, Mitteilun-

gen und eigenen Ermittlungen des Standesamts sowie von 

Einträgen in anderen Personenstandsregistern, Personen-

standsurkunden oder sonstigen öffentlichen Urkunden vor-

genommen. 

(2) Ist den zur Beibringung von Nachweisen Verpflichteten 

die Beschaffung öffentlicher Urkunden nicht oder nur mit er-

heblichen Schwierigkeiten oder unverhältnismäßig hohen 

Kosten möglich, so können auch andere Urkunden als Beur-

kundungsgrundlage dienen. Sind auch diese nicht einfacher 

zu beschaffen als die erforderlichen öffentlichen Urkunden 

oder können die für die Beurkundung erheblichen tatsächli-

chen Behauptungen der Betroffenen weder durch öffentli-

che noch durch andere Urkunden nachgewiesen werden, so 

kann der Standesbeamte zum Nachweis dieser Tatsachen 

Versicherungen an Eides statt der Betroffenen oder anderer 

Personen verlangen und abnehmen. 

§ 10 

Auskunfts- und Nachweispflicht 

(1) Die nach diesem Gesetz zur Anzeige Verpflichteten haben 

die für die Beurkundung des Personenstandsfalls erforderli-

chen Angaben zu machen und die erforderlichen Nachweise 

zu erbringen. Das Standesamt kann soll auf die Vorlage von 

Nachweisen verzichten, soweit diese nicht aus Personen-

standsregistern oder aus Registern anderer Behörden elekt-

ronisch abgerufen werden können. entnommen werden 

können, zu denen das Standesamt einen Zugang hat. 

(2) Auskunftspflichtig unter den Voraussetzungen des Absat-

zes 1 sind weitere Personen, die Angaben zu Tatsachen ma-

chen können, die für Beurkundungen in den Personen-

standsregistern benötigt werden. 

(3) Absatz 1 gilt für die Beibringung von Nachweisen entspre-

chend.Werden dem Standesamt mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur oder einem qualifizierten elektroni-

schen Siegel versehene elektronische Dokumente übermit-

telt, so ist die Gültigkeit der Signatur oder des Siegels unter 

Berücksichtigung des aktuellen Standes der Technik zu prü-

entsprechenden Registereinträge und Sammelakten nach 

Übernahme oder Ablehnung der Übernahme durch die Ar-

chive im Standesamt zu löschen; Papiereinträge sind zu ver-

nichten.“), sodass nun beide Fassungen dieses Satzes im 

BGBl. enthalten sind. 
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fen und zu dokumentieren sowie der Beweiswert im Bedarfs-

fall gemäß § 15 des Vertrauensdienstegesetzes vom 18. Juli 

2017 (BGBl. I S. 2745) sicherzustellen. 

(4) Eine Auskunfts- und Nachweispflicht besteht nicht bei 

einer vertraulichen Geburt nach § 25 Absatz 1 des Schwan-

gerschaftskonfliktgesetzes.  

 

Kapitel 3 

Eheschließung 

Abschnitt 1 

Zuständigkeit, Anmeldung und Eheschließung 

§ 11 

Zuständigkeit und Standesamtsvorbehalt 

(1) Zuständig für die Eheschließung ist jedes deutsche Stan-

desamt. 

(2) Eine religiöse oder traditionelle Handlung, die darauf ge-

richtet ist, ohne vorherige standesamtliche Eheschließung 

eine der Ehe vergleichbare dauerhafte Bindung zweier Per-

sonen zu begründen, von denen eine das 18. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat, ist verboten. Das Gleiche gilt für 

den Abschluss eines Vertrages, der nach den traditionellen 

oder religiösen Vorstellungen der Partner an die Stelle der 

Eheschließung tritt. Die Verbote richten sich gegen Perso-

nen, die 

1. als Geistliche eine solche Handlung vornehmen oder hie-

ran mitwirken, 

2. als Sorgeberechtigte eines Minderjährigen eine solche 

Handlung veranlassen, 

3. als Volljährige oder Beauftragte einem Vertrag zustim-

men, der eine der Ehe vergleichbare dauerhafte Bindung 

begründet, oder 

4. als anwesende Personen eine solche Handlung bezeu-

gen, soweit ihre Mitwirkung für die Gültigkeit der Hand-

lung nach religiösen Vorschriften, den traditionellen Vor-

stellungen oder dem Heimatrecht eines der Bindungswil-

ligen als erforderlich angesehen wird. 

§ 12 

Anmeldung der Eheschließung 

(1) Die Eheschließenden haben die beabsichtigte Eheschlie-

ßung mündlich oder schriftlich bei einem Standesamt, in des-

sen Zuständigkeitsbereich einer der Eheschließenden seinen 

Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, anzu-

melden. Hat keiner der Eheschließenden Wohnsitz oder ge-

wöhnlichen Aufenthalt im Inland, so ist das Standesamt, vor 

dem die Ehe geschlossen werden soll, für die Entgegen-

nahme der Anmeldung zuständig. 

(2) Die Eheschließenden haben bei der Anmeldung der Ehe-

schließung durch öffentliche Urkunden nachzuweisen 

1. ihren Personenstand, 

                                            
2 Die Streichung ergibt sich aus Artikel 3 des 3.PStRÄndG, mit dem 
die durch Artikel 3 des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- 

2. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, 

3. ihre Staatsangehörigkeit, 

4. wenn sie schon verheiratet waren oder eine Lebenspart-

nerschaft begründet hatten, die letzte Eheschließung o-

der Begründung der Lebenspartnerschaft sowie die Auf-

lösung dieser Ehe oder Lebenspartnerschaft. Ist die 

letzte Ehe oder Lebenspartnerschaft nicht bei einem 

deutschen Standesamt geschlossen worden, so ist auch 

die Auflösung etwaiger weiterer Vorehen oder Lebens-

partnerschaften nachzuweisen, wenn eine entspre-

chende Prüfung nicht bereits von einem deutschen Stan-

desamt bei einer früheren Eheschließung oder Begrün-

dung einer Lebenspartnerschaft durchgeführt worden 

ist. 

(3) Das Standesamt hat einen Antrag auf Befreiung von der 

Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses aufzunehmen und 

die Entscheidung vorzubereiten; hierfür haben die Eheschlie-

ßenden auch die Nachweise zu erbringen, die für die Prüfung 

der Zulässigkeit der Ehe nach anzuwendendem ausländi-

schen Recht erforderlich sind. § 9 gilt entsprechend. 

(4) Das Standesamt hat die Eheschließenden auf das Ehegat-

tenvertretungsrecht nach § 1358 des Bürgerlichen Gesetz-

buchs hinzuweisen.2 

§ 13 

Prüfung der Ehevoraussetzungen 

(1) Das Standesamt, bei dem die Eheschließung angemeldet 

ist, hat zu prüfen, ob der Eheschließung ein Hindernis entge-

gensteht. Reichen die nach § 12 Abs. 2 vorgelegten Urkun-

den nicht aus, so haben die Eheschließenden weitere Urkun-

den oder sonstige Nachweise vorzulegen. 

(2) Bestehen konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die zu 

schließende Ehe nach § 1314 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-

buchs aufhebbar wäre, so können die Eheschließenden in 

dem hierzu erforderlichen Umfang einzeln oder gemeinsam 

befragt werden; zum Beleg der Angaben kann ihnen die Bei-

bringung geeigneter Nachweise aufgegeben werden. Wenn 

diese Mittel nicht zur Aufklärung des Sachverhalts führen, so 

kann auch eine Versicherung an Eides statt über Tatsachen 

verlangt werden, die für das Vorliegen oder Nichtvorliegen 

von Aufhebungsgründen von Bedeutung sind. 

(3) Soll die Ehe wegen lebensgefährlicher Erkrankung eines 

Eheschließenden ohne abschließende Prüfung nach Absatz 1 

geschlossen werden, so muss durch ärztliches Zeugnis oder 

auf andere Weise nachgewiesen werden, dass die Eheschlie-

ßung nicht aufgeschoben werden kann. In diesem Fall muss 

glaubhaft gemacht werden, dass kein Ehehindernis besteht. 

 (4) Wird bei der Prüfung der Ehevoraussetzungen ein Ehe-

hindernis nicht festgestellt, so teilt das Standesamt den Ehe-

schließenden mit, dass die Eheschließung vorgenommen 

werden kann; die Mitteilung ist für das Standesamt, das die 

Eheschließung vornimmt, verbindlich. Die Eheschließenden 

sind verpflichtet, Änderungen in ihren die Ehevoraussetzun-

gen betreffenden tatsächlichen Verhältnissen unverzüglich 

anzuzeigen; die Mitteilung nach Satz 1 wird entsprechend 

geändert oder aufgehoben. Sind seit der Mitteilung an die 

und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882) veranlasste 
Einfügung von § 12 Absatz 4 PStG wieder aufgehoben wird. 
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Eheschließenden mehr als sechs Monate vergangen, ohne 

dass die Ehe geschlossen wurde, so bedarf die Eheschließung 

erneut der Anmeldung und der Prüfung der Voraussetzun-

gen für die Eheschließung. 

§ 14 

Eheschließung 

(1) Vor der Eheschließung sind die Eheschließenden zu be-

fragen, ob sich seit der Anmeldung ihrer Eheschließung Än-

derungen in ihren die Ehevoraussetzungen betreffenden tat-

sächlichen Verhältnissen ergeben haben und ob sie einen 

Ehenamen bestimmen wollen. 

(2) Die Eheschließung soll in einer der Bedeutung der Ehe 

entsprechenden würdigen Form, die dem Standesbeamten 

eine ordnungsgemäße Vornahme seiner Amtshandlung er-

möglicht, vorgenommen werden. 

(3) Die Erklärungen der Eheschließenden, die Ehe miteinan-

der eingehen zu wollen, sind von dem Standesbeamten im 

Anschluss an die Eheschließung in einer Niederschrift zu be-

urkunden. Die Niederschrift muss alle im Eheregister zu be-

urkundenden Angaben enthalten; sie ist von den Ehegatten, 

den Zeugen und dem Standesbeamten zu unterschreiben. 

Die Niederschrift wird zu den Sammelakten des Eheeintrags 

genommen. 

§ 15 

Eintragung in das Eheregister  

(1) Im Eheregister werden im Anschluss an die Eheschließung 

beurkundet 

1. Tag und Ort der Eheschließung, 

2. die Vornamen und die Familiennamen der Ehegatten, 

Ort und Tag ihrer Geburt, ihr Geschlecht sowie auf 

Wunsch eines Ehegatten seine rechtliche Zugehörigkeit 

zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts ist, 

3. die nach der Eheschließung geführten Vornamen und Fa-

miliennamen der Ehegatten. 

(2) Zum Eheeintrag wird hingewiesen 

1. auf die Beurkundung der Geburt der Ehegatten, 

2. auf die Staatsangehörigkeit der Ehegatten, wenn sie 

nicht Deutsche sind und ihre ausländische Staatsangehö-

rigkeit nachgewiesen ist, 

3. auf die Bestimmung eines Ehenamens, 

4. auf das Sachrecht, dem die Namensführung der Ehegat-

ten unterliegt. 

Abschnitt 2 

Fortführung des Eheregisters 

§ 16 

Fortführung  

(1) Zum Eheeintrag werden Folgebeurkundungen aufgenom-

men über 

1. den Tod des erstverstorbenen Ehegatten, 

2.  die Todeserklärung oder die gerichtliche Feststellung 

der Todeszeit eines Ehegatten und die Aufhebung sol-

cher Beschlüsse sowie die Auflösung der Ehe durch Ehe-

schließung des anderen Ehegatten, 

3.  die Aufhebung oder die Scheidung der Ehe, 

4.  die Feststellung des Nichtbestehens der Ehe, 

5.  jede Änderung des Namens der Ehegatten, 

6.  jede sonstige Änderung des Personenstandes, soweit sie 

Angaben im Eheeintrag betrifft, 

7. die Änderung der eingetragenen Religionszugehörigkeit, 

wenn der betroffene Ehegatte dies wünscht, 

8.  Berichtigungen. 

Auf die Wiederverheiratung oder die Begründung einer Le-

benspartnerschaft wird hingewiesen. 

(2) Der Eheeintrag wird nicht mehr fortgeführt, wenn nach 

Absatz 1 Nummer 4 eine Folgebeurkundung über das Nicht-

bestehen der Ehe eingetragen worden ist. Wurde zum Ehe-

eintrag eine Folgebeurkundung über die Auflösung der Ehe 

oder die Todeserklärung oder die gerichtliche Feststellung 

der Todeszeit eines Ehegatten nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 

aufgenommen, ist eine weitere Folgebeurkundung nur über 

die Änderung des Namens, Berichtigungen sowie in den Fäl-

len des Absatzes 1 Nummer 2 über die Aufhebung eines Be-

schlusses und die Auflösung der Ehe durch Eheschließung 

des anderen Ehegatten einzutragen. Die Änderung der Vor-

namen oder des Geschlechts ist nicht einzutragen, wenn 

diese die Änderung auf Grund des Transsexuellengesetzes, 

durch Erklärung nach § 45b oder in einem Adoptionsverfah-

ren geändert wurdenerfolgt ist. Für einen Ehegatten, der 

wieder geheiratet oder eine Lebenspartnerschaft begründet 

hat, ist nur eine Folgebeurkundung über Berichtigungen 

nach Absatz 1 Nummer 8 7 einzutragen. 

Kapitel 4 

Fortführung der Lebenspartnerschaft und Umwandlung ei-
ner Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

§ 17 

Fortführung des Lebenspartnerschaftsregisters 

Für die Fortführung des Lebenspartnerschaftsregisters gilt 

§ 16 entsprechend. Zusätzlich ist im Fall der Umwandlung 

der Lebenspartnerschaft in eine Ehe eine Folgebeurkundung 

aufzunehmen. Nach Eintragung dieser Folgebeurkundung 

wird das Lebenspartnerschaftsregister nicht fortgeführt. 

§ 17a 

Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe und 
ihre Beurkundung 

(1) Die Lebenspartner haben bei der Umwandlung ihrer Le-

benspartnerschaft in eine Ehe das Bestehen der Lebenspart-

nerschaft durch öffentliche Urkunden nachzuweisen. 

(2) Für die Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine 

Ehe gelten die § 11 und § 12 Absatz 1 und 2 Nummer 1 bis 3 

sowie die §§ 14 bis 16 entsprechend. 

(3) Im Eheregister ist zusätzlich der Tag der Begründung der 

Lebenspartnerschaft zu beurkunden und sind Hinweise dar-

über aufzunehmen. 
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Kapitel 5 

Geburt 

Abschnitt 1 

Anzeige und Beurkundung 

§ 18 

Anzeige 

(1) Die Geburt eines Kindes muss ist dem Standesamt, in des-

sen Zuständigkeitsbereich es geboren ist, binnen einer Wo-

che anzuzeigen, und zwar 

1. von den in § 19 Satz 1 genannten Personen mündlich o-

der schriftlich, oder 

2. von den in § 20 Satz 1 und 2 genannten Einrichtungen 

schriftlich. 

binnen einer Woche angezeigt werden. Ist ein Kind tot gebo-

ren, so muss die Anzeige spätestens am dritten auf die Ge-

burt folgenden Werktag erstattet werden. In den Fällen des 

Satzes 1 Nummer 1 haben die anzeigenden Personen die Ge-

burt des Kindes glaubhaft zu machen. 

(2) Bei einer vertraulichen Geburt nach § 25 Absatz 1 des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes sind in der Anzeige auch 

das Pseudonym der Mutter und die für das Kind gewünsch-

ten Vornamen anzugeben.  

§ 19 

Anzeige durch Personen 

Zur Anzeige sind verpflichtet 

1. jeder Elternteil des Kindes, wenn er sorgeberechtigt ist, 

2. jede andere Person, die bei der Geburt zugegen war oder 

von der Geburt aus eigenem Wissen unterrichtet ist. 

Eine Anzeigepflicht nach Nummer 2 besteht nur, wenn die 

sorgeberechtigten Eltern an der Anzeige gehindert oder un-

bekannten Aufenthalts sind. 

§ 20 

Anzeige durch Einrichtungen 

Bei Geburten in Krankenhäusern und sonstigen Einrichtun-

gen, in denen Geburtshilfe geleistet wird, ist der Träger der 

Einrichtung zur Anzeige verpflichtet. Das Gleiche gilt für Ge-

burten in Einrichtungen, die der Unterbringung psychisch 

Kranker dienen, in Einrichtungen der Träger der Jugendhilfe 

sowie in Anstalten, in denen eine Freiheitsstrafe, ein Jugend-

arrest oder eine freiheitsentziehende Maßregel der Besse-

rung und Sicherung vollzogen wird. Die Anzeigeberechtigung 

der in § 19 genannten Personen und ihre Auskunftspflicht zu 

Angaben, die der nach Satz 1 oder 2 zur Anzeige Verpflich-

tete nicht machen kann, bleiben hiervon unberührt. 

§ 21 

Eintragung in das Geburtenregister  

(1) Im Geburtenregister werden beurkundet 

1. die Vornamen und der Geburtsname des Kindes, 

2. Ort sowie Tag, Stunde und Minute der Geburt, 

3. das Geschlecht des Kindes, 

4. die Vornamen und die Familiennamen der Eltern, ihr Ge-

schlecht sowie auf Wunsch eines Elternteils seine recht-

liche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die 

Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. 

(2) Ist ein Kind tot geboren, so werden nur die in Absatz 1 Nr. 

2 bis 4 vorgeschriebenen Angaben mit dem Zusatz aufge-

nommen, dass das Kind tot geboren ist. Auf Wunsch einer 

Person, der bei Lebendgeburt des Kindes die Personensorge 

zugestanden hätte, sind auch Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 

einzutragen. Hätte die Personensorge bei Lebendgeburt des 

Kindes beiden Elternteilen zugestanden und führen sie kei-

nen gemeinsamen Familiennamen, so kann ein Familien-

name für das Kind nur eingetragen werden, wenn sich die 

Eltern auf den Namen eines Elternteils einigen. 

(2a) Bei einer vertraulichen Geburt nach § 25 Absatz 1 des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes werden nur die in Ab-

satz 1 Nummer 1 bis 3 vorgeschriebenen Angaben aufge-

nommen. Die zuständige Verwaltungsbehörde bestimmt 

die Vornamen und den Familiennamen des Kindes.  

(3) Zum Geburtseintrag wird hingewiesen 

1. auf die Staatsangehörigkeit der Eltern, wenn sie nicht 

Deutsche sind und ihre ausländische Staatsangehörigkeit 

nachgewiesen ist, 

2. bei einem Kind, dessen Eltern miteinander verheiratet 

sind, auf deren Eheschließung, 

3. auf die Beurkundung der Geburt der Mutter und des Va-

ters, 

4. auf den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit des 

Kindes nach § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgeset-

zes, 

5. auf das Sachrecht, dem die Namensführung des Kindes 

unterliegt. 

Abschnitt 2 

Besonderheiten 

§ 22 

Fehlende Angaben  

(1) Kann der Anzeigende die Vornamen des Kindes nicht an-

geben, so müssen sie binnen eines Monats mündlich oder 

schriftlich angezeigt werden. Sie werden alsdann bei dem 

Geburtseintrag beurkundet. 

(2) Die Vornamen des Kindes können nachträglich auch bei 

einem anderen Standesamt als dem, das die Geburt des Kin-

des beurkundet hat, angezeigt werden. 

(3) Kann das Kind weder dem weiblichen noch dem männli-

chen Geschlecht zugeordnet werden, so kann der Personen-

standsfall auch ohne eine solche Angabe oder mit der An-

gabe „divers“ in das Geburtenregister eingetragen werden. 

§ 23 

Zwillings- oder Mehrgeburten 

Bei Zwillings- oder Mehrgeburten ist jede Geburt gesondert 

einzutragen. Die Eintragungen müssen erkennen lassen, in 

welcher Zeitfolge die Kinder geboren sind. 
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§ 24 

Findelkind 

(1) Wer ein neugeborenes Kind findet, muss dies spätestens 

am folgenden Tag der Gemeindebehörde anzeigen. Diese 

stellt die erforderlichen Ermittlungen an und benachrichtigt 

von dem Ergebnis alsbald die zuständige Verwaltungsbe-

hörde. 

(2) Die zuständige Verwaltungsbehörde setzt nach Anhörung 

des Gesundheitsamts den vermutlichen Ort und Tag der Ge-

burt fest und bestimmt die Vornamen und den Familienna-

men des Kindes. Auf ihre schriftliche Anordnung wird die Ge-

burt in dem Geburtenregister des für den festgesetzten Ge-

burtsort zuständigen Standesamts beurkundet. Liegt der Ge-

burtsort im Ausland, so ist das Standesamt, in dessen Bezirk 

das Kind aufgefunden worden ist, für die Beurkundung zu-

ständig. 

§ 25 

Person mit ungewissem Personenstand 

Wird im Inland eine Person angetroffen, deren Personen-

stand nicht festgestellt werden kann, so bestimmt die zu-

ständige Verwaltungsbehörde, welcher Geburtsort und Ge-

burtstag für sie einzutragen ist; sie bestimmt ferner die Vor-

namen und den Familiennamen. 

Auf ihre schriftliche Anordnung wird die Geburt in dem Ge-

burtenregister des für den bestimmten Geburtsort zuständi-

gen Standesamts beurkundet. Liegt der Geburtsort im Aus-

land, so ist das Standesamt, in dessen Bezirk die Person an-

getroffen worden ist, für die Beurkundung zuständig. 

§ 26 

Nachträgliche Ermittlung des Personenstandes 

Wird in den Fällen der §§ 24 und 25 der Personenstand spä-

ter ermittelt, so wird der Eintrag auf schriftliche Anordnung 

der Behörde berichtigt, die ihn veranlasst hat. 

Abschnitt 3 

Fortführung des Geburtenregisters 

§ 27 

Feststellung und Änderung des Personenstandes, sonstige 
Fortführung  

(1) Wird die Vaterschaft nach der Beurkundung der Geburt 

des Kindes anerkannt oder gerichtlich festgestellt, so ist dies 

beim Geburtseintrag zu beurkunden. Über den Vater werden 

die in § 21 Abs. 1 Nr. 4 genannten Angaben eingetragen; auf 

die Beurkundung seiner Geburt wird hingewiesen. 

(2) Die Anerkennung der Mutterschaft zu einem Kinde wird 

auf mündlichen oder schriftlichen Antrag der Mutter oder 

des Kindes beim Geburtseintrag beurkundet, wenn geltend 

gemacht wird, dass die Mutter oder der Mann, dessen Va-

terschaft anerkannt oder rechtskräftig festgestellt ist oder 

von dem das Kind nach Angabe der Mutter stammt, eine 

fremde Staatsangehörigkeit besitzt und das Heimatrecht die-

ses Elternteils eine Anerkennung der Mutterschaft vorsieht. 

(3) Außerdem sind Folgebeurkundungen zum Geburtsein-

trag aufzunehmen über 

1. jede sonstige Änderung des Personenstandes des Kin-

des; bei einer Annahme als Kind gilt § 21 Abs. 1 Nr. 4 ent-

sprechend, 

2. die Änderung der Namensführung der Eltern oder eines 

Elternteils, wenn auch das Kind den geänderten Namen 

führt, 

3. die Feststellung des Namens des Kindes mit allgemein 

verbindlicher Wirkung, 

4. die nachträgliche Angabe oder die Änderung des Ge-

schlechts des Kindes, 

5. die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes zu einer Religi-

onsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen 

Rechts ist, sowie die Änderung dieser Eintragung, sofern 

das Kind dies wünscht, 

65. die Berichtigung des Eintrags. 

(4) Für die aus Anlass der Beurkundungen nach den Absätzen 

1 und 3 aufzunehmenden Hinweise gilt § 21 Abs. 3 entspre-

chend. Im Übrigen wird hingewiesen 

1. auf die Ehe oder die Lebenspartnerschaft des Kindes, 

2. auf die Geburt eines Kindes, 

3. auf den Tod des Kindes oder eine das Kind betreffende 

Todeserklärung oder die gerichtliche Feststellung der To-

deszeit. 

Kapitel 6 

Sterbefall 

Abschnitt 1 

Anzeige und Beurkundung 

§ 28 

Anzeige 

Der Tod eines Menschen muss dem Standesamt, in dessen 

Zuständigkeitsbereich er gestorben ist, 

1. von den in § 29 Abs. 1 Satz 1 genannten Personen münd-

lich oder schriftlich, oder 

2. von den in § 30 Abs. 1 genannten Einrichtungen schrift-

lich 

spätestens am dritten auf den Tod folgenden Werktag ange-

zeigt werden. 

§ 29 

Anzeige durch Personen 

(1) Zur Anzeige sind verpflichtet 

1. jede Person, die mit dem Verstorbenen in häuslicher Ge-

meinschaft gelebt hat, 

2. die Person, in deren Wohnung sich der Sterbefall ereig-

net hat, 

3. jede andere Person, die bei dem Tod zugegen war oder 

von dem Sterbefall aus eigenem Wissen unterrichtet ist. 
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Eine Anzeigepflicht besteht nur, wenn eine in der Reihen-

folge früher genannte Person nicht vorhanden oder an der 

Anzeige gehindert ist. 

(2) Ist mit der Anzeige ein bei einer Handwerkskammer oder 

Industrie- und Handelskammer registriertes Bestattungsun-

ternehmen beauftragt, so kann die Anzeige auch schriftlich 

erstattet werden. 

§ 30 

Anzeige durch Einrichtungen und Behörden 

(1) Bei Sterbefällen in Krankenhäusern, Alten- und Pflegehei-

men sowie sonstigen Einrichtungen gilt § 20 entsprechend. 

(2) Ist ein Anzeigepflichtiger nicht vorhanden oder ist sein 

Aufenthaltsort unbekannt und erlangt die für den Sterbeort 

zuständige Gemeindebehörde Kenntnis von dem Sterbefall, 

so hat sie die Anzeige zu erstatten. 

(3) Findet über den Tod einer Person eine amtliche Ermitt-

lung statt, so wird der Sterbefall auf schriftliche Anzeige der 

zuständigen Behörde eingetragen. 

§ 31 

Eintragung in das Sterberegister  

(1) Im Sterberegister werden beurkundet 

1. die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, 

Ort und Tag seiner Geburt, das Geschlecht sowie auf 

Wunsch des Anzeigenden die rechtliche Zugehörigkeit 

des Verstorbenen zu einer Religionsgemeinschaft, die 

Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 

2. der letzte Wohnsitz und der Familienstand des Verstor-

benen, 

3.  die Vornamen und der Familienname sowie das Ge-

schlecht des Ehegatten oder Lebenspartners, wenn der 

Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes verheiratet war 

oder eine Lebenspartnerschaft führte; war die Ehe oder 

Lebenspartnerschaft durch Tod aufgelöst oder war der 

Ehegatte oder Lebenspartner für tot erklärt oder war 

seine Todeszeit gerichtlich festgestellt worden, sind die 

Angaben für den letzten Ehegatten oder Lebenspartner 

aufzunehmen, 

4. Ort sowie Tag, Stunde und Minute des Todes. 

(2) Zum Sterbeeintrag wird hingewiesen 

1. auf die Beurkundung der Geburt des Verstorbenen, 

2. bei verheiratet gewesenen Verstorbenen auf die Ehe-

schließung, 

3. bei Verstorbenen, die eine Lebenspartnerschaft führten, 

auf die Begründung der Lebenspartnerschaft. 

Abschnitt 2 

Fortführung des Sterberegisters; Todeserklärungen 

§ 32 

Fortführung 

Zum Sterbeeintrag werden Folgebeurkundungen über Be-

richtigungen aufgenommen. Auf die Todeserklärung und die 

gerichtliche Feststellung der Todeszeit wird hingewiesen. 

§ 33 

Todeserklärungen 

Ausfertigungen der Beschlüsse über Todeserklärungen und 

gerichtliche Feststellungen der Todeszeit werden von dem 

Standesamt I in Berlin in einer Sammlung dauernd aufbe-

wahrt. 

Kapitel 7 

Besondere Beurkundungen 

Abschnitt 1 

Beurkundungen mit Auslandsbezug; besondere Beurkun-
dungsfälle 

§ 34 

Eheschließungen im Ausland oder vor ermächtigten Perso-
nen im Inland  

(1) Hat ein Deutscher im Ausland die Ehe geschlossen, so 

kann die Eheschließung auf Antrag im Eheregister beurkun-

det werden; für den Besitz der deutschen Staatsangehörig-

keit ist der Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend. Die §§ 

3 bis 7, 9, 10, 15 und 16 gelten entsprechend. Gleiches gilt 

für Staatenlose, heimatlose Ausländer und ausländische 

Flüchtlinge im Sinne des Abkommens über die Rechtsstel-

lung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II S. 559) 

mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland. Antragsberechtigt 

sind die Ehegatten, sind beide verstorben, deren Eltern und 

Kinder. 

(2) Die Beurkundung der Eheschließung nach Absatz 1 erfolgt 

auch dann, wenn die Ehe im Inland zwischen Eheschließen-

den, von denen keiner Deutscher ist, vor einer von der Re-

gierung des Staates, dem einer der Eheschließenden ange-

hört, ordnungsgemäß ermächtigten Person in der nach dem 

Recht dieses Staates vorgeschriebenen Form geschlossen 

worden ist. 

(3) Personen, die eine Erklärung nach § 94 des Bundesver-

triebenengesetzes abgegeben haben, sind nur mit den nach 

dieser Erklärung geführten Vornamen und Familiennamen 

einzutragen; dies gilt entsprechend für Vertriebene und 

Spätaussiedler, deren Name nach den Vorschiften des Ge-

setzes über die Änderung von Familiennamen und Vorna-

men geändert worden ist. 

(4) Zuständig für die Beurkundung ist das Standesamt, in des-

sen Zuständigkeitsbereich die antragsberechtigte Person ih-

ren Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder ihren gewöhnlichen 
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Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so be-

urkundet das Standesamt I in Berlin die Eheschließung. 

(5) Das Standesamt I in Berlin führt ein Verzeichnis der nach 

den Absätzen 1 und 2 beurkundeten Eheschließungen. 

§ 35 

Begründung von Lebenspartnerschaften im Ausland  

(1) Hat ein Deutscher im Ausland eine Lebenspartnerschaft 

im Sinne des § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes n der bis 

einschließlich 21. Dezember 2018 geltenden Fassung be-

gründet, so kann die Begründung der Lebenspartnerschaft 

auf Antrag im Lebenspartnerschaftsregister beurkundet 

werden; für den Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit ist 

der Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend. Die §§ 3 bis 7, 

9, 10 und 17 gelten entsprechend. Deutschen gleichgestellt 

sind Staatenlose, heimatlose Ausländer und ausländische 

Flüchtlinge im Sinne des Abkommens über die Rechtsstel-

lung der Flüchtlinge mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland. 

Antragsberechtigt sind die Lebenspartner, sind beide ver-

storben, deren Eltern und Kinder. 

(2) § 34 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(3) Zuständig für die Beurkundung ist das Standesamt, in des-

sen Zuständigkeitsbereich die antragsberechtigte Person ih-

ren Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so be-

urkundet das Standesamt I in Berlin die Begründung der Le-

benspartnerschaft. 

(4) Das Standesamt I in Berlin führt ein Verzeichnis der nach 

Absatz 1 beurkundeten Begründungen von Lebenspartner-

schaften. 

§ 36  

Geburten und Sterbefälle im Ausland  

 (1) Ist ein Deutscher im Ausland geboren oder gestorben, so 

kann der Personenstandsfall auf Antrag im Geburtenregister 

oder im Sterberegister beurkundet werden; für den Besitz 

der deutschen Staatsangehörigkeit ist der Zeitpunkt der An-

tragstellung maßgebend. Die §§ 3 bis 7, 9, 10, 21, 27, 31 und 

32 gelten entsprechend. Gleiches gilt für Staatenlose, hei-

matlose Ausländer und ausländische Flüchtlinge im Sinne 

des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge mit 

gewöhnlichem Aufenthalt im Inland. Antragsberechtigt sind 

1. bei einer Geburt die Eltern des Kindes sowie das Kind, 

dessen Ehegatte, Lebenspartner oder Kinder, 

2. bei einem Sterbefall die Eltern, die Kinder und der Ehe-

gatte oder Lebenspartner des Verstorbenen, jede andere 

Person, die ein rechtliches Interesse an der Beurkundung 

geltend machen kann, sowie die deutsche Auslandsver-

tretung, in deren Zuständigkeitsbereich der Sterbefall 

eingetreten ist. 

(2) Zuständig für die Beurkundung ist das Standesamt, in des-

sen Zuständigkeitsbereich die im Ausland geborene Person 

ihren Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder ihren gewöhnli-

chen Aufenthalt hat; hatte die verstorbene Person ihren letz-

ten Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, so 

beurkundet das für diesen Ort zuständige Standesamt den 

Sterbefall. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so beur-

kundet das Standesamt den Personenstandsfall, in dessen 

Zuständigkeitsbereich die antragstellende Person ihren 

Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so be-

urkundet das Standesamt I in Berlin den Personenstandsfall. 

(3) Das Standesamt I in Berlin führt Verzeichnisse der nach 

Absatz 1 beurkundeten Personenstandsfälle. 

§ 37 

Geburten und Sterbefälle auf Seeschiffen 

(1) Die Geburt oder der Tod eines Menschen während der 

Reise auf einem Seeschiff, das die Bundesflagge führt, wird 

von dem Standesamt I in Berlin beurkundet. Dies gilt auch, 

wenn sich der Sterbefall während der Seereise außerhalb 

des Seeschiffes, jedoch nicht an Land oder in einem Hafen im 

Inland, ereignet hat und der Verstorbene von einem See-

schiff, das die Bundesflagge führt, aufgenommen wurde. 

(2) Die Geburt oder der Tod muss von dem nach § 19 oder 

§ 29 Verpflichteten dem Schiffsführer unverzüglich mündlich 

angezeigt werden. 

(3) Der Schiffsführer hat über die Anzeige der Geburt oder 

des Todes eine Niederschrift aufzunehmen, die von ihm und 

von dem Anzeigenden zu unterschreiben ist. In die Nieder-

schrift sind auch die Angaben aufzunehmen, die nach § 21 

oder § 31 in dem Geburten- oder Sterberegister zu beurkun-

den sind. Der Schiffsführer hat die Niederschrift dem Stan-

desamt I in Berlin zu übersenden. 

(4) Für die Beurkundung der Geburt oder des Todes eines 

Deutschen auf einem Seeschiff, das keine Bundesflagge 

führt, gilt § 36. Gleiches gilt, wenn der Verstorbene im Falle 

des Absatzes 1 Satz 2 von einem solchen Seeschiff aufge-

nommen wurde. 

§ 38  

Sterbefälle in ehemaligen Konzentrationslagern  

(1) Für die Beurkundung der Sterbefälle von Häftlingen der 

ehemaligen deutschen Konzentrationslager ist im Inland das 

Sonderstandesamt in Bad Arolsen ausschließlich zuständig. 

(2) Die Beurkundung der Sterbefälle erfolgt auf schriftliche 

Anzeige der Urkundenprüfstelle beim Sonderstandesamt in 

Bad Arolsen oder des Bundesarchivs. Die Anzeige kann auch 

von jeder Person erstattet werden, die bei dem Tode zuge-

gen war oder von dem Sterbefall aus eigenem Wissen unter-

richtet ist. § 3 Abs. 2 Satz 1 und 4 und § 4 Abs. 1 gelten nicht. 

(3) Die Beurkundung erfolgt nicht, wenn der Sterbefall be-

reits von einem anderen Standesamt beurkundet worden ist. 

Sind von diesem Standesamt Urkunden nicht zu erhalten, so 

ist der Sterbefall erneut zu beurkunden. 

§ 39 

Ehefähigkeitszeugnis  

(1) Zur Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses, dessen ein 

Deutscher zur Eheschließung im Ausland bedarf, ist das Stan-

desamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich der Ehe-

schließende seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt hat. Hat der Eheschließende im Inland weder Wohn-

sitz noch gewöhnlichen Aufenthalt, so ist der Ort des letzten 

gewöhnlichen Aufenthalts maßgebend; hat er sich niemals 

oder nur vorübergehend im Inland aufgehalten, so ist das 
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Standesamt I in Berlin zuständig. Der Antrag auf Erteilung ei-

nes Ehefähigkeitszeugnisses kann mündlich oder schriftlich 

gestellt werden. 

(2) Das Ehefähigkeitszeugnis darf nur ausgestellt werden, 

wenn der beabsichtigten Eheschließung ein Ehehindernis 

nach deutschem Recht nicht entgegensteht; § 13 Abs. 1 bis 3 

gilt entsprechend. Die Beibringung eines Ehefähigkeitszeug-

nisses für den anderen Eheschließenden ist nicht erforder-

lich. Das Ehefähigkeitszeugnis gilt für die Dauer von sechs 

Monaten. 

(3) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten entsprechend für die 

Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses, dessen ein Staa-

tenloser, heimatloser Ausländer oder ausländischer Flücht-

ling im Sinne des Abkommens über die Rechtsstellung der 

Flüchtlinge mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland zur Ehe-

schließung im Ausland bedarf. 

(4) Ein Ehefähigkeitszeugnis kann auch erteilt werden, wenn 

das Zeugnis zur Begründung einer Lebenspartnerschaft im 

Ausland benötigt wird; die Absätze 1 bis 3 gelten entspre-

chend. 

§ 39a 

(aufgehoben) 

§ 40 

Zweifel über örtliche Zuständigkeit für Beurkundung 

(1) Bei Zweifeln über die örtliche Zuständigkeit mehrerer 

Standesämter entscheidet die gemeinsame Aufsichtsbe-

hörde oder, falls eine solche fehlt, das Bundesministerium 

des Innern, für Bau und Heimat. 

(2) Bestehen Zweifel darüber, ob ein Personenstandsfall sich 

im Inland oder im Ausland ereignet hat, so entscheidet das 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, ob und 

bei welchem Standesamt der Personenstandsfall zu beur-

kunden ist. 

(3) Entscheidet die gemeinsame Aufsichtsbehörde, so ord-

net sie die Eintragung an. Entscheidet das Bundesministe-

rium des Innern, für Bau und Heimat, so teilt es seine Ent-

scheidung der obersten Landesbehörde mit; diese ordnet die 

Eintragung an. 

Abschnitt 2 

Familienrechtliche Beurkundungen 

§ 41 

Erklärungen zur Namensführung von Ehegatten  

(1) Die Erklärung, durch die 

1. Ehegatten nach der Eheschließung einen Ehenamen be-

stimmen, 

2. ein Ehegatte seinen Geburtsnamen oder den zur Zeit der 

Erklärung über die Bestimmung des Ehenamens geführ-

ten Namen dem Ehenamen voranstellt oder anfügt oder 

durch die er diese Erklärung widerruft, 

3. ein Ehegatte seinen Geburtsnamen oder den bis zur Be-

stimmung des Ehenamens geführten Namen wieder an-

nimmt, 

4. Ehegatten nach der Eheschließung ihren künftig zu füh-

renden Namen gemäß Artikel 10 Abs. 2 Satz 1 und 2 des 

Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

wählen,  

kann auch von den Standesbeamten beglaubigt oder beur-

kundet werden. Gleiches gilt für die Erklärung, durch die ein 

Kind und sein Ehegatte die Namensänderung des Kindes o-

der der Eltern des Kindes auf ihren Ehenamen erstrecken. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärungen ist das Standesamt 

zuständig, das die Eheschließung zu beurkunden hat oder 

das Eheregister führt, in dem die Eheschließung beurkundet 

ist. Ist die Eheschließung nicht in einem deutschen Eheregis-

ter beurkundet, so ist das Standesamt zuständig, in dessen 

Zuständigkeitsbereich einer der Erklärenden seinen Wohn-

sitz hat oder zuletzt hatte oder seinen gewöhnlichen Aufent-

halt hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist das 

Standesamt I in Berlin zuständig. Das Standesamt I in Berlin 

führt ein Verzeichnis der nach den Sätzen 2 und 3 entgegen-

genommenen Erklärungen. 

§ 42 

Erklärungen zur Namensführung von Lebenspartnern  

(1) Die Erklärung, durch die  

1. Lebenspartner nach der Begründung der Lebenspartner-

schaft einen Lebenspartnerschaftsnamen bestimmen, 

2. ein Lebenspartner seinen Geburtsnamen oder den zur 

Zeit der Erklärung über die Bestimmung des Lebenspart-

nerschaftsnamens geführten Namen dem Lebenspart-

nerschaftsnamen voranstellt oder anfügt oder durch die 

er diese Erklärung widerruft, 

3. ein Lebenspartner seinen Geburtsnamen oder den bis 

zur Bestimmung des Lebenspartnerschaftsnamens ge-

führten Namen wieder annimmt, 

4. Lebenspartner nach der Begründung der Lebenspartner-

schaft ihren künftig zu führenden Namen gemäß Artikel 

17b Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 

Gesetzbuche wählen,  

kann auch von den Standesbeamten beglaubigt oder beur-

kundet werden. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärungen ist das Standesamt 

zuständig, das die Begründung der Lebenspartnerschaft zu 

beurkunden hat oder das Lebenspartnerschaftsregister 

führt, in dem die Lebenspartnerschaft beurkundet ist. Ist die 

Lebenspartnerschaft nicht in einem deutschen Lebenspart-

nerschaftsregister beurkundet, so ist das Standesamt zu-

ständig, in dessen Zuständigkeitsbereich einer der Erklären-

den seinen Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine Zustän-

digkeit, so ist das Standesamt I in Berlin zuständig. Das Stan-

desamt I in Berlin führt ein Verzeichnis der nach den Sätzen 

2 und 3 entgegengenommenen Erklärungen. 

(3) § 23 des Lebenspartnerschaftsgesetzes bleibt unberührt. 

§ 43 

Erklärungen zur Namensangleichung  

(1) Die Erklärungen über die Namenswahl nach Artikel 48 des 

Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche oder 

die Angleichung von Familiennamen und Vornamen nach Ar-

tikel 47 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
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buche oder nach § 94 des Bundesvertriebenengesetzes kön-

nen auch von den Standesbeamten beglaubigt oder beur-

kundet werden.  

(2) Zur Entgegennahme der Erklärungen ist das Standesamt 

zuständig, das das Geburtenregister für die Person, deren 

Name geändert oder bestimmt werden soll, führt. Wird die 

Erklärung im Zusammenhang mit einer Erklärung zur Na-

mensführung von Ehegatten oder Lebenspartnern abgege-

ben, so ist das Standesamt zuständig, das die Eheschließung 

oder die Begründung der Lebenspartnerschaft zu beurkun-

den hat oder das Eheregister oder das Lebenspartnerschafts-

register führt; dieses Standesamt ist außerdem zuständig, 

wenn die Erklärung nicht im Zusammenhang mit einer Erklä-

rung zur Namensführung von Ehegatten oder Lebenspart-

nern abgegeben und kein Geburtseintrag im Inland geführt 

wird. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist das Stan-

desamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich der Erklä-

rende seinen Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat. Ergibt sich auch danach keine Zu-

ständigkeit, so ist das Standesamt I in Berlin zuständig. Das 

Standesamt I in Berlin führt ein Verzeichnis der nach den Sät-

zen 3 und 4 entgegengenommenen Erklärungen. 

§ 44 

Erklärungen zur Anerkennung der Vaterschaft und der Mut-
terschaft 

(1) Die Erklärung, durch welche die Vaterschaft zu einem 

Kind anerkannt wird, sowie die Zustimmungserklärung der 

Mutter können auch von den Standesbeamten beurkundet 

werden. Gleiches gilt für die etwa erforderliche Zustimmung 

des Kindes, des gesetzlichen Vertreters oder des Ehemannes 

der Mutter zu einer solchen Erklärung sowie für den Wider-

ruf der Anerkennung. (2) Die Erklärung, durch welche die 

Mutterschaft zu einem Kind anerkannt wird, und die etwa 

erforderliche Zustimmungserklärung des gesetzlichen Ver-

treters der Mutter können auch von den Standesbeamten 

beurkundet werden. 

(3) Dem Standesamt, das den Geburtseintrag des Kindes 

führt, ist eine beglaubigte Abschrift der Erklärungen zu über-

senden. Ist die Geburt des Kindes nicht im Inland beurkun-

det, so ist die beglaubigte Abschrift dem Standesamt I in Ber-

lin zu übersenden. 

§ 45 

Erklärungen zur Namensführung des Kindes  

(1) Die Erklärung, durch die 

1. Eltern nach der Beurkundung der Geburt den Geburtsna-

men eines Kindes bestimmen, 

2. ein Kind sich der Bestimmung seines Geburtsnamens 

durch die Eltern anschließt, 

3. ein Kind beantragt, den von seiner Mutter zur Zeit seiner 

Geburt geführten Namen als Geburtsnamen zu erhalten, 

wenn es den Namen eines Mannes führt, von dem 

rechtskräftig festgestellt wurde, dass er nicht der Vater 

des Kindes ist, 

4. ein Mann den Antrag nach Nummer 3 stellt, wenn das 

Kind das fünfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

5. ein Kind sich der Änderung des Familiennamens der El-

tern oder eines Elternteils anschließt, 

6. der Elternteil, dem die elterliche Sorge allein oder ge-

meinsam mit dem anderen Elternteil zusteht, und sein 

Ehegatte, der nicht Elternteil des Kindes ist, oder sein Le-

benspartner dem Kind ihren Ehenamen oder ihren Le-

benspartnerschaftsnamen erteilen oder diesen Namen 

dem von dem Kind zur Zeit der Erklärung geführten Na-

men voranstellen oder anfügen, 

7. der Elternteil, dem die elterliche Sorge allein zusteht, 

dem Kind den Namen des anderen Elternteils erteilt,  

sowie die zu den Nummern 6 und 7 erforderlichen Einwilli-

gungen eines Elternteils oder des Kindes können auch von 

den Standesbeamten beglaubigt oder beurkundet werden. 

Gleiches gilt für die etwa erforderliche Zustimmung des ge-

setzlichen Vertreters zu einer in Satz 1 genannten Erklärung. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärungen ist das Standes-

amt zuständig, das das Geburtenregister, in dem die Geburt 

des Kindes beurkundet ist, führt. Ist die Geburt des Kindes 

nicht in einem deutschen Geburtenregister beurkundet, so 

ist das Standesamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbe-

reich das Kind oder ein Elternteil seinen Wohnsitz hat oder 

zuletzt hatte oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist das Standesamt 

I in Berlin zuständig. Das Standesamt I in Berlin führt ein Ver-

zeichnis der nach den Sätzen 2 und 3 entgegengenommenen 

Erklärungen. 

(3) § 23 des Lebenspartnerschaftsgesetzes bleibt unbe-

rührt. 

§ 45a  

Erklärung zur Reihenfolge der Vornamen 

(1) Unterliegt der Name einer Person deutschem Recht und 

hat sie mehrere Vornamen, so kann deren Reihenfolge durch 

Erklärung des Namenträgers gegenüber dem Standesamt 

neu bestimmt werden (Vornamensortierung). Eine Ände-

rung der Schreibweise der Vornamen sowie das Hinzufügen 

von neuen Vornamen oder das Weglassen von Vornamen ist 

dabei nicht zulässig; die Artikel 47 und 48 des Einführungs-

gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche und § 94 des Bun-

desvertriebenengesetzes bleiben unberührt. Die Erklärung 

muss öffentlich beglaubigt werden; sie kann auch von den 

Standesbeamten beglaubigt oder beurkundet werden.  

(2) Ein in der Geschäftsfähigkeit beschränktes Kind, das das 

14. Lebensjahr vollendet hat, kann die Erklärung nach Absatz 

1 nur selbst abgeben; das Kind bedarf hierzu der Zustim-

mung seines gesetzlichen Vertreters.  

(3) Zur Entgegennahme der Erklärung ist das Standesamt zu-

ständig, das das Geburtenregister für die Person führt, deren 

Vornamen neu sortiert werden sollen. Ist die Geburt nicht in 

einem deutschen Geburtenregister beurkundet, so ist das 

Standesamt zuständig, das das Eheregister oder Lebenspart-

nerschaftsregister der Person führt. Ergibt sich danach keine 

Zuständigkeit, so ist das Standesamt zuständig, in dessen Zu-

ständigkeitsbereich die Person ihren Wohnsitz hat oder zu-

letzt hatte oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ergibt 

sich auch danach keine Zuständigkeit, so ist das Standesamt 

I in Berlin zuständig. 

§ 45b 

Erklärung zur Geschlechtsangabe und Vornamensführung 
bei Personen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung 
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(1) Personen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung kön-

nen gegenüber dem Standesamt erklären, dass die Angabe 

zu ihrem Geschlecht in einem deutschen Personenstandsein-

trag durch eine andere in § 22 Absatz 3 vorgesehene Be-

zeichnung ersetzt oder gestrichen werden soll. Liegt kein 

deutscher Personenstandseintrag vor, können sie gegenüber 

dem Standesamt erklären, welche der in § 22 Absatz 3 vor-

gesehenen Bezeichnungen für sie maßgeblich ist, oder auf 

die Angabe einer Geschlechtsbezeichnung verzichten, wenn 

sie 

1. Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind, 

2. als Staatenlose oder heimatlose Ausländer ihren ge-

wöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, 

3. als Asylberechtigte oder ausländische Flüchtlinge ihren 

Wohnsitz im Inland haben oder 

4. als Ausländer, deren Heimatrecht keine vergleichbare 

Regelung kennt, 

a) ein unbefristetes Aufenthaltsrecht besitzen, 

b) eine verlängerbare Aufenthaltserlaubnis besitzen 

und sich dauerhaft rechtmäßig im Inland aufhalten 

oder 

c) eine Blaue Karte EU besitzen. 

Mit der Erklärung können auch neue Vornamen bestimmt 

werden. Die Erklärungen müssen öffentlich beglaubigt wer-

den; sie können auch von den Standesbeamten beglaubigt 

oder beurkundet werden. 

(2) Für ein Kind, das geschäftsunfähig oder noch nicht 14 

Jahre alt ist, kann nur sein gesetzlicher Vertreter die Erklä-

rung abgeben. Im Übrigen kann ein Kind die Erklärung nur 

selbst abgeben; es bedarf hierzu der Zustimmung seines ge-

setzlichen Vertreters. Stimmt der gesetzliche Vertreter nicht 

zu, so ersetzt das Familiengericht die Zustimmung, wenn die 

Änderung der Angabe zum Geschlecht oder der Vornamen 

dem Kindeswohl nicht widerspricht; das Verfahren vor dem 

Familiengericht ist eine Kindschaftssache nach Buch 2 Ab-

schnitt 3 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 

und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

(3) Durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung ist nachzu-

weisen, dass eine Variante der Geschlechtsentwicklung vor-

liegt. Dies gilt nicht für Personen, die über keine ärztliche Be-

scheinigung einer erfolgten medizinischen Behandlung ver-

fügen und bei denen das Vorliegen der Variante der Ge-

schlechtsentwicklung wegen der Behandlung nicht mehr o-

der nur durch eine unzumutbare Untersuchung nachgewie-

sen werden kann, sofern sie dies an Eides statt versichern. 

(4) Für die Entgegennahme der Erklärung ist das Standesamt 

zuständig, das das Geburtenregister für die betroffene Per-

son führt. Ist die Geburt nicht in einem deutschen Geburten-

register beurkundet, so ist das Standesamt zuständig, das 

das Eheregister oder Lebenspartnerschaftsregister der Per-

son führt. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist das 

Standesamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich die 

Person ihren Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder ihren ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat. Ergibt sich auch danach keine 

Zuständigkeit, so ist das Standesamt I in Berlin zustän-

dig. Das Standesamt I in Berlin führt ein Verzeichnis der nach 

den Sätzen 3 und 4 entgegengenommenen Erklärungen. 

Kapitel 8 

Berichtigungen und gerichtliches Verfahren 

Abschnitt 1 

Berichtigungen ohne Mitwirkung des Gerichts 

§ 46 

Änderung einer Anzeige 

Sind in der schriftlichen Anzeige einer Geburt oder eines 

Sterbefalls Angaben unrichtig oder unvollständig und ist der 

richtige oder vollständige Sachverhalt durch öffentliche Ur-

kunden oder auf Grund eigener Ermittlungen des Standes-

amts festgestellt, so sind die entsprechenden Angaben unter 

Hinweis auf die Grundlagen zu ändern. 

§ 47 

Berichtigung nach Abschluss der Beurkundung  

(1) In einem abgeschlossenen Registereintrag sind offenkun-

dige Schreibfehler zu berichtigen. Auf Grund öffentlicher Ur-

kunden oder eigener Ermittlungen des Standesamts sind au-

ßerdem zu berichtigen 

1. die in den Personenstandsregistern eingetragenen Hin-

weise, 

2. fehlerhafte Übertragungen aus Urkunden, die der Eintra-

gung zugrunde gelegen haben, 

3. im Sterberegister die Angaben über den letzten Wohn-

sitz des Verstorbenen. 

4. in allen Personenstandsregistern die Registrierungsda-

ten eines Personenstandseintrags, 

5. in allen Personenstandsregistern die Elementbezeich-

nungen und Leittextangaben. 

Ferner können sonstige unrichtige oder unvollständige Ein-

tragungen berichtigt werden, wenn der richtige oder voll-

ständige Sachverhalt festgestellt wird durch 

1. Personenstandsurkunden, 

2. Dokumente des Heimatstaates, die zum Grenzübertritt 

berechtigen, soweit dadurch ein erläuternder Zusatz zur 

Identität oder zur Namensführung im Personenstandsre-

gister gestrichen werden soll. 

(2) Gehen dem Standesamt berichtigende Mitteilungen oder 

Anzeigen zu, so sind außerdem zu berichtigen 

1. im Geburtenregister die Angaben über Zeitpunkt und Ort 

der Geburt sowie das Geschlecht des Kindes, wenn die 

Geburt schriftlich angezeigt worden ist, 

2. im Sterberegister die Angaben über Zeitpunkt und Ort 

des Todes, wenn der Sterbefall schriftlich angezeigt wor-

den ist, 

3. in allen Personenstandsregistern die Angaben über die 

rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft 

und die Rechtskraft gerichtlicher Entscheidungen. 
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(3) Bei Berichtigungen sind die Beteiligten vor der Änderung 

zu hören. Eine Anhörung unterbleibt in den Fällen des Absat-

zes 1 Satz 2 Nummer 1, 4 und 5 sowie des Absatzes 1 Satz 3 

Nummer 2. 

(4) Die Berichtigung fehlerhafter Registrierungsdaten eines 

Eintrags erfolgt durch Kennzeichnung des entsprechenden 

Registereintrags und erneute Beurkundung. Die nach Satz 1 

gekennzeichneten Registereinträge gelten als stillgelegt und 

dürfen nicht mehr verarbeitet werden. Die Registrierungsda-

ten eines stillgelegten Eintrags können wiederverwendet 

werden. 

Abschnitt 2 

Gerichtliches Verfahren 

§ 48 

Berichtigung auf Anordnung des Gerichts  

(1) Außer in den Fällen des § 47 darf ein abgeschlossener Re-

gistereintrag nur auf Anordnung des Gerichts berichtigt wer-

den. Die Anordnung kann auch Fälle des § 47 umfassen. 

(2) Den Antrag auf Anordnung der Berichtigung können alle 

Beteiligten, das Standesamt und die Aufsichtsbehörde stel-

len. Sie sind vor der Entscheidung zu hören. 

§ 49 

Anweisung durch das Gericht 

(1) Lehnt das Standesamt die Vornahme einer Amtshandlung 

ab, so kann es auf Antrag der Beteiligten oder der Aufsichts-

behörde durch das Gericht dazu angewiesen werden. 

(2) Das Standesamt kann in Zweifelsfällen auch von sich aus 

die Entscheidung des Gerichts darüber herbeiführen, ob eine 

Amtshandlung vorzunehmen ist. Für das weitere Verfahren 

gilt dies als Ablehnung der Amtshandlung. 

§ 50 

Sachliche und örtliche Zuständigkeit der Gerichte 

(1) Für die in den §§ 48 und 49 vorgesehenen Entscheidun-

gen sind ausschließlich die Amtsgerichte zuständig, die ihren 

Sitz am Ort eines Landgerichts haben. Ihr Bezirk umfasst den 

Bezirk des Landgerichts. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit wird durch den Sitz des Stan-

desamts bestimmt, das die Sache dem Gericht zur Entschei-

dung vorgelegt hat oder das die Amtshandlung vornehmen 

oder dessen Personenstandsregister berichtigt werden soll. 

§ 51 Gerichtliches Verfahren 

(1) Auf das gerichtliche Verfahren sind die Vorschriften des 

Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuwen-

den. Standesämter und Aufsichtsbehörden sind von Ge-

richtskosten befreit. 

(2) Die Aufsichtsbehörde, das Standesamt und die Beteilig-

ten können in jeder Lage des Verfahrens diesem beitreten; 

sie können ihren Beitritt auch durch Einlegung eines Rechts-

mittels erklären. 

§ 52 Öffentliche Bekanntmachung der Entscheidung  

(1) Das Gericht kann die öffentliche Bekanntmachung einer 

Entscheidung anordnen, wenn es Zweifel hat, ob ihm alle Be-

teiligten bekannt geworden sind. An Beteiligte, die ihm be-

kannt sind, soll außerdem eine besondere Bekanntmachung 

erfolgen. Dem Antragsteller, dem Beschwerdeführer, dem 

Standesamt und der Aufsichtsbehörde muss die Entschei-

dung stets besonders bekannt gemacht werden. 

(2) Die Entscheidung gilt allen Beteiligten mit Ausnahme der 

Beteiligten, denen die Entscheidung besonders bekannt ge-

macht worden ist oder bekannt gemacht werden muss, als 

zugestellt, wenn seit der öffentlichen Bekanntmachung zwei 

Wochen verstrichen sind. 

(3) Die Art der öffentlichen Bekanntmachung bestimmt das 

Gericht. Es genügt die Anheftung einer Ausfertigung oder ei-

ner beglaubigten Abschrift der Entscheidung oder eines Aus-

zugs davon an der Gerichtstafel. Das Schriftstück soll zwei 

Wochen, und wenn durch die Bekanntmachung der Ent-

scheidung eine Frist in Gang gesetzt wird, bis zum Ablauf der 

Frist an der Tafel angeheftet bleiben. Auf die Gültigkeit der 

öffentlichen Bekanntmachung ist es ohne Einfluss, wenn das 

Schriftstück zu früh von der Tafel entfernt wird. Der Zeit-

punkt der Anheftung und der Zeitpunkt der Abnahme sind 

auf dem Schriftstück zu vermerken. 

§ 53 Wirksamwerden gerichtlicher Entscheidungen; Be-
schwerde  

(1) Der Beschluss, durch den das Standesamt zur Vornahme 

einer Amtshandlung angehalten oder durch den die Berich-

tigung eines Personenstandsregisters angeordnet wird, wird 

mit Rechtskraft wirksam. 

(2) Gegen den Beschluss steht dem Standesamt und der Auf-

sichtsbehörde die Beschwerde in jedem Fall zu. 

Kapitel 9 

Beweiskraft und Benutzung der Personenstandsregister 

Abschnitt 1 

Beweiskraft; Personenstandsurkunden 

§ 54 

Beweiskraft der Personenstandsregister und -urkunden 

(1) Die Beurkundungen in den Personenstandsregistern be-

weisen Eheschließung, Begründung der Lebenspartner-

schaft, Geburt und Tod und die darüber gemachten näheren 

Angaben sowie die sonstigen Angaben über den Personen-

stand der Personen, auf die sich der Eintrag bezieht. Hin-

weise haben diese Beweiskraft nicht. 

(2) Die Personenstandsurkunden (§ 55 Abs. 1 Satz 1) und die 

elektronischen Personenstandsbescheinigungen (§ 55 Ab-

satz 1 Satz 2) haben dieselbe Beweiskraft wie die Beurkun-

dungen in den Personenstandsregistern. 1.11.2024 

(3) Der Nachweis der Unrichtigkeit der beurkundeten Tatsa-

chen ist zulässig. Der Nachweis der Unrichtigkeit einer Per-
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sonenstandsurkunde kann auch durch Vorlage einer beglau-

bigten Abschrift aus dem entsprechenden Personenstands-

register geführt werden. 

§ 55 

Personenstandsurkunden 1.11.2024 

(1) Das Standesamt stellt folgende Personenstandsurkunden 

aus: 

1. aus allen Personenstandsregistern beglaubigte Register-

ausdrucke, 

21. aus dem Eheregister Eheurkunden (§ 57); bis zu der Be-

urkundung der Eheschließung im Eheregister können E-

heurkunden auch aus der Niederschrift über die Ehe-

schließung ausgestellt werden, 

32. aus dem Lebenspartnerschaftsregister Lebenspartner-

schaftsurkunden (§ 58), 

43. aus dem Geburtenregister Geburtsurkunden (§ 59), 

54. aus dem Sterberegister Sterbeurkunden (§ 60), 

5. aus allen Personenstandsregistern beglaubigte Register-

ausdrucke, 

6. aus der Sammlung der Beschlüsse über Todeserklärun-

gen beglaubigte Abschriften oder beglaubigte Ausdrucke 

der elektronisch gespeicherten gerichtlichen Entschei-

dungen. 

Darüber hinaus stellt das Standesamt aus allen elektronisch 

geführten Personenstandsregistern Personenstandsbeschei-

nigungen als elektronische Dokumente mit den Daten einer 

entsprechenden Geburts-, Ehe-, Lebenspartnerschafts- oder 

Sterbeurkunde nach Satz 1 Nummer 1 bis 4 aus. Die Vor-

schriften über Beweiskraft von Personenstandsurkunden 

sind für elektronische Personenstandsbescheinigungen ent-

sprechend anzuwenden. 

(2) Für die Ausstellung der Personenstandsurkunde und 

elektronischen Personenstandsbescheinigung ist vorbehalt-

lich des § 67 Absatz 3 das Standesamt zuständig, bei dem der 

entsprechende Registereintrag geführt wird. Die Personen-

standsurkunde kann auch bei einem anderen Standesamt 

beantragt werden, wenn diesem die hierfür erforderlichen 

Daten elektronisch übermittelt werden können. Vorausset-

zung für die elektronische Übermittlung ist, dass das emp-

fangende Standesamt und das den betreffenden Regis-

tereintrag führende Standesamt über technische Einrichtun-

gen zur Versendung und zum Empfang elektronischer Daten 

verfügen und hierfür einen Zugang eröffnet haben. 

(3) Nach Ablauf der in § 5 Abs. 5 festgelegten Fristen für die 

Führung der Personenstandsregister werden keine Perso-

nenstandsurkunden und elektronischen Personenstandsbe-

                                            
3 In Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe c des Gesetzentwurfs 

(Bundestags-Drs. 20/2294) enthalten, nicht aber in der 

verkündeten Fassung im BGBl. 

scheinigungen3 mehr ausgestellt; für die Erteilung von Nach-

weisen aus diesen Personenstandsregistern sind die archiv-

rechtlichen Vorschriften maßgebend. 

§ 56 

Allgemeine Vorschriften für die Ausstellung von Personen-
standsurkunden 

(1) In der Ehe-, der Lebenspartnerschafts-, der Geburts- und 

der Sterbeurkunde werden das Standesamt, bei dem der 

Personenstandsfall beurkundet worden ist, und der Jahrgang 

sowie die Nummer des Registereintrags angegeben. Bei der 

Ausstellung der Eheurkunde aus der Niederschrift über die 

Eheschließung oder der Lebenspartnerschaftsurkunde aus 

der Niederschrift über die Begründung der Lebenspartner-

schaft ist an Stelle der Nummer des Registereintrags ein Hin-

weis auf die Niederschrift aufzunehmen. 

(2) Ist ein Registereintrag durch Folgebeurkundungen fortge-

führt worden, so werden nur die geänderten Tatsachen in 

die Personenstandsurkunden und elektronischen Personen-

standsbescheinigungen aufgenommen. 1.11.2024 

(3) Am Schluss der Personenstandsurkunden werden der Tag 

und der Ort ihrer Ausstellung sowie der Familienname des 

ausstellenden Standesbeamten angegeben. Die Personen-

standsurkunden werden von dem Standesbeamten unter-

schrieben und mit dem Abdruck des Dienstsiegels versehen. 

(4) Wird die Personenstandsurkunde bei einem anderen als 

dem für die Ausstellung zuständigen Standesamt beantragt 

(§ 55 Abs. 2 Satz 2), so übermittelt der das Register führende 

Standesbeamte die für den Ausdruck der Urkunde erforder-

lichen Daten und versieht diese mit seiner dauerhaft über-

prüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur. Der emp-

fangende Standesbeamte druckt die Personenstandsur-

kunde auf Grund der übermittelten Daten aus und beglau-

bigt, dass die Angaben in der Urkunde mit den ihm übermit-

telten Daten übereinstimmen; der Beglaubigungsvermerk ist 

unter Angabe des Tages und des Ortes von ihm zu unter-

schreiben und mit dem Abdruck des Dienstsiegels zu verse-

hen. Die elektronische Personenstandsbescheinigung wird 

vom Standesamt mit einer qualifizierten elektronischen Sig-

natur versehen und den nach § 62 berechtigten Personen so-

wie den nach § 65 berechtigten Behörden und Gerichten 

elektronisch übermittelt. Dabei sind Datenschutz und Daten-

sicherheit nach dem jeweiligen Stand der Technik sicherzu-

stellen und bei Nutzung allgemein zugänglicher Netze Ver-

schlüsselungs- und Authentifizierungsverfahren zu verwen-

den. 1.11.2024 

§ 57 

Eheurkunde  

(1) In die Eheurkunde werden aufgenommen 

1. die Vornamen und Familiennamen der Ehegatten zum 

Zeitpunkt der Eheschließung sowie die sich aus dem Re-

gistereintrag zum Zeitpunkt der Ausstellung der Eheur-

kunde ergebenden Vornamen und Familiennamen,  

2. Ort und Tag der Geburt der Ehegatten, 
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3. Ort und Tag der Eheschließung, 

4. die rechtliche Zugehörigkeit eines Ehegatten zu einer Re-

ligionsgemeinschaft, sofern sich die Zugehörigkeit aus 

dem Registereintrag ergibt. 

In dem Feld „Weitere Angaben aus dem Register“ sind anzu-

geben 

1. die Auflösung der Ehe, 

2. das Nichtbestehen der Ehe, 

3. die Nichtigerklärung der Ehe, 

4. die Todeserklärung oder gerichtliche Feststellung der To-

deszeit eines Ehegatten, 

5. die Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine Ehe. 

(2) In die Eheurkunde wird außerhalb des Beurkundungstex-

tes ein Hinweis auf die Beurkundung der Geburt der Ehegat-

ten aufgenommen. 

§ 58 

Lebenspartnerschaftsurkunde  

(1) In die Lebenspartnerschaftsurkunde werden aufgenom-

men 

1. die Vornamen und die Familiennamen der Lebens-

partner zum Zeitpunkt der Begründung der Lebenspart-

nerschaft sowie die sich aus dem Registereintrag zum 

Zeitpunkt der Ausstellung der Lebenspartnerschaftsur-

kunde ergebenden Vornamen und Familiennamen,  

2. Ort und Tag der Geburt der Lebenspartner,  

3. Ort und Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

4. die rechtliche Zugehörigkeit eines Lebenspartners zu ei-

ner Religionsgemeinschaft, sofern sich die Zugehörigkeit 

aus dem Registereintrag ergibt. 

In dem Feld „Weitere Angaben aus dem Register“ sind anzu-

geben 

1. die Auflösung der Lebenspartnerschaft, 

2. das Nichtbestehen der Lebenspartnerschaft, 

3. die Todeserklärung oder gerichtliche Feststellung der To-

deszeit eines Lebenspartners, 

4. die Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine Ehe.  

(2) In die Lebenspartnerschaftsurkunde wird außerhalb des 

Beurkundungstextes ein Hinweis auf die Beurkundung der 

Geburt der Lebenspartner aufgenommen. 

§ 59 

Geburtsurkunde 

(1) In die Geburtsurkunde werden aufgenommen 

1. die Vornamen und der Geburtsname des Kindes, 

2. das Geschlecht des Kindes, 

3. Ort und sowie Tag, Stunde und Minute der Geburt, 

4. die Vornamen und die Familiennamen der Eltern des Kin-

des, 

5. die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes und seiner Eltern 

zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die Zugehö-

rigkeit aus dem Registereintrag ergibt. 

(2) Auf Verlangen werden in die Geburtsurkunde Angaben 

nach Absatz 1 Nr.Nummer 2 ,und 4 und 5 nicht aufgenom-

men. 

§ 60 

Sterbeurkunde  

In die Sterbeurkunde werden aufgenommen 

1. die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, 

Ort und Tag seiner Geburt sowie seine rechtliche Zuge-

hörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die 

Zugehörigkeit aus dem Registereintrag ergibt, 

2. der letzte Wohnsitz und der Familienstand des Verstor-

benen, 

3. die Vornamen und der Familienname des Ehegatten o-

der Lebenspartners, wenn der Verstorbene im Zeitpunkt 

seines Todes verheiratet war oder eine Lebenspartner-

schaft führte; war die Ehe oder Lebenspartnerschaft 

durch Tod aufgelöst oder war der Ehegatte oder Lebens-

partner für tot erklärt oder war seine Todeszeit gericht-

lich festgestellt worden, sind die Vornamen und der Fa-

milienname des letzten Ehegatten oder Lebenspartners 

anzugeben, 

4. Sterbeort und Zeitpunkt des Todes. 

Abschnitt 2 

Benutzung der Personenstandsregister 

§ 61 

Allgemeine Vorschriften für die Benutzung 

(1) Die §§ 62 bis 66 gelten für die Benutzung der bei den 

Standesämtern geführten Personenstandsregister und Sam-

melakten bis zum Ablauf der in § 5 Abs. 5 festgelegten Fris-

ten. Benutzung ist die Erteilung von Personenstandsurkun-

den aus einem Registereintrag, die Auskunft aus einem und 

die Einsicht in einen Registereintrag sowie die Durchsicht 

mehrerer Registereinträge; hierzu gehört auch eine entspre-

chende Verwendung der Sammelakten. 

(2) Nach Ablauf der in § 5 Abs. 5 festgelegten Fristen für die 

Führung der Personenstandsregister und Sammelakten sind 

die archivrechtlichen Vorschriften für die Benutzung maßge-

bend. 

§ 62 

Urkundenerteilung, Auskunft, Einsicht 

(1) Personenstandsurkunden sind auf Antrag den Personen 

zu erteilen, auf die sich der Registereintrag bezieht, sowie 

deren Ehegatten, Lebenspartnern, Vorfahren und Abkömm-

lingen. Andere Personen haben ein Recht auf Erteilung von 

Personenstandsurkunden, wenn sie ein rechtliches Interesse 

glaubhaft machen; beim Geburtenregister oder Sterberegis-

ter reicht die Glaubhaftmachung eines berechtigten Interes-

ses aus, wenn der Antrag von einem Geschwister des Kindes 
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oder des Verstorbenen gestellt wird. Antragsbefugt sind 

über 16 Jahre alte Personen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Auskunft aus einem und 

Einsicht in einen Registereintrag sowie Auskunft aus den und 

Einsicht in die Sammelakten. 

(3) Vor Ablauf der für die Führung der Personenstandsregis-

ter festgelegten Fristen ist die Benutzung nach den Absätzen 

1 und 2 bereits bei Glaubhaftmachung eines berechtigten In-

teresses zuzulassen, wenn seit dem Tod des zuletzt verstor-

benen Beteiligten 30 Jahre vergangen sind; Beteiligte sind 

beim Geburtenregister die Eltern und das Kind, beim Ehere-

gister die Ehegatten und beim Lebenspartnerschaftsregister 

die Lebenspartner. 

§ 63 

Benutzung in besonderen Fällen  

(1) Ist ein Kind angenommen, so darf abweichend von § 62 

ein beglaubigter Registerausdruck aus dem Geburtseintrag 

nur den Annehmenden, deren Eltern, dem gesetzlichen Ver-

treter des Kindes und dem über 16 Jahre alten Kind selbst 

erteilt werden. Diese Beschränkung entfällt mit dem Tod des 

Kindes; § 1758 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unbe-

rührt. 

(2) Sind die Vornamen einer Person auf Grund des Transse-

xuellengesetzes vom 10. September 1980 (BGBl. I S. 1654) 

geändert oder ist festgestellt worden, dass diese Person dem 

anderen als dem in ihrem Geburtseintrag angegebenen Ge-

schlecht angehört, so darf abweichend von § 62 eine Perso-

nenstandsurkunde aus dem Geburtseintrag nur der betroffe-

nen Person selbst und eine Personenstandsurkunde aus dem 

Ehe- oder Lebenspartnerschaftseintrag nur der betroffenen 

Person selbst sowie ihrem Ehegatten oder Lebenspartner er-

teilt werden. Diese Beschränkungen entfallen mit dem Tod 

der transsexuellen Person; § 5 Absatz 1 und § 10 Absatz 2 in 

Verbindung mit § 5 Absatz 1 des Transsexuellengesetzes 

bleiben unberührt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Auskunft 

aus einem und Einsicht in einen Registereintrag sowie Aus-

kunft aus den und Einsicht in die Sammelakten. 

§ 64 

Sperrvermerke 

(1) Sind dem Standesamt Tatsachen bekannt, die die An-

nahme rechtfertigen, dass einer Person durch die Ausstel-

lung einer Personenstandsurkunde oder durch Auskunft aus 

einem oder Einsicht in einen Personenstandseintrag eine Ge-

fahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnli-

che schutzwürdige Belange erwachsen kann, so wird auf ih-

ren Antrag zu diesem Eintrag für die Dauer von drei Jahren 

ein Sperrvermerk eingetragen. Der Sperrvermerk wird unter 

den Voraussetzungen des Satzes 1 erneuert; seine Wirkung 

erlischt mit dem Tod des Betroffenen. Ist ein Sperrvermerk 

eingetragen, so dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen 

auf Anordnung des Gerichts Personenstandsurkunden erteilt 

sowie Auskunft aus einem oder Einsicht in einen Personen-

standseintrag gewährt werden, wenn es zur Behebung einer 

bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im überwiegen-

den Interesse eines Dritten liegenden Gründen unerlässlich 

ist; die §§ 50 bis 53 gelten entsprechend. 

(2) Geht dem Standesamt ein Ersuchen der Zeugenschutz-

dienststelle nach § 4 Abs. 2 des Zeugenschutz-Harmonisie-

rungsgesetzes vom 11. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3510) zu, 

personenbezogene Daten einer zu schützenden Person zu 

sperren, so wird zu dem betreffenden Personenstandsein-

trag ein Sperrvermerk eingetragen. Die Erteilung von Perso-

nenstandsurkunden aus diesem Eintrag ist nur in begründe-

ten Ausnahmefällen mit Zustimmung der Zeugenschutz-

dienststelle zulässig. Jedes Ersuchen um Benutzung ist der 

Zeugenschutzdienststelle unverzüglich mitzuteilen. Teilt die 

Zeugenschutzdienststelle dem Standesamt mit, dass die 

Sperrung des Personenstandseintrags nicht mehr erforder-

lich ist, so ist der Sperrvermerk zu streichen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Auskunft aus 

dem und Einsicht in den Eintrag sowie Auskunft aus den und 

Einsicht in die Sammelakten. 

§ 65 

Benutzung durch Behörden und Gerichte  

(1) Behörden und Gerichten sind auf Ersuchen Personen-

standsurkunden zu erteilen, Auskunft aus einem oder Ein-

sicht in einen Registereintrag sowie die Durchsicht mehrerer 

Registereinträge zu gewähren, soweit dies zur Erfüllung der 

in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben erforderlich ist. 

Gleiches gilt für Auskunft aus den und Einsicht in die Sam-

melakten. Die Behörden und die Gerichte haben den Zweck 

anzugeben. Sie tragen die Verantwortung für die Zulässigkeit 

der Übermittlung. 

(2) Religionsgemeinschaften im Inland, die Körperschaften 

des öffentlichen Rechts sind, können unter den Vorausset-

zungen des Absatzes 1 Personenstandsurkunden und Aus-

künfte aus einem Personenstandsregister erteilt werden, so-

weit das Ersuchen Mitglieder ihrer Religionsgemeinschaft 

betrifft. Dabei kann eine Eheurkunde auch dann erteilt wer-

den, wenn nur ein Ehegatte der betreffenden Religionsge-

meinschaft angehört und die Ehegatten der Erteilung zuge-

stimmt haben. 

(3) Ausländischen diplomatischen oder konsularischen Ver-

tretungen im Inland können unter den Voraussetzungen des 

Absatzes 1 Personenstandsurkunden und Auskünfte aus ei-

nem Personenstandsregister erteilt werden, soweit das Er-

suchen Angehörige des von ihnen vertretenen Staates be-

trifft. Ist dem Standesbeamten bekannt, dass es sich bei der 

betreffenden Person um einen heimatlosen Ausländer oder 

ausländischen Flüchtling im Sinne des Abkommens über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge handelt, so ist die Benutzung 

der Register zu versagen. 

§ 66 

Benutzung für wissenschaftliche Zwecke  

(1) Hochschulen, anderen Einrichtungen, die wissen-

schaftliche Forschung betreiben, und öffentlichen Stellen 

kann Auskunft aus einem oder Einsicht in ein Personen-

standsregister sowie Durchsicht von Personenstandsregis-

tern gewährt werden, wenn 

1. dies für die Durchführung bestimmter wissenschaftlicher 

Forschungsvorhaben erforderlich ist, 
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2. eine Nutzung anonymisierter Daten zu diesem Zweck 

nicht möglich oder die Anonymisierung mit einem unver-

hältnismäßigen Aufwand verbunden ist und 

3. das öffentliche Interesse an der Durchführung des For-

schungsvorhabens die schutzwürdigen Belange des Be-

troffenen an dem Ausschluss der Benutzung erheblich 

überwiegt. 

Gleiches gilt für Auskunft aus den und Einsicht in die Sam-

melakten. 

(2) Die Benutzung der Personenstandsregister nach Absatz 1 

setzt voraus, dass die empfangende Stelle technische und or-

ganisatorische Maßnahmen trifft, die nach den anzuwen-

denden datenschutzrechtlichen Vorschriften zum Schutz der 

Daten erforderlich und angemessen sind. Die Benutzung be-

darf der Zustimmung der für den Fachbereich des For-

schungsvorhabens zuständigen obersten Bundes- oder Lan-

desbehörde oder einer von dieser bestimmten Stelle; die Zu-

ständigkeit der obersten Landesbehörde richtet sich nach 

dem Sitz der Forschungseinrichtung. Die Zustimmung muss 

den Empfänger, die Art der Nutzung der Personenstandsein-

träge, den Kreis der Betroffenen und das Forschungsvorha-

ben bezeichnen; sie ist dem zuständigen Datenschutzbeauf-

tragten mitzuteilen. 

(3) Mit Zustimmung der zuständigen obersten Bundes- oder 

Landesbehörde oder der von dieser bestimmten Stelle dür-

fen die nach Absatz 1 genutzten Daten unter gleichen Vo-

raussetzungen auch für andere Forschungsvorhaben ver-

wendet oder weiter übermittelt werden. 

(4) Wenn und sobald der Forschungszweck es erlaubt, sind 

die nach den Absätzen 1 und 3 erlangten Daten zu anonymi-

sieren. Bis zu einer Anonymisierung sind die Merkmale ge-

sondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persön-

liche und sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder be-

stimmbaren Person zugeordnet werden können; sie dürfen 

mit den Einzelangaben nur zusammengeführt werden, so-

weit der Forschungszweck es erfordert. Die Merkmale sind 

zu löschen, sobald der Forschungszweck erreicht ist. 

(5) Eine Veröffentlichung der nach den Absätzen 1 und 3 er-

langten Daten ist nur zulässig, wenn 1. die Betroffenen, im 

Falle ihres Todes deren Ehegatten und Abkömmlinge, einge-

willigt haben oder 2. dies für die Darstellung von Forschungs-

ergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich 

ist; in diesem Fall bedarf die Veröffentlichung der Zustim-

mung der obersten Bundes- oder Landesbehörde, die der 

Benutzung nach Absatz 2 zugestimmt hat. 

§ 67 

Einrichtung zentralerZentrale Register 

(1) Die Länder dürfen zentrale Register einrichten zu dem 

Zweck, die Registereinträge der angeschlossenen Standes-

ämter zu erfassen, und ihre Benutzung nach Absatz 3 sowie 

ihre Fortführung nach Absatz 4 zu ermöglichen. 

(2) Die Standesämter dürfen bei ihnen gespeicherte Regis-

tereinträge an das zentrale Register übermitteln. Die Länder 

können zulassen, dass die elektronische Erfassung eines Alt-

registers nach § 76 Absatz 5 auch durch ein angeschlossenes 

Standesamt erfolgt, das den Haupteintrag nicht selbst errich-

tet hat. Die Verantwortung für die Richtigkeit und Vollstän-

digkeit der Daten trägt die übermittelnde Stelle. Das zentrale 

Register darf die Daten speichern zum Zweck der Übermitt-

lung nach Absatz 3. 

(3) Die Standesämter dürfen bei dem zentralen Register Re-

gistereinträge erheben zur Erfüllung der ihnen obliegenden 

Aufgaben bei dem zentralen Register Registereinträge nut-

zen, wenn die Angaben benötigt werden zur Erteilung von 

Personenstandsurkunden, elektronischen Personenstands-

bescheinigungen und Auskünften sowie zur Gewährung von 

Einsicht in die Personenstandsregister und Durchsicht dieser 

Register nach den §§ 55, 61 bis 66; die Benutzung der Perso-

nenstandsregister kann von allen an das zentrale Register 

angeschlossenen Standesämtern gewährt werden. 

(4) (weggefallen)Die Länder können zulassen, dass an das 

zentrale Register übermittelte Registereinträge abweichend 

von § 5 Absatz 4 von jedem angeschlossenen Standesamt 

fortgeführt werden dürfen. 

§ 68 

Datenaustausch zwischen Standesämtern, Behörden und 
GerichtenMitteilungen an Behörden und Gerichte von 
Amts wegen 

(1) Das Standesamt, das in einem Personenstandsregister 

eine Beurkundung vornimmt (§§ 3, 5), übermittelt Angaben 

hierüber von Amts wegen einer anderen Behörde oder ei-

nem Gericht, wenn sich die Mitteilungspflicht aus einer 

Rechtsvorschrift ergibt. 

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens, 

das die Übermittlung personenbezogener Daten an andere 

Stellen als Standesämter durch Abruf ermöglicht, ist nur zu-

lässig, soweit dies durch Bundes- oder Landesrecht unter 

Festlegung der Datenempfänger, der Art der zu übermitteln-

den Daten und des Zwecks der Übermittlung bestimmt wird. 

Die Übermittlung von Daten zwischen Standesämtern durch 

automatisierte Abrufverfahren ist zulässig, soweit diese Da-

ten zur Erfüllung der Aufgaben der abrufenden Stelle erfor-

derlich sind. Bei Datenabrufen in automatisierten Abrufver-

fahren ist durch technische Maßnahmen sicherzustellen, 

dass die Berechtigung der abrufenden Stelle beim angefrag-

ten Standesamt erkannt und protokolliert wird. Ein Daten-

abruf im automatisierten Abrufverfahren darf nur die Ein-

sicht in das Suchverzeichnis und in den der Abfrage zugehö-

rigen Registereintrag ermöglichen. Bei Verfahren nach § 67 

sind ergänzend landesrechtliche Regelungen zu beachten. 

Eine Datenübermittlung im automatisierten Abrufverfahren 

ist nicht zulässig, wenn 

1. die Benutzung eines Eintrags nach Ablauf der Fortfüh-

rungsfristen nach § 5 Absatz 5 archivrechtlichen Vor-

schriften unterliegt, oder 

2. die Daten im Übermittlungsersuchen nicht mit den ge-

speicherten Daten korrespondieren., 

3. zu einem Registereintrag ein Sperrvermerk nach § 64 

eingetragen ist oder 

4.  ein Registereintrag nach § 47 Absatz 4 Satz 2 stillgelegt 

worden ist. 

Datenübermittlungen und Auskünfte zwischen den Standes-

ämtern sind gebührenfrei. 

(3) Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens, 

das die Übermittlung personenbezogener Daten an andere 

Stellen als Standesämter ermöglicht, ist nur zulässig, soweit 
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dies durch Bundes- oder Landesrecht unter Festlegung der 

Datenempfänger, der Art der zu übermittelnden Daten und 

des Zwecks der Übermittlung bestimmt wird. Absatz 2 gilt 

entsprechend. 1.11.2024 

(4) Die Übermittlung von elektronischen Personenstandsbe-

scheinigungen nach § 55 Absatz 1 Satz 2 an öffentliche Stel-

len anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union ist zu-

lässig, soweit die abrufende Stelle zum Abruf berechtigt ist 

und dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben für eines der Verfahren 

nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1724 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 

2018 über die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zu-

gangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Prob-

lemlösungsdiensten und zur Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 1024/2012 (ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 1) in der je-

weils geltenden Fassung erforderlich ist. Für die Übermitt-

lung sind die sich aus der Verordnung (EU) 2018/1724 erge-

benden technischen Anforderungen einzuhalten. 1.11.2024 

(5) Die Standesämter können bei öffentlichen Stellen ande-

rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union personenbezo-

gene Daten abrufen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

im Rahmen eines der Verfahren nach Artikel 14 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) 2018/1724 erforderlich ist. 1.11.2024 

§ 68a 

Rechte der betroffenen Person 

(1) Das Auskunftsrecht nach Artikel 15 Absatz 1 und das 

Recht auf Erhalt einer Kopie nach Artikel 15 Absatz 3 der Ver-

ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-

nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 

95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 

4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 

23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung werden 

dadurch gewährleistet, dass die betroffene Person nach § 62 

Einsicht in das Personenstandsregister und in die zum Perso-

nenstandseintrag geführten Sammelakten nehmen sowie 

eine Auskunft aus dem Personenstandseintrag oder der 

Sammelakte erhalten kann. Soweit die Auskunft zu den ver-

arbeiteten personenbezogenen Daten nach Artikel 15 Ab-

satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 durch eine gebühren-

freie Kopie des amtlichen Formulars einer Personenstands-

urkunde erfolgt, ist dieses nicht vom Standesbeamten zu un-

terschreiben, zu siegeln oder zu beglaubigen. Das Recht auf 

Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 Absatz 1 

Buchstabe c der Verordnung (EU) 2016/679 ist beschränkt 

auf die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die im 

Personenstandsregister oder in den zum Registereintrag ge-

führten Sammelakten enthaltenen personenbezogenen Da-

ten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden. 

(2) Hinsichtlich der in den Personenstandsregistern enthalte-

nen personenbezogenen Daten kann das Recht auf Berichti-

gung nach Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679 nur un-

ter den Voraussetzungen der §§ 47 bis 53 ausgeübt werden. 

(3) Das Widerspruchsrecht gemäß Artikel 21 der Verordnung 

(EU) 2016/679 findet in Bezug auf die im Personenstandsre-

gister beurkundeten Daten und die in den Sammelakten ent-

haltenen Dokumente keine Anwendung. 

Kapitel 10 

Zwangsmittel, Bußgeldvorschriften, Besonderheiten 

§ 69 

Erzwingung von Anzeigen 

Wer auf Grund dieses Gesetzes zu Anzeigen oder zu sonsti-

gen Handlungen verpflichtet ist, kann hierzu von dem Stan-

desamt durch Festsetzung eines Zwangsgeldes angehalten 

werden. Das Zwangsgeld darf für den Einzelfall den Betrag 

von eintausend Euro nicht überschreiten; es ist vor der Fest-

setzung schriftlich anzudrohen. 

§ 70 

Bußgeldvorschriften  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 11 Absatz 2, 

auch in Verbindung mit § 17 Satz 1, eine dort genannte 

Handlung begeht oder einen dort genannten Vertrag ab-

schließt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. als Person nach § 19 Satz 1 Nr. 1 entgegen § 18 Absatz 1 

Satz 1 Nr. 1 oder Satz 2,  

2. als Träger einer Einrichtung nach § 20 Satz 1 entgegen 

§ 18 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder Satz 2, 

3. entgegen § 24 Abs. 1 Satz 1, 

4. als Person nach § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 entgegen 

§ 28 Nr. 1 oder 

5. als Träger einer Einrichtung nach § 30 Abs. 1 in Verbin-

dung mit § 20 Satz 1 entgegen § 28 Nr. 2 eine Anzeige 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstattet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 

mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro und in den übri-

gen Fällen mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet 

werden. 

§ 71 

Personenstandsbücher aus Grenzgebieten 

Die aus Anlass des deutsch-belgischen Vertrags vom 24. Sep-

tember 1956 (BGBl. 1958 II S. 262, 353) und auf Grund des 

deutsch-niederländischen Ausgleichsvertrags vom 8. April 

1960 (BGBl. 1963 II S. 458, 1078) übergebenen Personen-

standsbücher stehen Personenstandsregistern im Sinne die-

ses Gesetzes gleich. Soweit lediglich beglaubigte Abschriften 
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übergeben worden sind, stehen diese einem Eintrag in ei-

nem Personenstandsregister gleich. 

§72 

(weggefallen) 

 

Kapitel 11 

Verordnungsermächtigungen 

§ 73 

Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen  

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird 

ermächtigt, im Benehmen mit dem Bundesministerium der 

Justiz und für Verbraucherschutz und mit Zustimmung des 

Bundesrates zur Durchführung dieses Gesetzes Rechtsver-

ordnungen zu erlassen über 

1. die Führung, Fortführung, Benutzung und Aufbewahrung 

der von deutschen Standesbeamten errichteten Perso-

nenstandsregister, Personenstandsbücher und Standes-

register sowie die Führung und Fortführung der Siche-

rungsregister, Zweitbücher und standesamtlichen Ne-

benregister, 

2. die Führung, Fortführung, Benutzung und Aufbewahrung 

der von deutschen Konsularbeamten errichteten Perso-

nenstandseinträge, 

3. die Anforderungen an elektronische Verfahren 

a) zur Führung der Personenstandsregister und Siche-

rungsregister sowie die Aufbewahrung dieser Regis-

ter einschließlich der Anforderungen an Anlagen und 

Programme sowie deren Sicherung (§§ 3, 4), 

b) mittels derer die Identität der Person, die die Eintra-

gung vorgenommen hat, erkennbar ist (§ 3 Abs. 2 

Satz 3), 

4. den Aufbau und die Darstellung der elektronischen Re-

gister am Bildschirm und die Formulare für die Personen-

standsurkunden (§§ 3 bis 5, 55), 

5. die Ausstellung von Personenstandsurkunden durch ein 

anderes als das registerführende Standesamt (§ 55 Abs. 

2, § 56 Abs. 4)die technische Ausgestaltung der Ausstel-

lung, Übermittlung und Verifizierung von elektronischen 

Personenstandsbescheinigungen (§ 55 Absatz 1 Satz 2 

und Absatz 4), 1.11.2024 

6. die technischen Verfahren zur Neubeurkundung nach 

Verlust eines Registers (§ 8), 

7. die Führung der Sammelakten (§ 6), 

8. die Mitteilungen an Behörden und sonstige öffentliche 

Stellen auf Grund von Rechtsvorschriften, insbesondere 

die Bezeichnung der empfangenden Stelle sowie die im 

Einzelnen zu übermittelnden Angaben und das Verfah-

ren der Übermittlung, 

9. die Übertragung von besonderen Aufgaben auf das Stan-

desamt I in Berlin, die sich daraus ergeben, dass diesem 

im Rahmen der ihm durch dieses Gesetz übertragenen 

Zuständigkeiten Mitteilungen oder Erklärungen über 

Vorgänge zugehen, die in einem Personenstandsregister 

zu beurkunden wären, sowie die Organisation und Nut-

zung der nach diesem Gesetz beim Standesamt I in Berlin 

zu führenden Verzeichnisse, insbesondere im Rahmen 

der Zusammenarbeit mit den Standesämtern, 

10. die Anmeldung der Eheschließung, die Eheschließung 

und die Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine 

Ehe sowie die Erteilung einer Bescheinigung hierüber, 

11. die Anzeige einer Geburt oder eines Sterbefalls, 

12. die Erteilung von Personenstandsurkunden sowie einer 

Bescheinigung über die Entgegennahme einer namens-

rechtlichen Erklärung, 

13. die Beurkundung von Personenstandsfällen, bei denen 

besondere Umstände zu berücksichtigen sind, weil sie 

sich in der Luft, auf Binnenschiffen, in Landfahrzeugen o-

der in Bergwerken ereignet haben oder einzelne Anga-

ben für die Beurkundung fehlen oder urkundlich nicht 

belegt werden können, 

14. die Beurkundung von Personenstandsfällen, falls eine 

Person beteiligt ist, die taub oder stumm oder sonst am 

Sprechen gehindert ist, die die deutsche Sprache nicht 

versteht oder nicht schreiben kann, 

15. die Beurkundung der Sterbefälle von Angehörigen der 

ehemaligen deutschen Wehrmacht sowie das Verfahren 

zur Beurkundung von Sterbefällen in ehemaligen deut-

schen Konzentrationslagern (§ 38), 

16. weitere Angaben zum Familienstand des Verstorbenen 

sowie zum Ort und Zeitpunkt des Todes im Sterbeeintrag 

(§ 31 Absatz 1 Nummer 2 und 4) und in der Sterbeur-

kunde (§ 60 Nummer 2 und 4),  

17. die Eintragung der Staatsangehörigkeit in die Personen-

standsregister, 

18. die Begriffsbestimmungen für tot geborene Kinder und 

Fehlgeburten, 

19. die Angabe von Namen, wenn Vor- und Familiennamen 

nicht geführt werden, 

20. die Bezeichnung der Behörden und sonstigen öffentli-

chen Stellen, die nach gesetzlichen Vorschriften dem 

Standesamt eine Mitteilung zur Fortführung der Perso-

nenstandsregister zu machen haben, sowie die jeweils zu 

übermittelnden Angaben, 

21. die Besonderheiten für die in § 71 genannten Personen-

standsbücher und beglaubigten Abschriften, die darauf 

beruhen, dass Zweitbücher nicht vorhanden sind oder 

Einträge von den im inländischen Recht vorgesehenen 

Einträgen abweichen, 

22. die Führung der Sammlung der Todeserklärungen, die 

damit zusammenhängenden Mitteilungspflichten und 

die Benutzung dieser Sammlung (§ 33), 

 23. die elektronische Erfassung und Fortführung der Über-

gangsbeurkundungen (§ 75) und Altregister (§ 76), 

24. die Benutzung der als Heiratseinträge fortgeführten Fa-

milienbücher (§ 77),. 

25. die technischen Standards, die zu übermittelnden Daten, 

ihre Form sowie das Nähere über das Verfahren der 

Übermittlung bei Datenübermittlungen zwischen Stan-
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desämtern und einem Verwaltungsportal nach § 3 Ab-

satz 2 des Onlinezugangsgesetzes vom 14. August 2017 

(BGBl. I. S. 3122, 3138), das zuletzt durch Artikel 16 des 

Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBl. I S. 2250) geändert 

worden ist (OZG), 

26. die Festlegung des Vertrauensniveaus im Sinne des Arti-

kel 8 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über 

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 

elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur 

Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 vom 

28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 

14.6.2016, S. 44), das bei einer elektronischen Erbrin-

gung von Verwaltungsleistungen nach diesem Gesetz je-

weils erforderlich ist, 

27. automatisierte Abrufverfahren und technische Benutzer 

nach § 68 sowie die im Einzelnen zu übermittelnden An-

gaben, die Protokollierung der Abrufe und die Verfahren 

der Übermittlung. 

§ 74 

Rechtsverordnungen der Landesregierungen  

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung 

1. die Bestellung der Standesbeamten und die fachlichen 

Anforderungen an diese Personen zu regeln, 

2. die Aufbewahrung der Zweitbücher und Sicherungsregis-

ter zu regeln, 

3. ein zentrales elektronisches Personenstandsregister ein-

zurichten und nähere Bestimmungen zu dessen Führung 

zu treffen, 

4. die Aufbewahrung der Sammelakten zu regeln, 

5. die elektronische Erfassung und Fortführung der Über-

gangsbeurkundungen (§ 75) und Altregister (§ 76) zu re-

geln, 

6. das zuständige Amtsgericht zu bestimmen, wenn im Falle 

des § 50 Abs. 1 am Ort des Landgerichts mehrere Amts-

gerichte ihren Sitz haben, 

7. zu bestimmen, dass auch anderen als den auf Grund des 

§ 73 Nr. 8 bezeichneten öffentlichen Stellen Angaben 

mitzuteilen sind, die diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

benötigen. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung 

die Ermächtigungen nach Absatz 1 auf oberste Landesbehör-

den übertragen. 

Kapitel 12 

Übergangsvorschriften 

§ 75 Übergangsbeurkundung  

Die zwischen dem 1. Januar 2009 und dem 31. Dezember 

2013 in einem Papierregister beurkundeten Personen-

standseinträge (Übergangsbeurkundungen) können sollen in 

elektronische Register übernommen werden; in diesem Fall 

gelten die §§ 3 bis 5 entsprechend. 

§ 76 

Fortführung, Benutzung und Aufbewahrung der Altregister  

(1) Altregister sind die bis zum 31. Dezember 2008 angeleg-

ten Personenstandsbücher sowie die seit dem 1. Januar 

1876 geführten Standesregister und standesamtlichen Ne-

benregister und die davor geführten Zivilstandsregister 

(Standesbücher). Für ihre Fortführung und Beweiskraft gel-

ten die §§ 5, 16, 17, 27, 32 und 54 entsprechend, die Folge-

beurkundungen sind von dem Standesbeamten zu unter-

schreiben. 

(2) Für die Fortführung der Zweitbücher gilt § 4 Absatz 2 ent-

sprechend mit der Maßgabe, dass Hinweise nicht einzutra-

gen sind. 

 (3) Für die Benutzung der Altregister und der dazu geführten 

Sammelakten gelten die §§ 61 bis 66 entsprechend.  

 (4) Für die Aufbewahrung und das Anbieten der Altregister, 

der Zweitbücher und der Sammelakten  gegenüber den Ar-

chiven gilt § 7 Absatz 1 und 3 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 

entsprechend. 

(5) Die Altregister können innerhalb der in § 5 Absatz 5 ge-

nannten Fristen elektronisch erfasst und fortgeführt wer-

den; in diesem Fall gelten die §§ 3 bis 5 entsprechend. Ein-

träge aus Altregistern werden elektronisch erfasst und fort-

geführt, wenn  

1. ein Anlass zur Fortführung des Registereintrags im Ge-

burten-, Ehe- und Lebenspartnerschaftsregister besteht, 

2. die Ausstellung einer Personenstandsurkunde aus einem 

der in Nummer 1 genannten Register beantragt wird o-

der 

3. durch eine automatisierte Datenabfrage Daten aus ei-

nem papiergebundenen Altregister nach Nummer 1 ab-

gefragt werden. 

Im Übrigen sollen sie elektronisch erfasst werden. Eine Nach-

erfassung im elektronischen Personenstandsregister nach 

Satz 1 und 2 ist nicht erforderlich, wenn bereits die Hälfte der 

nach § 5 Absatz 5 für den entsprechenden Personenstands-

eintrag geltenden Fortführungsfrist abgelaufen ist oder die 

elektronische Nacherfassung aufgrund der in dem papierge-

bundenen Registereintrag beurkundeten Daten aus anderen 

Gründen nicht angezeigt ist. 

§ 77 

Fortführung, Aufbewahrung und Benutzung der Familien-
bücher  

(1) Die Familienbücher werden als Heiratseinträge fortge-

führt; die bisherigen Heiratseinträge in den Heiratsbüchern 

werden nicht fortgeführt. § 16 gilt entsprechend.  

 (2) Zuständig für die Fortführung des Familienbuchs ist das 

Standesamt, das den Heiratseintrag für die Ehe führt. Ist die 

Ehe nicht in einem deutschen Heiratsbuch beurkundet, so ist 
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das Standesamt zuständig, das am 24. Februar 2007 das Fa-

milienbuch führte. 

 (3) Aus den Familienbüchern, die als Heiratseinträge fortge-

führt werden, werden als Personenstandsurkunden nur E-

heurkunden (§ 57) ausgestellt. 

§ 78 

(weggefallen) 

§ 79 

Altfallregelung 

Für die Bearbeitung von Anträgen auf Beurkundung von Aus-

landspersonenstandsfällen und von namensrechtlichen Er-

klärungen, die vor dem 1. November 2017 beim Standesamt 

I in Berlin gestellt oder dort eingegangen sind, bleibt abwei-

chend von der in § 34 Absatz 4 Satz 1, § 35 Absatz 3 Satz 1, 

§ 36 Absatz 2, § 41 Absatz 2 Satz 2, § 42 Absatz 2 Satz 2, § 43 

Absatz 2 Satz 3 und § 45 Absatz 2 Satz 2 getroffenen Zustän-

digkeitsregelung bei lediglich früherem Wohnsitz im Inland 

das Standesamt I in Berlin zuständig.
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Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Standesamt 

(1) Jedes Standesamt führt eine Bezeichnung. Bei gleichna-

migen Standesämtern ist ein unterscheidender Zusatz hinzu-

zufügen. 

(2) Amtssitz sind die Diensträume des Standesamts. 

§ 2 

Übersetzung in die deutsche Sprache 

(1) Werden einem Standesamt fremdsprachige Urkunden 

vorgelegt, so soll eine Übersetzung in die deutsche Sprache 

gefordert werden. 

(2) Versteht ein Beteiligter die deutsche Sprache nicht, ist ein 

Dolmetscher hinzuzuziehen, wenn der Standesbeamte oder 

der mit der Amtshandlung befasste Mitarbeiter des Standes-

amts die fremde Sprache nicht selbst beherrscht. Der Dol-

metscher hat gegenüber dem Standesbeamten eine Versi-

cherung an Eides statt darüber abzugeben, dass er treu und 

gewissenhaft übertragen werde. Ist der Dolmetscher für 

Übertragungen der betreffenden Art in einem Land nach den 

landesrechtlichen Vorschriften allgemein beeidigt, genügt 

die Berufung auf diesen Eid. 

(3) Eine Niederschrift soll auch in der fremden Sprache vor-

gelesen werden. Dass dies geschehen ist, ist am Schluss der 

Niederschrift anzugeben. Die Niederschrift ist auch vom Dol-

metscher zu unterschreiben. 

§ 3 

Behinderung, Verweigerung der Unterschrift 

(1) Ist ein Beteiligter hör- oder sprachbehindert und ist eine 

schriftliche Verständigung mit ihm nicht möglich, so ist ein 

Gebärdendolmetscher hinzuzuziehen. § 2 gilt entsprechend. 

(2) Kann ein Beteiligter nicht schreiben oder ist er am Schrei-

ben gehindert, soll er ein Handzeichen machen. Ist das nicht 

möglich oder weigert sich ein Beteiligter zu unterschreiben, 

so ist dies mit Angabe des Grundes zu vermerken. 

§ 4 

Rückgabe von Urkunden 

(1) Von den Beteiligten vorgelegte Urkunden, die nicht aus-

drücklich zur Vorlage beim Standesamt ausgestellt worden 

sind, sollen ihnen zurückgegeben werden. Von Urkunden, 

die nicht jederzeit wieder beschafft werden können, soll das 

Standesamt eine Abschrift oder Ablichtung zurückbehalten, 

die zu beglaubigen ist; bei Übertragung in ein elektronisches 

Dokument genügt ein Vermerk, der angibt, wann und durch 

wen die Übertragung vorgenommen worden ist. 

(2) Bei in fremder Sprache abgefassten Urkunden, denen 

eine Übersetzung beigefügt ist, soll eine beglaubigte Ab-

schrift oder Ablichtung der Urkunde und der Übersetzung 

beim Standesamt verbleiben. 

§ 5 

Prüfungspflicht 

Eintragungen im Personenstandsregister und sonstige Beur-

kundungen dürfen erst vorgenommen werden, wenn der zu-

grunde liegende Sachverhalt ermittelt und abschließend ge-

prüft worden ist.  

§ 6 

Anzeige eines Personenstandsfalls  

(1) Über die mündliche Anzeige eines Personenstandsfalls ist 

vom Standesamt eine Niederschrift aufzunehmen. Die Nie-

derschrift muss alle zur ordnungsgemäßen Beurkundung im 

Personenstandsregister erforderlichen Angaben enthalten. 

(2) Für die elektronische Anzeige einer Geburt oder eines 

Sterbefalls sollen das Datenaustauschformat XPersonen-

stand und das Übertragungsprotokoll OSCI-Transport in der 

im elektronischen Bundesanzeiger bekannt gemachten je-

weils gültigen Fassung verwendet werden; § 63 Absatz 4 gilt 

entsprechend. Werden die nach dem Gesetz elektronisch zu-

gelassenen Anzeigen, Anmeldungen und Anträge dem Stan-

desamt über ein von einer Behörde bereitgestelltes Verwal-

tungsportal übermittelt, so soll für die elektronische Kom-

munikation zwischen dem Portal und dem Standesamt das 

Datenaustauschformat XPersonenstand und das Übertra-

gungsprotokoll OSCI-Transport in der im Bundesanzeiger be-

kannt gemachten jeweils gültigen Fassung verwendet wer-

den. § 63 Absatz 4 gilt entsprechend. 

(3) Die nach dem Gesetz gegenüber dem Standesamt zuge-

lassenen elektronischen Anzeige-, Anmelde- und Antragsver-

fahren müssen dem Vertrauensniveau „hoch“ nach Artikel 8 

der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische 

Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische 

Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richt-

linie 1999/93/EG (ABl. L 257 vom 28. August 2014, S. 73; L 23 

vom 29. Januar 2015, S. 19; L 155 vom 14. Juni 2016, S. 44) 

entsprechen. 

§ 7  

Zurückstellen der Beurkundung 

(1) Fehlen Angaben oder Nachweise für die Beurkundung ei-

nes Personenstandsfalls, kann das Standesamt die Beurkun-

dung zurückstellen. Die Beurkundung des Personenstands-

falls ist in diesem Fall in angemessener Frist nachzuholen. 

(2) Dem Anzeigenden ist auf Antrag eine Bescheinigung dar-

über auszustellen, dass der Personenstandsfall angezeigt 

wurde, aber noch nicht beurkundet werden konnte. 
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§ 8 

Prüfung der Staatsangehörigkeit 

(1) Zur Prüfung der deutschen Staatsangehörigkeit ist 

Folgendes vorzulegen: 

1. der Personalausweis oder der Reisepass oder 

2.  eine erweiterte Bescheinigung der Meldebe-

hörde, aus der sich die Staatsangehörigkeit ergibt.  

Bestehen danach Zweifel an der deutschen Staatsangehörig-

keit, ist eine Staatsangehörigkeitsurkunde vorzulegen. 

(2) Wer nicht Deutscher ist, muss seine Staatsangehörigkeit 

durch Vorlage eines der folgenden Dokumente nachweisen: 

1. Reisepass oder Passersatz, 

2. amtlicher Personalausweis mit Angabe der Staatsange-

hörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, 

eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum und der Schweiz o-

der 

3. Bescheinigung der zuständigen Behörde seines Heimat-

staates. 

Kapitel 2 

Personenstandsregister 

Abschnitt 1 

Betrieb elektronischer Personenstandsregister 
§ 9 

Personenstandsregister, Registerinhalt 

(1) Die nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes zu führenden Personen-

standsregister bestehen aus Registereinträgen, die auf 

Dauer lesbar und unveränderbar zu speichern sind. 

(2) Die Registereinträge enthalten die für die Beurkundung 

der Personenstandsfälle nach dem Gesetz erforderlichen Da-

ten einschließlich der dauerhaft überprüfbaren qualifizierten 

elektronischen Signatur des beurkundenden Standesbeam-

ten sowie die Hinweise und die entsprechenden Registrie-

rungsdaten nach § 16 Abs. 2 Satz 1. 

(3) Die Beurkundungsdaten werden vom Standesamt in 

strukturierter Form im Format Extensible Markup Language 

(XML) und zusätzlich als Dokument im Format Portable 

Document-Format (PDF/A) in dem entsprechenden Perso-

nenstandsregister gespeichert. 

(4) Beurkundungen im Sinne des § 54 des Gesetzes sind die 

im Format XML gespeicherten Haupteinträge und Folgebe-

urkundungen. 

§ 10 

Anforderungen an den Betrieb von Personenstandsregis-
tern und Sicherungsregistern 

(1) Für den Betrieb von Personenstandsregistern und Siche-

rungsregistern sind die erforderlichen und angemessenen 

technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, 

um die Verfügbarkeit, Integrität, Authentizität und Vertrau-

lichkeit der gespeicherten Daten entsprechend dem jeweili-

gen Stand der Technik sicherzustellen. Es dürfen nur Anlagen 

und Programme verwendet werden, die den anerkannten 

technischen Anforderungen an die maschinell geführte Ver-

arbeitung von Daten mit hohem Schutzbedarf entsprechen; 

sämtliche technischen und organisatorischen Maßnahmen 

müssen dem mit der dauerhaften Speicherung der Register-

daten verfolgten Zweck angemessen Rechnung tragen. Die 

zu treffenden Maßnahmen sind im Betriebs- und Sicherheits-

konzept (§ 13) zu dokumentieren. 

(2) Insbesondere ist sicherzustellen, dass 

1. Unbefugten der Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, 

mit denen die Personenstandsdaten verarbeitet oder ge-

nutzt werden können, verwehrt wird (Zutrittskontrolle), 

2. die unbefugte Nutzung der für die Personenstandsbeur-

kundung eingesetzten Datenverarbeitungssysteme ver-

hindert wird (Zugangskontrolle), 

3. die eingeräumten Zugriffsbefugnisse im Datenverarbei-

tungssystem verwaltet werden und der Zugriff auf die 

Daten oder Systemfunktionen nur innerhalb der jeweils 

eingeräumten Zugriffsbefugnis möglich ist, nachdem sich 

der Benutzer dem System gegenüber in einer automati-

sierten Prüfung als zugriffsbefugt erwiesen hat (Zugriffs-

kontrolle), 

4. die beurkundeten Daten nachvollziehbar und unverän-

derbar gespeichert werden und die chronologische Do-

kumentation von Veränderungen der Einträge im Perso-

nenstandsregister und im Sicherungsregister gewährleis-

tet wird (Revisionssicherheit), 

5. die Vornahme von Veränderungen und Ergänzungen der 

Einträge im Personenstandsregister und im Sicherungs-

register im Datenverarbeitungssystem protokolliert wird 

(Beweissicherung), 

6. eingesetzte Systemkomponenten ohne Sicherheitsrisi-

ken wiederhergestellt werden können (Wiederaufberei-

tung), 

7. etwaige Verfälschungen der gespeicherten Daten durch 

geeignete technische Prüfmechanismen rechtzeitig be-

merkt werden können (Unverfälschtheit), 

8. die Funktionen des Datenverarbeitungssystems fehler-

frei ablaufen und auftretende Fehlfunktionen unverzüg-

lich gemeldet werden (Verlässlichkeit), 

9. bei Verarbeitung der Daten im System und im Falle der 

Nutzung allgemein zugänglicher Netze Verschlüsselungs-

verfahren angewendet werden, die dem jeweiligen 

Stand der Technik entsprechen (Übertragungssicher-

heit). 

§ 11 

Anforderungen an die Datenverarbeitungsverfahren  

(1) Datenverarbeitungsverfahren für die Personenstandsre-

gister (Registerverfahren) müssen gewährleisten, dass 

1. die Beurkundungsdaten und Hinweise in den dafür vor-

gesehenen Datenfeldern (Anlage 1) gespeichert werden, 

2. eine Zusammenstellung aller Beurkundungsdaten als 

Personenstandseintrag nach den Mustern der Anlagen 2 

bis 5 auf Dauer unveränderbar gespeichert wird, 

3. der Personenstandseintrag mit den Registrierungsdaten 

nach § 16 Abs. 2 Satz 1 versehen wird, 
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4. die erforderliche dauerhaft überprüfbare qualifizierte 

elektronische Signatur und die Daten, die zur Sicherung 

der dauerhaften Überprüfbarkeit erforderlich sind, beim 

Personenstandseintrag gespeichert werden, 

5. jede Änderung oder Ergänzung eines bestehenden Regis-

tereintrags (Folgebeurkundung) gespeichert und mit 

dem Eintrag der Erstbeurkundung (Haupteintrag) und 

hierzu bereits vorhandener Folgebeurkundungen elekt-

ronisch verknüpft wird, ohne die bereits im Personen-

standsregister gespeicherten Eintragsdaten zu über-

schreiben oder zu löschen, 

6. die Beurkundungsdaten, gegliedert in Erstbeurkundung 

und Folgebeurkundungen für eine weitere Folgebeur-

kundung unter automatischer Vergabe der nach § 17 

Satz 1 vorgesehenen Folgenummer bereitgestellt wer-

den und der entsprechende Eintrag für die Dauer der Be-

arbeitung im Personenstandsregister gesperrt wird, 

7. die Authentizität des Eintrags sichergestellt und eine sys-

temunabhängige Prüfung möglich ist, 

8. Registereinträge, die nach Ablauf der Aufbewahrungs-

fristen von den zuständigen öffentlichen Archiven über-

nommen werden, auf externe Datenträger übertragen 

und aus dem Personenstandsregister gelöscht werden 

können. 

(2) Datenverarbeitungsverfahren für die Erstellung, Fortfüh-

rung, Suche und Anzeige der Personenstandseinträge (Fach-

verfahren) müssen gewährleisten, dass die nach dieser Ver-

ordnung erforderliche dauerhaft überprüfbare qualifizierte 

elektronische Signatur vor einer Speicherung im Personen-

standsregister angebracht wird und bei jeder Bereitstellung 

eines Registereintrags zur Bearbeitung im Fachverfahren die 

Signatur überprüft wird. 

(3) Fachverfahren dürfen mit einem Registerverfahren nur 

über eine Schnittstelle verbunden sein, die eine direkte Än-

derung der im Personenstandsregister gespeicherten Daten 

ausschließt. Diese Schnittstelle muss gewährleisten, dass 

1. eine system- und programmiersprachenunabhängige Zu-

sammenarbeit von Fach- und Registerverfahren möglich 

ist, 

2. die in einem Fachverfahren bearbeiteten Daten in das 

Personenstandsregister übernommen werden und die 

zugehörige dauerhaft überprüfbare qualifizierte elektro-

nische Signatur übergeben wird, 

3. die im Personenstandsregister vorhandenen Daten für 

eine Bearbeitung in das Fachverfahren übernommen 

werden, 

4. die in einem Fachverfahren für eine Übernahme in das 

Personenstandsregister bearbeiteten Daten den festge-

legten Strukturen und Formatbeschreibungen der Daten 

im Personenstandsregister angepasst werden, 

5. die zur systemunabhängigen Prüfung der Authentizität 

des Personenstandseintrags notwendigen Informatio-

nen bereitgestellt werden können. 

(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

kann eine den Voraussetzungen des Absatzes 3 genügende 

Schnittstellenbeschreibung durch Veröffentlichung im Bun-

desanzeiger für verbindlich anwendbar erklären. 

§ 12 

Herstellererklärung 

Für die Verarbeitung der nach dem Gesetz und dieser Ver-

ordnung zu registrierenden Daten dürfen nur Programme 

eingesetzt werden, für die die Hersteller gegenüber dem 

Verwender bestätigen, dass die für die Registerführung maß-

gebenden Vorgaben des Gesetzes und dieser Verordnung er-

füllt werden. 

§ 13 

Betriebs- und Sicherheitskonzept, Datenverarbeitungssys-
teme 

(1) Für den Betrieb der Personenstandsregister ist ein Be-

triebs- und Sicherheitskonzept zu erstellen, das festlegt, mit 

welchen technischen und organisatorischen Maßnahmen 

die Vorgaben des Gesetzes und dieser Verordnung unter Be-

achtung der Fortführungsfristen nach § 5 Abs. 5 des Geset-

zes gewährleistet werden. 

(2) Die für die Register verwendeten Datenverarbeitungssys-

teme sind regelmäßig auf Funktionalität zu überprüfen. Die 

Registereinträge sind bei Bedarf auf Datenträger und Anla-

gen zu übertragen, die dem Stand der Technik entsprechen. 

Bei dieser Übertragung muss die Integrität der übertragenen 

Einträge überprüft und die Überprüfung dokumentiert wer-

den. Es ist sicherzustellen, dass die in ausgesonderten Daten-

verarbeitungssystemen gespeicherten Daten spurenlos ge-

löscht werden. 

§ 14 

Berechtigungskonzept 

(1) Der Zugriff auf die Daten im Personenstandsregister er-

folgt innerhalb eines Standesamts mit folgenden Berechti-

gungsstufen: 

1.  Stufe A erlaubt, einen Eintrag abzuschließen und in das 

Personenstandsregister einzufügen, Einträge durch 

Folgebeurkundungen fortzuführen und Sperrvermerke 

sowie Hinweise aufzunehmen, 

2.  Stufe B erlaubt, Hinweise aufzunehmen oder zu ändern, 

3.  Stufe C erlaubt, einen Eintrag einzusehen, 

4.  Stufe D erlaubt die Einsicht in das Suchverzeichnis, um 

festzustellen, ob der Eintrag bei dem betreffenden Stan-

desamt geführt wird, 

5. Stufe T erlaubt, einen automatisierten Datenabruf durch 

einen technischen Benutzer nach § 68 Absatz 2 des Ge-

setzes auszulösen. 

Eine höhere Berechtigung schließt eine niedrigere ein. 

(2) Der Leiter des Standesamts legt die Berechtigung und die 

jeweilige Berechtigungsstufe fest. Die Berechtigung und die 

jeweiligen Berechtigungsstufen nach Absatz 1 werden durch 

einen von dem Aufgabenträger des Standesamts dafür be-

stimmten Standesbeamten erteilt. Die Zugriffsberechtigung 

für ein nach § 67 des Gesetzes eingerichtetes zentrales Per-

sonenstandsregister wird durch Rechtsverordnung der Lan-
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desregierung geregelt. Die Ermächtigung kann durch Rechts-

verordnung auf oberste Landesbehörden übertragen wer-

den. 

(3) Das Löschen eines Registereintrags nach § 7 Absatz 3 und 

4 des Gesetzes erfolgt durch einen von dem Aufgabenträger 

des Standesamts dafür bestimmten Standesbeamten. Durch 

technische Maßnahmen ist zu gewährleisten, dass nur Regis-

tereinträge, einschließlich der zugehörigen elektronischen 

Sammelakten, gelöscht werden können, deren Fortfüh-

rungsfrist nach § 5 Absatz 5 des Gesetzes abgelaufen ist. 

Abschnitt 2 

Führung der Personenstandsregister 

§ 15 

Personenstandsregister 

(1) Die Personenstandsregister fassen die Registereinträge 

mit Haupteintrag, etwaigen Folgebeurkundungen sowie Hin-

weisen eines Standesamtes für gleichartige Personenstands-

fälle (Geburt, Eheschließung, Begründung der Lebenspart-

nerschaft, Tod) zusammen. Bei elektronischer Führung wer-

den auch die zu den jeweiligen Einträgen und Fortführungen 

angebrachten Sperrvermerke nach § 64 des Gesetzes, Signa-

turen und Suchdaten zur eindeutigen Identifizierung der Ein-

träge und für die Suche über Namen im Personenstandsre-

gister gespeichert. 

(2) Die Personenstandsregister werden im elektronischen 

Verfahren mit der Kennzeichnung „E“ für Eheregister, „G“ für 

Geburtenregister, „L“ für Lebenspartnerschaftsregister und 

„S“ für Sterberegister unterschieden. 

(3) Die Beurkundungsdaten sind in lateinischer Schrift zu er-

fassen; diakritische Zeichen sind unverändert wiederzuge-

ben. Dabei ist der Zeichensatz nach ISO/IEC 10646:2003 in 

der UTF-8-Kodierung zu verwenden. 

§ 16 

Haupteintrag 

(1) Der Personenstandsfall wird mit dem Haupteintrag erst-

mals beurkundet. Der Standesbeamte schließt den Eintrag 

mit der Angabe seines Familiennamens und seiner dauerhaft 

überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur ab und 

speichert ihn in dem entsprechenden Personenstandsregis-

ter. 

(2) Der Haupteintrag ist mit der Bezeichnung und der Num-

mer des Standesamts, der Kennzeichnung des jeweiligen 

Personenstandsregisters nach § 15 Abs. 2, der laufenden 

Eintragsnummer und dem Jahr der Erstbeurkundung (Regist-

rierungsdaten) zu versehen. Die Kennzeichnung des Perso-

nenstandsregisters, die Eintragsnummer und das Jahr der 

Erstbeurkundung bilden die Registernummer. Der Register-

nummer wird für die Darstellung des Haupteintrags im elekt-

ronischen Personenstandsregister die Folgenummer „0” an-

gefügt. 

(3) Im Fall der Verwendung der Eintragsnummer eines 

nach § 47 Absatz 4 des Gesetzes stillgelegten Eintrags sind 

der Eintragsnummer ein Bindestrich und eine fortlaufende 

Nummer, beginnend mit der Nummer 1, anzufügen. 

(4) Die Nummer des Standesamts ergibt sich aus dem Ver-

zeichnis der statistischen Ämter des Bundes und der Länder. 

§ 17 

Folgebeurkundungen 

Der Registernummer wird für die Darstellung von Folgebeur-

kundungen im elektronischen Personenstandsregister eine 

Folgenummer, beginnend mit der laufenden Nummer 1 an-

gefügt. Für die Eintragung, Kennzeichnung, Signierung und 

Speicherung gilt § 16 entsprechend. 

§ 18 

Hinweise 

(1) In den Personenstandsregistern ist auf Registereinträge 

in anderen Personenstandsregistern mit der Bezeichnung 

des Standesamts, der Registernummer nach § 16 Abs. 2 

Satz 2 sowie Tag und Ort des Personenstandsfalls hinzuwei-

sen; im Hinweis auf die Geburt eines Kindes ist auch dessen 

Vor- und Familienname anzugeben. 

(2) Einer elektronischen Signatur und einer Nummerierung 

bedarf es nicht. 

§ 19 

Aufbau und Gestaltung der Registereinträge 

Die Registereinträge müssen auf dem Bildschirm so darge-

stellt werden können, wie es den Mustern der Anlagen 2 

bis 5 entspricht; die Darstellung ist dem Beurkundungssach-

verhalt anzupassen und kann programmgerecht eingerichtet 

werden, soweit dies im Einzelfall notwendig ist. 

§ 20 

Sicherungsregister  

(1) Für den Aufbau des Sicherungsregisters gilt § 15 entspre-

chend. Registereinträge sind mit Abschluss der Beurkundung 

in das entsprechende Sicherungsregister zu übernehmen. 

(2) Die Übertragung vom Personenstandsregister in das Si-

cherungsregister ist gegen jede unbefugte Benutzung sowie 

gegen Datenverlust zu sichern. Das Sicherungsregister ist so 

einzurichten, dass es bei Beschädigung der Anlagen oder der 

Daten des Personenstandsregisters nicht in Mitleidenschaft 

gezogen wird; die §§ 11 und 12 gelten entsprechend. 

§ 21 

Abschluss der Personenstandsregister 

Die Personenstands- und Sicherungsregister sind vom Stan-

desbeamten nach dem letzten Eintrag eines jeden Kalender-

jahres mit einem Vermerk über die Anzahl der Haupteinträge 

abzuschließen, der mit seiner dauerhaft überprüfbaren qua-

lifizierten elektronischen Signatur zu versehen ist. In dem 
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Abschlussvermerk sind die im Kalenderjahr nach § 47 Ab-

satz 4 des Gesetzes stillgelegten Einträge mit der jeweiligen 

Eintragsnummer aufzulisten. 

§ 22 

Sammelakten  

Die Sammelakten (§ 6 des Gesetzes) können auch elektro-

nisch geführt oder auf Mikrofilm oder einem anderen ver-

gleichbar sicheren Medium gespeichert werden; in diesem 

Fall gilt § 13 entsprechend. Bei Übertragung in ein elektroni-

sches Dokument genügt ein Vermerk, der angibt, wann und 

durch wen die Übertragung vorgenommen worden ist. 

§ 23 

Namensangabe 

(1) Bei Personen, die auf Grund Eheschließung oder Begrün-

dung einer Lebenspartnerschaft einen vom Geburtsnamen 

abweichenden Familiennamen führen, ist zusätzlich auch 

der Geburtsname einzutragen. 

(2) Bei Personen, die keinen Vor- und Familiennamen oder 

die neben Vor- und Familiennamen weitere Namensbe-

standteile führen, ist der sich aus Urkunden ergebende 

Name mit allen Namensbestandteilen in die Personen-

standsregister einzutragen. 

(3) Namen und Namensbestandteile nach Absatz 2 sollen in 

den Personenstandsregistern unter Hinweis auf die jeweilige 

Art der ausländischen Namensform bezeichnet werden. 

(4) Für die Angabe von Namen in familienrechtlichen Beur-

kundungen gelten die Absätze 1 bis 3 und § 35 entspre-

chend. 

§ 24 

Neubeurkundung nach Verlust eines Personenstandsregis-
ters 

(1) Über die vollständige oder teilweise Wiederherstellung 

eines Personenstandsregisters ist vom Standesamt ein Pro-

tokoll zu erstellen, aus dem hervorgeht, dass das Personen-

standsregister anhand des Datenbestandes des Sicherungs-

registers ordnungsgemäß wieder hergestellt wurde. 

(2)  Die Wiederherstellung eines ganz oder teilweise in 

Verlust geratenen Papierregisters kann dadurch erfolgen, 

dass das Sicherungsregister zum Personenstandsregister be-

stimmt wird. Handelt es sich bei dem Papierregister um ein 

als Heiratseintrag fortgeführtes Familienbuch, so ist bei des-

sen Verlust der Heiratseintrag im Heiratsbuch zu aktualisie-

ren und fortzuführen. 

§ 25 

Übergabe der Register und Sammelakten an Archive 

Bei der Übergabe eines Personenstandsregisters, eines Si-

cherungsregisters und von Sammelakten an ein Archiv ist 

durch eine Übergabeniederschrift aktenkundig zu machen, 

welchem Archiv es übergeben worden ist. 

§ 26 

Suchfunktion  

(1) Die nach § 3 Absatz 1 des Gesetzes zu führenden Perso-

nenstandsregister sind mit einer Suchfunktion zu versehen, 

die anderen Standesämtern die Feststellung ermöglicht, ob 

ein Personenstandseintrag geführt wird. Suchkriterien sind 

Daten aus den Datenfeldern, die in Anlage 1 zur Verwendung 

als Suchfeld ausgewiesen sind. Als Suchergebnis dürfen nur 

das Standesamt und die Registernummer (§ 16 Absatz 2 

Satz 2) des gesuchten Eintrags mitgeteilt werden. 

(2) Für Altregister und Übergangsbeurkundungen, die nicht 

elektronisch nacherfasst worden sind, ist ein Suchverzeich-

nis zu führen, aus dem die Suchanfragen beantwortet wer-

den können; für die Benutzung gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 27 

Verzeichnisse beim Standesamt I in Berlin  

(1) Für die beim Standesamt I in Berlin geführten elektroni-

schen Verzeichnisse nach § 41 Absatz 2 Satz 4, § 42 Absatz 2 

Satz 4, § 43 Absatz 2 Satz 5 und § 45 Absatz 2 Satz 4 des Ge-

setzes sowie für die Verzeichnisse über Personenstandsfälle 

im Ausland ist ein elektronisches Auskunftssystem einzurich-

ten, das das Auffinden eines Personenstandseintrags oder 

einer namensrechtlichen Erklärung ermöglicht. 

(2) Die Standesämter und die deutschen Auslandsvertretun-

gen dürfen die nach Absatz 1 eingerichteten Verzeichnisse 

einsehen, soweit dies für ihre Aufgabenerfüllung erforder-

lich ist. Zulässige Suchkriterien und Ergebnisdaten sind Stan-

desamt, Registernummer, Familiennamen, Geburtsname, 

Vornamen, Tag der Geburt, Tag der Eheschließung, Tag der 

Begründung einer Lebenspartnerschaft, Todestag und Ereig-

nisort des Personenstandsfalls. 

(3) Für die Suche in dem elektronischen Auskunftssystem 

wird die vom Land Berlin hierfür entwickelte Online-Daten-

bank des Standesamts I in Berlin verwendet.   

Kapitel 3 

Eheschließung 

§ 28 

Anmeldung 

(1) Die Eheschließenden sollen die beabsichtigte Eheschlie-

ßung persönlich beim Standesamt anmelden. Ist einer der 

Eheschließenden hieran verhindert, kann er den anderen 

Eheschließenden schriftlich bevollmächtigen. Sind beide 

Eheschließenden aus wichtigen Gründen am Erscheinen in 

dem Standesamt verhindert, können sie die Eheschließung 

auch schriftlich oder durch einen Bevollmächtigten anmel-

den. 

(2) Über die mündliche Anmeldung ist eine Niederschrift auf-

zunehmen. Bei schriftlicher Anmeldung der Eheschließung 

reicht es aus, in der Niederschrift auf die elektronisch oder 

schriftlich übersandten Anmeldedaten zu verweisen. 

(3) Soll die Ehe nicht in dem Standesamt geschlossen wer-

den, bei dem sie angemeldet worden ist, so prüft das Stan-

desamt, das die Anmeldung entgegengenommen hat, ob ein 

Ehehindernis vorliegt. Liegt ein Ehehindernis nicht vor, sind 

die vollständigen Anmeldeunterlagen mit einem Vermerk 

über das Ergebnis der Prüfung an das Standesamt zu senden, 

bei dem die Ehe geschlossen werden soll. Zusätzlich sollen 

diesem Standesamt die Anmeldedaten der Eheschließenden 
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elektronisch übermittelt werden; für die Übermittlung gilt 

§ 63. 

§ 29 

Eheschließung 

(1) Ist die Eheschließung durch einen Bevollmächtigten an-

gemeldet worden, hat der Vertretene die bei der Anmeldung 

abgegebenen Erklärungen persönlich zu bestätigen. 

(2) Eine erneute Prüfung der Ehevoraussetzungen soll nur 

dann erfolgen, wenn die Befragung der Eheschließenden 

ergibt, dass seit der Anmeldung der Eheschließung Änderun-

gen der für die Beurteilung der Ehefähigkeit erheblichen Tat-

sachen eingetreten sind oder dem Standesamt ein sonstiger 

Anlass für eine erneute Prüfung bekannt geworden ist. 

Wenn die Eheschließung nicht bei dem Standesamt erfolgen 

soll, bei dem sie angemeldet wurde, sind die Anmeldeunter-

lagen zur erneuten Prüfung zurückzusenden. 

(3) Die Niederschrift über die Eheschließung ist mit einem 

Formular nach dem Muster der Anlage 10 zu fertigen; das 

Formular ist dem Beurkundungssachverhalt anzupassen und 

kann programmgerecht eingerichtet werden, soweit dies im 

Einzelfall notwendig ist. 

Kapitel 4 

Lebenspartnerschaft 

§ 30 

 Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

 Für die Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

gelten die §§ 28 und 29 entsprechend. Die Niederschrift über 

die Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe ist 

mit einem Formular nach dem Muster der Anlage 10 zu fer-

tigen; das Formular ist dem Beurkundungssachverhalt anzu-

passen und kann programmgerecht eingerichtet werden, so-

weit dies im Einzelfall notwendig ist. 

Kapitel 5 

Geburt 

§ 31 

Lebendgeburt, Totgeburt, Fehlgeburt  

(1) Eine Lebendgeburt liegt vor, wenn bei einem Kind nach 

der Scheidung vom Mutterleib entweder das Herz geschla-

gen oder die Nabelschnur pulsiert oder die natürliche Lun-

genatmung eingesetzt hat. 

(2) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des 

Lebens gezeigt, gilt die Leibesfrucht als ein tot geborenes 

Kind im Sinne des § 21 Absatz 2 des Gesetzes, wenn 

1. das Gewicht des Kindes mindestens 500 Gramm beträgt 

oder 

2. das Gewicht des Kindes unter 500 Gramm beträgt, aber 

die 24. Schwangerschaftswoche erreicht wurde, 

im Übrigen als Fehlgeburt. Eine Fehlgeburt wird nicht im Per-

sonenstandsregister beurkundet. Sie kann von einer Person, 

der bei Lebendgeburt die Personensorge zugestanden hätte, 

dem Standesamt, in dessen Zuständigkeitsbereich die Fehl-

geburt erfolgte, angezeigt werden. In diesem Fall erteilt das 

Standesamt dem Anzeigenden auf Wunsch eine Bescheini-

gung mit einem Formular nach dem Muster der Anlage 11. 

(3) Eine Fehlgeburt ist abweichend von Absatz 2 Satz 2 als ein 

tot geborenes Kind zu beurkunden, wenn sie Teil einer Mehr-

lingsgeburt ist, bei der mindestens ein Kind nach Absatz 1 o-

der 2 zu beurkunden ist; § 21 Abs. 2 des Gesetzes gilt ent-

sprechend. 

§ 32 

Geburten in Fahrzeugen 

(1) Eine Geburt in einem Land- oder Luftfahrzeug beurkun-

det das Standesamt, in dessen Bezirk die Mutter das Fahr-

zeug verlässt. Eine Geburt auf einem Binnenschiff beurkun-

det das Standesamt, in dessen Bezirk das Schiff zuerst vor 

Anker geht oder anlegt. 

(2) Ist bei einer Geburt nach Absatz 1 der Ort bekannt, an 

dem das Kind geboren wurde, so ist dieser Ort in die Perso-

nenstandsregister einzutragen; ist der Ort nicht bekannt, so 

ist der für die Zuständigkeit maßgebende Ort als Geburtsort 

einzutragen. Wird später festgestellt, dass das Kind in einem 

anderen Standesamtsbezirk geboren wurde, entfällt eine er-

neute Beurkundung; die Angabe des Geburtsortes ist zu be-

richtigen. 

(3) Das Übereinkommen der Bodenseeuferstaaten über die 

Beurkundung der auf dem Bodensee eingetretenen Gebur-

ten und Sterbefälle vom 16. März 1880 (Badisches Gesetz- 

und Verordnungsblatt S. 102, Württembergisches Regie-

rungsblatt S. 171, Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

S. 133) bleibt unberührt. 

§ 33 

Nachweise bei Anzeige der Geburt 

Wird die Geburt eines Kindes angezeigt, soll das Standesamt 

verlangen, dass ihm folgende Unterlagen vorgelegt werden: 

1. bei miteinander verheirateten Eltern ihre Eheurkunde o-

der ein beglaubigter Ausdruck aus dem Eheregister so-

wie ihre Geburtsurkunden, wenn sich die Registrierungs-

daten der Geburt der Eltern nicht aus der Eheurkunde 

ergeben,  

2. bei nicht miteinander verheirateten Eltern die Geburts-

urkunde der Mutter und, falls die Vaterschaft bereits an-

erkannt wurde, die Erklärungen hierüber und die Ge-

burtsurkunde des Vaters sowie gegebenenfalls die Sor-

geerklärungen, 

3. ein Personalausweis, Reisepass oder ein anderes aner-

kanntes Passersatzpapier der Eltern und 

4. bei mündlicher Anzeige eine von einer Ärztin oder einem 

Arzt oder einer Hebamme oder einem Entbindungspfle-

ger ausgestellte Bescheinigung über die Geburt, soweit 

sie bei der Geburt zugegen waren. 

Die nach Nummer 1 erforderliche Eheurkunde ist auch vor-

zulegen, wenn die Ehe aufgelöst ist. Das Standesamt kann 
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die Vorlage weiterer Urkunden verlangen, wenn dies zum 

Nachweis von Angaben erforderlich ist. 

§ 34 

Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit  

(1) Zur Prüfung, ob ein Kind ausländischer Eltern durch die 

Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 des 

Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben hat, verlangt das 

Standesamt bei der Anzeige der Geburt Angaben darüber, ob 

ein Elternteil ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder als 

Staatsangehöriger der Schweiz oder dessen Familienangehö-

riger eine Aufenthaltserlaubnis auf Grund des Abkommens 

vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft 

und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizeri-

schen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit 

(BGBl. 2001 II S. 810) besitzt. 

(2) Sind nach den Angaben die Voraussetzungen hinsichtlich 

der Rechtsstellung oder des Aufenthaltstitels nach Absatz 1 

erfüllt, holt das Standesamt mit einem Formular nach dem 

Muster der Anlage 12 eine schriftliche Auskunft der Auslän-

derbehörde darüber ein, ob die Angaben zutreffen und der 

Elternteil zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes seit acht Jah-

ren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 

hatte. Die Auskunft ist auch dann einzuholen, wenn die El-

tern keine Angaben über ihre Rechtsstellung oder ihren Auf-

enthaltstitel machen oder das Standesamt Zweifel an der 

Richtigkeit der Angaben hat; in diesem Fall sind die Angaben 

für beide Elternteile abzufragen. 

(3) Das Standesamt prüft, ob das Kind durch die Geburt die 

deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat, und vermerkt 

das Ergebnis der Prüfung auf dem Formular nach dem Mus-

ter der Anlage 12 oder in einem gesonderten Vermerk. Das 

Formular oder der gesonderte Vermerk über das Ergebnis 

der Prüfung sind zu den Sammelakten des Geburtseintrags 

zu nehmen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für den Fall, dass 

zum Geburtseintrag des Kindes eine Folgebeurkundung über 

die Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft oder 

über die Feststellung des Nichtbestehens eines Eltern-Kind-

Verhältnisses nach § 27 Absatz 1 und Absatz 3 Nummer 1 

des Gesetzes beurkundet wird. 

(5) Das Formular nach dem Muster der Anlage 12 ist dem 

Sachverhalt entsprechend anzupassen und kann programm-

gerecht eingerichtet werden, soweit dies im Einzelfall not-

wendig ist. Soweit die technischen Voraussetzungen vorlie-

gen, gilt für die Übermittlung § 63. 

§ 35 

Besonderheiten bei der Beurkundung  

(1) Liegen dem Standesamt bei der Beurkundung der 

Geburt keine geeigneten Nachweise zu Angaben über die El-

tern des Kindes vor, ist hierüber im Geburtseintrag ein erläu-

ternder Zusatz aufzunehmen; § 7 bleibt unberührt. Als Per-

sonenstandsurkunde darf bis zur Eintragung einer ergänzen-

den Folgebeurkundung zu den Angaben über die Eltern nur 

ein beglaubigter Registerausdruck ausgestellt werden. 

(2) Bei Geburt im Inland sind personenstandsrechtli-

che Änderungen, die nach der Geburt, aber vor der Beurkun-

dung wirksam geworden sind, in den Haupteintrag aufzu-

nehmen. 

§ 36 

Fortführung des Geburtenregisters 

(1) Die Änderung des Familiennamens eines Kindes ist nur 

dann als Folgebeurkundung einzutragen, wenn sie den Ge-

burtsnamen betrifft. 

(2) Bei einer Namensänderung der Eltern und des Kindes ist 

die Namensänderung der Eltern auch dann als Folgebeur-

kundung einzutragen, wenn sie nicht zu einer übereinstim-

menden Namensführung von Eltern und Kind geführt hat, 

aber durch Erklärungen nach Artikel 47 des Einführungsge-

setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche oder § 94 des Bundes-

vertriebenengesetzes erfolgt ist. 

(3) Die Angabe der rechtlichen Zugehörigkeit des Kindes zu 

einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentli-

chen Rechts ist, wird auf Wunsch des Personensorgeberech-

tigten, ab dem 14. Lebensjahr nur auf Wunsch des Kindes 

selbst, eingetragen. Erhält das Standesamt eine Mitteilung 

über den Austritt des Kindes aus dieser Religionsgemein-

schaft oder den Übertritt in eine andere Religionsgemein-

schaft, so ist auch dies zu vermerken. 

Kapitel 6 

Sterbefall 

§ 37 

Sterbefälle in Fahrzeugen, Bergwerken und Gewässern; un-
bekannter Sterbeort  

(1) Einen Sterbefall in einem Landfahrzeug, auf einem Bin-

nenschiff oder in einem Luftfahrzeug beurkundet das Stan-

desamt, in dessen Bezirk der Verstorbene aus dem Fahrzeug 

herausgenommen wird.  

(2) Einen Sterbefall in einem Bergwerk beurkundet das Stan-

desamt, in dessen Bezirk die Schachteinfahrt des Bergwerkes 

liegt.  

(3) Einen Sterbefall in einem Gewässer beurkundet das Stan-

desamt, in dessen Bezirk der Verstorbene an Land gebracht 

wird. 

(4) Ist ein Sterbeort nicht feststellbar, so beurkundet das 

Standesamt den Sterbefall, in dessen Bezirk der Verstorbene 

gefunden wurde. 

(5) Ist der Sterbeort bekannt, so ist dieser Ort in die Perso-

nenstandsregister einzutragen; ist der Sterbeort nicht be-

kannt, so ist der für die Zuständigkeit maßgebende Ort als 

Sterbeort einzutragen. § 32 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Das Übereinkommen der Bodenseeuferstaaten über die 

Beurkundung der auf dem Bodensee eintretenden Geburten 

und Sterbefälle vom 16. März 1880 (Badisches Gesetz- und 
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Verordnungsblatt S. 102, Württembergisches Regierungs-

blatt S. 171, Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

S. 133) bleibt unberührt. 

§ 38 

Nachweise bei Anzeige des Sterbefalls  

Wird ein Sterbefall angezeigt, so soll das Standesamt verlan-

gen, dass ihm 

1. die Ehe- oder Lebenspartnerschaftsurkunde der letzten 

Ehe oder Lebenspartnerschaft und gegebenenfalls ein 

Nachweis über die Auflösung, 

2. die Geburtsurkunde, 

3. ein Nachweis über den letzten Wohnsitz, 

4. eine ärztliche Bescheinigung über den Tod 

des Verstorbenen vorgelegt wird. Auf die Vorlage der nach 

Nummer 2 erforderlichen Geburtsurkunde kann verzichtet 

werden, wenn sich die Registrierungsdaten der Geburt des 

Verstorbenen aus einer Ehe- oder Lebenspartnerschaftsur-

kunde ergeben. Das Standesamt kann die Vorlage weiterer 

Urkunden verlangen, wenn dies zum Nachweis von Angaben 

erforderlich ist. 

§ 39 

(weggefallen) 

 § 40 

Besonderheiten bei der Beurkundung  

(1) Kann der Personenstand eines Verstorbenen nicht ermit-

telt werden, ist der Verstorbene in dem Eintrag als unbe-

kannte Person zu bezeichnen. Wird der Personenstand des 

Verstorbenen nach der Beurkundung ermittelt, ist der Ein-

trag zu berichtigen. 

(2) Liegen dem Standesamt bei der Beurkundung des Sterbe-

falls keine geeigneten Nachweise zu Angaben über den Ver-

storbenen vor, gilt § 35 entsprechend. 

(3) Ist der Zeitpunkt des Todes nicht genau festzustellen, so 

ist entweder der ungefähre Zeitpunkt des Todes oder der 

Zeitraum anzugeben, in dem der Tod eingetreten ist. 

§ 41 

Sammlung der Beschlüsse über Todeserklärungen 

(1) In die Sammlung der Beschlüsse über Todeserklärungen 

und gerichtliche Feststellung der Todeszeit sind nur Ausfer-

tigungen von rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidungen 

aufzunehmen. Wurde eine in der Sammlung enthaltene ge-

richtliche Entscheidung geändert oder aufgehoben, ist auch 

eine Ausfertigung des Änderungs- oder Aufhebungsbe-

schlusses aufzunehmen. 

(2) Die Sammlung nach Absatz 1 kann elektronisch geführt 

werden. Die elektronische Führung erfolgt durch eine erset-

zende Digitalisierung der Beschlüsse als Bilddatei. Aus den 

Beschlüssen können Daten, die zur eindeutigen Identifizie-

rung, zum Auffinden eines Beschlusses und zur Erstellung ei-

ner Bescheinigung nach Absatz 3 erforderlich sind, in das 

elektronische Suchverzeichnis des Standesamts I in Berlin 

übernommen werden. 

(3) Aus der Sammlung der Beschlüsse über Todeserklärun-

gen und gerichtliche Feststellung der Todeszeit erteilt das 

Standesamt I in Berlin den nach den §§ 62 bis 66 des Geset-

zes Berechtigten auf Antrag Bescheinigungen oder beglau-

bigte Abschriften der Ausfertigung der gerichtlichen Ent-

scheidung oder beglaubigte Ausdrucke der elektronisch ge-

speicherten gerichtlichen Entscheidung; die Glaubhaftma-

chung eines berechtigten Interesses ist ausreichend. 

(4) Die Absätze 2 und 3 sind entsprechend für das bis zum 

31. Dezember 2008 geführte Buch für Todeserklärungen an-

zuwenden. 

Kapitel 7 

Besondere Beurkundungs- und Registervorschriften 

§ 42 

Familienrechtliche Zuordnung im Personenstandseintrag 

(weggefallen) 

(1) In den Personenstandseinträgen wird den Ehegatten und 

Lebenspartnern, den Eltern des Kindes und dem letzten Ehe-

gatten oder Lebenspartner der verstorbenen Person ein Da-

tenfeld für die familienrechtliche Bezeichnung zugeordnet. 

Die Felder erhalten fortlaufende Nummern, beginnend mit 

der Nummer 1. und stellen die Verbindung zu den Hinweisen 

des Registereintrags her. 

(2) Im Geburtenregister wird bei der Erstbeurkundung der 

Geburt der Person, die das Kind geboren hat, die Nummer 

„1.” zugeordnet und sie wird in dem Datenfeld für die fami-

lienrechtliche Bezeichnung als „Mutter” eingetragen. Der 

Person, deren Vaterschaft zu dem Kind nach § 1592 des Bür-

gerlichen Gesetzbuches besteht, wird die Nummer „2.” zu-

geordnet und sie wird in dem Datenfeld für die familien-

rechtliche Bezeichnung als „Vater” eingetragen. Satz 1 gilt 

auch für Personen, die weder dem männlichen noch dem 

weiblichen Geschlecht zugeordnet sind. Satz 2 gilt für Perso-

nen, die weder dem männlichen noch dem weiblichen Ge-

schlecht zugeordnet sind, nur dann, wenn sich die Vater-

schaft aus § 1592 Nummer 3 BGB ergibt. 

(3) Die Annahme eines Kindes wird im Geburtenregister aus-

schließlich in einer Folgebeurkundung dokumentiert, wobei 

weibliche Annehmende als „Mutter” und männliche Anneh-

mende als „Vater” in dem Datenfeld für die familienrechtli-

che Bezeichnung eingetragen werden. Soweit annehmende 

Personen weder dem männlichen noch dem weiblichen Ge-

schlecht angehören, sind sie als „Elternteil” zu bezeichnen. 

(4) Im Eheregister werden den Ehegatten die Nummern „1.” 

und „2.” zugeordnet und männliche Personen als „Ehe-

mann”, weibliche Personen als „Ehefrau” in dem Datenfeld 

für die familienrechtliche Bezeichnung eingetragen. Soweit 

Personen weder dem männlichen noch dem weiblichen Ge-

schlecht angehören, sind sie als „Ehepartner” zu bezeichnen. 

(5) Im Lebenspartnerschaftsregister werden den Partnern 

die Nummern „1.” und „2.” zugeordnet und männliche Per-

sonen als „Lebenspartner”, weibliche Personen als „Lebens-

partnerin” in dem Datenfeld für die familienrechtliche Be-

zeichnung eingetragen. Soweit Personen weder dem männ-

lichen noch dem weiblichen Geschlecht angehören, sind sie 

als „Lebenspartner” zu bezeichnen. 

(6) Im Sterberegister wird der letzte männliche Ehegatte der 

verstorbenen Person als „Ehemann” und der letzte weibliche 

Ehegatte als „Ehefrau” in dem Datenfeld für die familien-

rechtliche Bezeichnung eingetragen. Der letzte männliche 
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Lebenspartner der verstorbenen Person wird als „Lebens-

partner” und der letzte weibliche Lebenspartner als „Leben-

spartnerin” in dem Datenfeld für die familienrechtliche Be-

zeichnung eingetragen. Soweit Personen weder dem männ-

lichen noch dem weiblichen Geschlecht angehören, sind sie 

als „Ehepartner” oder „Lebenspartner” zu bezeichnen. 

§ 43 

Sterbefälle in ehemaligen deutschen Konzentrationslagern 

(1) Zur Entgegennahme der Anzeige für die Beurkundung des 

Sterbefalls eines Häftlings der ehemaligen deutschen Kon-

zentrationslager ist außer dem Sonderstandesamt in Bad 

Arolsen auch das Standesamt zuständig, in dessen Bezirk der 

Anzeigende seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

hat. 

(2) Das Standesamt, das die Anzeige entgegennimmt, hat die 

Angaben nachzuprüfen und den Sachverhalt, soweit erfor-

derlich, durch Ermittlungen aufzuklären. Es kann von dem 

Anzeigenden und anderen Personen die Versicherung der 

Richtigkeit ihrer Angaben an Eides statt verlangen. 

(3) Über die Anzeige ist vom Standesamt eine Niederschrift 

aufzunehmen. Dies gilt entsprechend für mündliche Erklä-

rungen anderer Personen. Die Niederschrift über die Anzeige 

und die mündlichen Erklärungen anderer Personen übersen-

det das Standesamt dem Sonderstandesamt in Bad Arolsen. 

Gleichzeitig teilt es dem Sonderstandesamt in Bad Arolsen 

das Ergebnis der sonstigen Ermittlungen mit. 

(4) Ist der Sterbefall im Inland mehrfach beurkundet worden, 

bleibt die erste Beurkundung auch dann bestehen, wenn sie 

nicht vom Sonderstandesamt in Bad Arolsen vorgenommen 

wurde. Das Sonderstandesamt in Bad Arolsen macht den zu 

Unrecht bestehenden Eintrag durch eine entsprechende 

Folgebeurkundung gegenstandslos. 

§ 44 

Sterbefälle von Angehörigen der ehemaligen deutschen 
Wehrmacht 

(1) Sterbefälle von Angehörigen der ehemaligen deutschen 

Wehrmacht oder diesen in personenstandsrechtlicher Hin-

sicht gleichgestellten Personen aus Anlass des Zweiten Welt-

krieges sind von dem Standesamt zu beurkunden, in dessen 

Bezirk der Verstorbene seinen letzten Wohnsitz oder ge-

wöhnlichen Aufenthalt hatte; dies gilt für Sterbefälle im In-

land und im Ausland. Liegt der letzte Wohnsitz oder gewöhn-

liche Aufenthalt des Verstorbenen nicht im Inland, so beur-

kundet das Standesamt I in Berlin den Sterbefall; Gleiches 

gilt, wenn der letzte Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt 

nicht bekannt ist. 

(2) Die Anzeige der Sterbefälle obliegt dem Bundesarchiv. 

Geht dem Bundesarchiv gleichzeitig eine Vielzahl von Daten 

Verstorbener zu, reicht die Weitergabe dieser Daten als An-

zeige aus. In diesem Fall erfolgt eine Beurkundung nur dann, 

wenn der Ehegatte des Verstorbenen, ein Vorfahre oder ein 

Abkömmling des Verstorbenen dies beantragt; antragsbe-

rechtigt ist auch jede andere Person, die ein berechtigtes In-

teresse an der Beurkundung geltend macht. 

(3) Ist der Sterbefall im Inland eingetreten, kann die Anzeige 

auch von jeder Person erstattet werden, die bei dem Tod zu-

gegen war oder von dem Sterbefall aus eigenem Wissen un-

terrichtet ist; in diesem Fall ist der Sterbefall bei dem Stan-

desamt anzuzeigen, in dessen Bezirk der Tod eingetreten ist. 

Das Standesamt des Sterbeortes hat den Sterbefall zu beur-

kunden. 

§ 45 

Angleichung von Namen 

(1) Eine Namensbestimmung nach Artikel 47 des Einfüh-

rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche kann durch 

Personen erfolgen, die ihren Namen nach ausländischem 

Recht erworben haben und deren Name nach Statutenwech-

sel oder Rechtswahl fortan deutschem Recht unterliegt. Glei-

ches gilt für die Bestimmung des Namens eines Kindes nach 

deutschem Recht, wenn dieser aus einem nach ausländi-

schem Recht erworbenen Namen eines Elternteils abgeleitet 

werden soll. 

(2) Bei der Namensbestimmung nach Artikel 47 des Einfüh-

rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche sind die allge-

meinen Grundsätze des deutschen Namensrechts zu beach-

ten. Insbesondere soll der zum Familiennamen bestimmte 

Namensteil grundsätzlich nur aus einem Namen bestehen 

und sich als solcher von dem gewählten Vornamen unter-

scheiden. 

§ 46 

Familienrechtliche Erklärungen Bescheinigung über Erklä-
rungen zur Namensführung 

Das Standesamt, das 

(1) Einer Person deren Name oder Geschlechtseintrag geän-

dert worden ist, wird auf Wunsch eine Bescheinigung von 

dem Standesamt erteilt, das 

1. eine Erklärung, Einwilligung oder Zustimmung zur Na-

mensführung auf Grund familienrechtlicher Vorschriften 

entgegengenommen hat, 

2. eine Erklärung nach § 94 des Bundesvertriebenengeset-

zes, § 1 des Minderheiten-Namensänderungsgesetzes o-

der Artikel 47, 48 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli-

chen Gesetzbuche entgegengenommen hat, 

3. eine Erklärung zur Reihenfolge der Vornamen nach § 45a 

oder nach § 45b des Gesetzes entgegengenommen hat 

oder 

4. ein Personenstandsregister führt, aus dem sich eine Na-

mensänderung oder die Änderung des Geschlechtsein-

trags nach den Nummern 1 bis 3 ergibt,. 

erteilt der Person, deren Name geändert worden ist, hier-

über auf Wunsch eine Bescheinigung. 

(2) Wird eine Erklärung zur Namensführung oder eine an-

dere familienrechtliche Erklärung nach den §§ 41 bis 45b des 

Gesetzes gegenüber einem Standesamt abgegeben, das für 

die Entgegennahme nicht zuständig ist, sollen dem für die 

Entgegennahme zuständigen Standesamt die Erklärungsda-
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ten mit dem Wortlaut der Erklärung bei Vorliegen der tech-

nischen Voraussetzungen nach § 63 elektronisch übermittelt 

werden. 

Kapitel 8 

Berichtigungen 

§ 47 

Berichtigungen 

(1) Das Standesamt, das selbst oder auf Anordnung des Ge-

richts einen abgeschlossenen Registereintrag berichtigt, hat 

zu prüfen, ob auch in anderen Personenstandsregistern eine 

Berichtigung vorgenommen werden muss. Es teilt dem in Be-

tracht kommenden Standesamt die Berichtigung mit. Eine 

Berichtigung auf Grund von Dokumenten des Heimatstaates 

(§ 47 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 des Gesetzes) ist nur zuläs-

sig, wenn zuvor die zuständige Ausländerbehörde beteiligt 

wurde und diese den Zusammenhang zwischen den vorge-

legten Dokumenten und der Rückführung des betreffenden 

Ausländers bestätigt hat. 

(2) Hat das Standesamt von Amts wegen auf Grund eines Re-

gistereintrags eine Mitteilung an eine Behörde, ein Gericht 

oder eine sonstige öffentliche Stelle gemacht und wird die-

ser Eintrag berichtigt, ist dem Empfänger die Berichtigung 

mitzuteilen. 

(3) Die Mitteilung erfolgt durch Übersendung eines beglau-

bigten Registerausdrucks oder durch Datenübermittlung 

nach § 63. 

(4) Bei unrichtigen und fehlenden Elementbezeichnungen o-

der familienrechtlichen Bezeichnungen kann die Eintragung 

nach § 47 Absatz 1 des Gesetzes durch eine Folgebeurkun-

dung richtig gestellt werden. Gleiches gilt auch bei der Fort-

führung von Hinweisen. Derartige Richtigstellungen bedür-

fen keiner Mitteilung nach den Absätzen 1 und 2. 

Kapitel 9 

Personenstandsurkunden, Benutzung der Personenstands-
register,  
Mitteilungen 

Abschnitt 1 

Personenstandsurkunden 

§ 48 

Personenstandsurkunden 

(1) Das Standesamt hat für die nach § 55 Abs.Absatz 1 des 

Gesetzes auszustellenden Personenstandsurkunden und 

elektronischen Personenstandsbescheinigungen die Formu-

lare nach den Mustern der Anlagen 2 bis 9E im Format 

DIN A4 zu verwenden; die Personenstandsurkunden sind im 

Format DIN A 4 auszustellen. Die Formulare sind dem Beur-

kundungssachverhalt anzupassen und können programmge-

recht eingerichtet werden, soweit dies im Einzelfall notwen-

dig ist. Die Formulare nach den Mustern der Anlagen 2 bis 5 

sind zusätzlich mit einem Vermerk über die Übereinstim-

mung des Ausdrucks mit dem Registerinhalt zu versehen. Die 

Formulare nach den Mustern der Anlagen 6 bis 9 können 

auch in einem kleineren Format hergestellt werden; dabei 

kann die Zeilengestaltung formatgerecht angepasst werden. 

1.11.2024 

(2) Wird bei der Beantragung einer Geburtsurkunde ver-

langt, Angaben nach § 59 Abs. 1 Nr. 2, 4 oder 5Nummer 2 o-

der 4 des Gesetzes nicht aufzunehmen, entfällt in dem Ur-

kundenformular auch das entsprechende Angabenfeld. 

(3) In den beglaubigten Registerausdruck sind die Hinweise 

nur auf Verlangen aufzunehmen. Der Hinweis auf eine in das 

Testamentsverzeichnis aufgenommene Mitteilung ist nur 

dann in den Registerausdruck aufzunehmen, wenn die Per-

son, auf die sich der Geburtseintrag bezieht, dies verlangt. 

(4) Das Papier der Urkunden muss mindestens den Qualitäts-

anforderungen nach DIN 19307 - ASM 80 entsprechen. 

Schreibmittel müssen eine ständige Lesbarkeit sowie eine 

höchstmögliche Sicherheit gegen Fälschungsversuche ge-

währleisten. Für die Herstellung der Urkunden sind Drucker 

zu verwenden, die die Eignung für den Notariatsbereich be-

sitzen. 

§ 49 

(weggefallen) 

§ 50  

Mehrsprachiger Auszug aus dem Personenstandsregister 

(1) Für die Ausstellung eines mehrsprachigen Auszuges aus 

einem Personenstandsregister nach dem Übereinkommen 

vom 8. September 1976 über die Ausstellung mehrsprachi-

ger Auszüge aus Personenstandsbüchern (BGBl. 1997 II 

S. 774) sind die Formblätter A, B und C des Übereinkommens 

nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7 zu verwenden. 

(2) Auf der Vorderseite der Formblätter ist der unveränderli-

che Wortlaut der Auszüge, mit Ausnahme der für das Datum 

vorgesehenen Zeichen, in deutscher sowie in französischer 

und englischer Sprache anzugeben. Die Bedeutung der Zei-

chen ist am Schluss der Vorderseite eines jeden Formblatts 

in den Sprachen wiederzugeben, die in Artikel 6 Abs. 2 des 

Übereinkommens festgelegt sind. 

(3) Auf der Rückseite der Formblätter sind anzugeben 

1. die Bezugnahme auf das Übereinkommen in den in 

Artikel 6 Abs. 2 des Übereinkommens festgelegten Spra-

chen, 

2. die Übersetzung des unveränderlichen Wortlauts 

der Auszüge in den in Artikel 6 Abs. 2 des Übereinkommens 

festgelegten Sprachen mit Ausnahme der auf der Vorder-

seite angegebenen Sprachen, 

3. eine Zusammenfassung des Inhalts der Artikel 3, 4, 

5 und 7 des Übereinkommens in deutscher Sprache. 

(4) In dem mehrsprachigen Auszug aus dem Personenstands-

register sind Personen, die einen Ehenamen oder einen Le-

benspartnerschaftsnamen führen, mit diesem Namen einzu-

tragen, gegebenenfalls unter Beifügung eines vorangestell-

ten oder angefügten Begleitnamens und unter Hinweis auf 

den Geburtsnamen. Bei Personen, die keinen Vor- und Fami-

liennamen oder die neben Vor- und Familiennamen weitere 
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Namensbestandteile führen, ist der sich aus dem Regis-

tereintrag ergebende Name mit allen Namensbestandteilen 

in die Urkunden einzutragen.  

(5) In dem mehrsprachigen Auszug aus dem Geburtseintrag 

(Formblatt A) ist Feld 10 durch einen Strich zu sperren. 

(6) In dem mehrsprachigen Auszug aus dem Heiratseintrag 

(Formblatt B) sind in Feld 10 bei bestehender Ehe die zum 

Zeitpunkt der Urkundenausstellung von den Ehegatten ge-

führten Namen einzutragen. Die Angaben über die Auflö-

sung oder die Nichtigerklärung der Ehe sind in Feld 11 einzu-

tragen. 

(7) In dem mehrsprachigen Auszug aus dem Sterbeeintrag 

(Formblatt C) sind die Felder 7, 12 und 13 durch einen Strich 

zu sperren. Vor- und Familiennamen des früheren Ehegatten 

sind nur dann einzutragen, wenn sich die Angaben aus dem 

Sterberegister ergeben. 

§ 51 

Mehrsprachiges Ehefähigkeitszeugnis 

(1) Für die Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses, dessen 

ein Deutscher für die Eheschließung im Ausland bedarf, ist 

das Formblatt des Übereinkommens vom 5. September 1980 

über die Ausstellung von Ehefähigkeitszeugnissen 

(BGBl. 1997 II S. 1086) nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu 

verwenden. 

(2) Auf der Vorderseite des Formblatts ist der unveränderli-

che Wortlaut des Zeugnisses, mit Ausnahme der für das Da-

tum vorgesehenen Zeichen, in deutscher sowie in französi-

scher und englischer Sprache anzugeben. Die Bedeutung der 

Zeichen am Schluss der Vorderseite ist in den Sprachen wie-

derzugeben, die in Artikel 6 Abs. 2 des Übereinkommens 

festgelegt sind. 

(3) Auf der Rückseite des Formblatts sind anzugeben 

1. die Bezugnahme auf das Übereinkommen in den in Arti-

kel 6 Abs. 2 des Übereinkommens festgelegten Spra-

chen, 

2. die Übersetzung des unveränderlichen Wortlauts des 

Zeugnisses in den in Artikel 6 Abs. 2 des Übereinkom-

mens festgelegten Sprachen mit Ausnahme der auf der 

Vorderseite angegebenen Sprachen, 

3. die Zusammenfassung des Inhalts der Artikel 3, 4, 5 

und 9 des Übereinkommens in deutscher Sprache. 

(4) Führt einer der Eheschließenden einen Ehenamen oder 

einen Lebenspartnerschaftsnamen, so ist er in Feld 5 des 

Formblatts mit diesem Namen einzutragen, gegebenenfalls 

unter Beifügung eines vorangestellten oder angefügten Be-

gleitnamens und unter Hinweis auf den Geburtsnamen. 

(5) In Feld 11 des Formblatts sind der Ort und die Nummer 

eines ausländischen Familienregisters einzutragen, wenn die 

Angaben urkundlich nachgewiesen sind. 

§ 51a 

(aufgehoben)  

§ 52 

Internationales Stammbuch der Familie 

In ein internationales Stammbuch der Familie, das in einem 

Vertragsstaat des Übereinkommens vom 12. September 

1974 zur Schaffung eines internationalen Stammbuchs der 

Familie ausgestellt worden ist, können Angaben eingetragen 

werden über die Geburt gemeinsamer Kinder der Ehegatten 

sowie über den Tod der Ehegatten und ihrer Kinder. 

Abschnitt 2 

Benutzung der Personenstandsregister 

§ 53 

Benutzung durch Personen 

(1) Für die elektronische Auskunft über Daten aus einem Per-

sonenstandsregister an Berechtigte nach § 62 des Gesetzes 

gilt § 63 Abs. 1 entsprechend. 

(2) Die besonderen Vorschriften des Gesetzes für die Benut-

zung der Personenstandsregister durch Geschwister gelten 

auch für halbbürtige Geschwister. 

§ 54 

Benutzung durch ausländische diplomatische und konsula-
rische Vertretungen 

Die Benutzung durch ausländische diplomatische oder kon-

sularische Vertretungen im Inland nach § 65 Absatz 3 des 

Gesetzes ist zu versagen, wenn dem Standesamt bekannt ist, 

dass es sich bei der betreffenden Person um einen Ausländer 

handelt, 

1. der als Asylberechtigter nach Artikel 16a des Grundge-

setzes anerkannt ist, dem die Flüchtlingseigenschaft im 

Sinne des § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiärer 

Schutz im Sinne des § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes zuer-

kannt wurde, bei dem ein Abschiebungsverbot nach § 60 

Absatz 5 oder Absatz 7 des Aufenthaltsgesetzes festge-

stellt wurde oder der einen Asylantrag gestellt hat, über 

den noch nicht bestandskräftig entschieden worden ist, 

oder bei dem die zuständige Behörde das Bestehen von 

Abschiebungsverboten im Sinne des § 60 Absatz 5 oder 

Absatz 7 des Aufenthaltsgesetzes prüft, oder 

2. der im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 22, 

23, 24, 25 Absatz 1, 2 oder 3 des Aufenthaltsgesetzes ist 

oder der eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 

3 oder Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes besitzt oder der 

im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 27 Absatz 2 

in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 30 

oder § 31 des Aufenthaltsgesetzes ist oder der eine Nie-

derlassungserlaubnis für Lebenspartner nach § 9 Absatz 

2 in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1 des Aufenthaltsge-

setzes besitzt oder der eine Aufenthaltserlaubnis für 

gleichgeschlechtliche Ehegatten nach § 28 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 1, § 30 oder § 31 des Aufenthaltsgesetzes o-

der eine Niederlassungserlaubnis für gleichgeschlechtli-

che Ehegatten nach § 9 Absatz 2 in Verbindung mit Ab-

satz 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes besitzt. . 

Die Versagungsgründe nach § 65 Absatz 3 Satz 2 des Geset-

zes bleiben unberührt. 

§ 55 

Benutzung für wissenschaftliche Zwecke 

(1) Ist die Benutzung von Personenstandsregistern für be-

stimmte wissenschaftliche Forschungsvorhaben beantragt 

worden, hat das Standesamt Betroffenen auf deren Anfrage 

Auskunft über das Forschungsvorhaben und Gelegenheit zu 
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geben, schutzwürdige Belange gegen die Benutzung geltend 

zu machen. 

(2) Das Standesamt kann auch von sich aus zur Interessenab-

wägung Betroffene nach dem Umfang ihrer schutzwürdigen 

Belange befragen, wenn es dies für erforderlich hält. 

Abschnitt 3 

Mitteilungen 

§ 56 

Mitteilungen an das Standesamt  

(1) Das Gericht teilt folgende Sachverhalte und Entscheidun-

gen mit: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für ein Kind 

führt: 

a) Beurkundungen von Erklärungen über die Anerken-

nung der Vaterschaft oder der Mutterschaft und 

über die familien- oder betreuungsgerichtliche Ge-

nehmigung einer Anerkennung, Zustimmung oder 

des Widerrufs solcher Erklärungen, 

b) Entscheidungen, durch die das Bestehen oder Nicht-

bestehen eines Eltern- oder Kindesverhältnisses fest-

gestellt wird, sofern diese eine Eintragung in einem 

Personenstandsregister erforderlich machen, 

c) Entscheidungen über die Annahme als Kind oder die 

Aufhebung eines Annahmeverhältnisses sowie eine 

dem Familiengericht bekannt gewordene Annahme 

als Kind im Ausland, 

d) Entscheidungen, durch die auf Grund des Transsexu-

ellengesetzes 

aa) die Vornamen einer Person geändert oder sol-

che Entscheidungen aufgehoben werden, 

bb) festgestellt wird, dass eine Person als dem an-

deren Geschlecht zugehörig anzusehen ist, 

2. dem Standesamt, das das Eheregister führt: 

a) Entscheidungen, durch die die Ehe geschieden oder 

aufgehoben wird, 

b) Entscheidungen, durch die das Nichtbestehen der 

Ehe festgestellt wird, 

c) Erklärungen und Entscheidungen nach Nummer 1, 

durch die sich der Name einer Person ändert, deren 

Geburt nicht in einem Personenstandsregister im In-

land beurkundet ist, 

3. dem Standesamt, das das Lebenspartnerschaftsregister 

führt: 

a) Entscheidungen, durch die die Lebenspartnerschaft 

aufgehoben wird, 

b) Erklärungen und Entscheidungen nach Nummer 1, 

durch die sich der Name einer Person ändert, deren 

Geburt nicht in einem Personenstandsregister im In-

land beurkundet ist, 

4. dem Standesamt I in Berlin: 

a) Entscheidungen über die Todeserklärung oder die 

Feststellung der Todeszeit, sowie die Anfechtung, 

Aufhebung oder Änderung solcher Entscheidungen, 

b) Entscheidungen nach den Nummern 1 bis 3, wenn 

der Personenstandsfall, auf den sich die Mitteilung 

bezieht, nicht in einem Personenstandsregister im 

Inland beurkundet ist. 

(2) Die Namensänderungsbehörde teilt folgende Entschei-

dungen mit: 

1. dem Standesamt, das das Geburtenregister führt: 

a) die Änderung oder Feststellung des Familiennamens 

oder der Vornamen eines Kindes, 

b) die Änderung oder Feststellung des Familiennamens 

der Eltern oder eines Elternteils, wenn sich die na-

mensrechtliche Wirkung auf das Kind erstreckt, 

2. dem Standesamt, das das Eheregister führt: 

a) die Änderung oder Feststellung des Ehenamens der 

Ehegatten, 

b) die Änderung oder Feststellung des Vor- oder Fami-

liennamens eines Ehegatten, dessen Geburt nicht im 

Inland beurkundet ist, 

3. dem Standesamt, das das Lebenspartnerschaftsregister 

führt: 

a) die Änderung oder Feststellung des Lebenspartner-

schaftsnamens der Lebenspartner, 

b) die Änderung oder Feststellung des Vor- oder Fami-

liennamens eines Lebenspartners, dessen Geburt 

nicht im Inland beurkundet ist. 

(3) Die Meldebehörde teilt dem Standesamt die erstmalig er-

teilte Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenord-

nung mit. Ist zu einer Person noch keine Identifikationsnum-

mer nach § 139b der Abgabenordnung im Personenstandsre-

gister gespeichert, teilt die Registermodernisierungsbehörde 

nach dem Identifikationsnummerngesetz diese auf Anforde-

rung dem Standesamt mit, das einen Personenstandseintrag 

für diese Person führt. 

(4) Das Jugendamt teilt folgende Beurkundungen mit: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für ein Kind 

führt: 

a) Erklärungen über die Anerkennung der Vaterschaft 

oder den Widerruf der Anerkennung und die für die 

Wirksamkeit etwa erforderlichen Zustimmungserklä-

rungen, 

b) Erklärungen über die Anerkennung der Mutterschaft 

und die für die Wirksamkeit etwa erforderlichen Zu-

stimmungserklärungen, 

2. dem Standesamt I in Berlin, wenn sich die Beurkundung 

nach Nummer 1 auf ein Kind bezieht, dessen Geburt 

nicht in einem Personenstandsregister im Inland beur-

kundet ist. 

(5) Der Notar teilt folgende Beurkundungen und Beglaubi-

gungen mit: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für ein Kind 

führt: 

a) Erklärungen über die Anerkennung der Vaterschaft 

oder den Widerruf der Anerkennung und die für die 
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Wirksamkeit etwa erforderlichen Zustimmungserklä-

rungen, 

b) Erklärungen über die Anerkennung der Mutterschaft 

und die für die Wirksamkeit etwa erforderlichen Zu-

stimmungserklärungen, 

c) Erklärungen zum Familiennamen des Kindes und die 

für die Wirksamkeit etwa erforderlichen Einwilli-

gungserklärungen, 

d) Erklärungen nach Artikel 47 oder Artikel 48 des Ein-

führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche, 

§ 1 des Minderheiten-Namensänderungsgesetzes 

und nach § 94 des Bundesvertriebenengesetzes, 

2. dem Standesamt, das den Eheeintrag der Ehegatten 

führt, Erklärungen über die Namensführung in der Ehe 

oder nach Auflösung der Ehe, 

3. dem Standesamt, das den Lebenspartnerschaftseintrag 

der Lebenspartner führt, Erklärungen über die Namens-

führung in der Lebenspartnerschaft oder nach Auflösung 

derselben, 

4. dem Standesamt I in Berlin, wenn der Personenstands-

fall, auf den sich die Mitteilung nach den Nummern 1a 

und 1b bezieht, nicht in einem Personenstandsregister 

im Inland beurkundet ist, 

5. dem Standesamt am Wohnsitz, letzten Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt des Erklärenden, wenn der 

Personenstandsfall, auf den sich die Mitteilung nach 

Nummer 1 Buchstabe c, Nummer 1 Buchstabe d, Num-

mer 2 oder Nummer 3 bezieht, nicht in einem Personen-

standsregister im Inland beurkundet ist; hat der Erklä-

rende keinen Wohnsitz, keinen letzten Wohnsitz oder 

keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, ist die Mittei-

lung an das Standesamt I in Berlin zu richten. 

(6) Für die Mitteilungen der Konsularbeamten der deutschen 

Auslandsvertretungen gilt Absatz 5. 

(7) Die Mitteilung soll enthalten: 

1. die Registrierungsdaten des Personenstandseintrags, auf 

den sich die Mitteilung bezieht, 

2. den Familiennamen, den Geburtsnamen und die Vorna-

men der Personen, auf die sich die Mitteilung bezieht, 

sowie Tag und Ort des personenstandsrechtlichen Ereig-

nisses, 

3. die Bezeichnung des Vorgangs, der Anlass der Mitteilung 

ist, 

4. das Wirksamkeitsdatum der Entscheidung oder Erklä-

rung. 

(8) Mitteilungspflichten an die Standesämter auf Grund an-

derer Rechtsvorschriften und internationaler Vereinbarun-

gen bleiben unberührt. 

§ 57 

Mitteilungen bei Beurkundung im Geburtenregister  

(1) Das Standesamt, das die Geburt beurkundet, hat dies mit-

zuteilen: 

1. dem Standesamt, das die Geburtseinträge für die Eltern 

des Kindes führt, 

2. dem Standesamt I in Berlin, wenn das Kind im Ausland 

geboren worden ist, 

3. der Meldebehörde, 

4. dem Familiengericht, wenn  

a) das Kind nach dem Tod seines Vaters geboren ist, 

b) es sich um ein Findelkind oder um einen Minderjäh-

rigen handelt, dessen Personenstand nicht zu ermit-

teln ist, oder 

c) es sich um ein Kind aus einer vertraulichen Geburt 

nach § 25 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktge-

setzes handelt,  

5. dem Jugendamt, wenn die Eltern des Kindes nicht mitei-

nander verheiratet sind, 

6. dem Familiengericht, wenn gemeinsam sorgeberech-

tigte Eltern, die keinen Ehenamen führen, den Geburts-

namen des Kindes nicht binnen eines Monats nach des-

sen Geburt bestimmt haben, 

7. dem Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche 

Aufgaben, wenn das Kind nach § 25 Absatz 1 des Schwan-

gerschaftskonfliktgesetzes vertraulich geboren wurde, 

8. der Elterngeldstelle, wenn dem Standesamt bekannt 

wird, dass ein Antrag auf Elterngeld gestellt worden ist, 

und wenn die antragstellende Person in die Datenüber-

mittlung eingewilligt hat.  

(2) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die An-

erkennung oder gerichtliche Feststellung der Vaterschaft 

einträgt, hat dies mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den Vater 

führt, 

2. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den bisher 

als Vater eingetragenen Mann führt, wenn er nach der 

Folgebeurkundung nicht der Vater ist, 

3. der Meldebehörde, 

4. dem Jugendamt, wenn das Kind während bestehender 

Ehe der Mutter geboren wurde. 

(3) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die ge-

richtliche Entscheidung über das Nichtbestehen der Vater-

schaft einträgt, hat dies mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den bisher 

als Vater eingetragenen Mann führt, 

2. der Meldebehörde. 

(4) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die Än-

derung oder Angleichung des Namens des Kindes, die An-

gabe des Geschlechts oder eine Vornamensortierung ein-

trägt, hat dies mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das den Ehe- oder Lebenspartner-

schaftseintrag für das Kind führt, 

2. dem Standesamt I in Berlin, wenn die Geburt oder die 

Eheschließung oder die Begründung einer Lebenspart-

nerschaft des Kindes im Ausland erfolgt ist, 

3. dem Standesamt, das den Geburtseintrag eines Ab-

kömmlings des Kindes führt, wenn sich der Geburtsname 

des Abkömmlings geändert hat, 
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4. der Meldebehörde, wenn dies nicht bereits von anderer 

Stelle erfolgt ist, 

5. dem Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche 

Aufgaben, wenn das Kind nach § 25 Absatz 1 des Schwan-

gerschaftskonfliktgesetzes vertraulich geboren wurde.  

(5) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die An-

nahme als Kind oder deren Aufhebung einträgt, hat dies mit-

zuteilen: 

1. dem Standesamt, das die Geburtseinträge für die leibli-

chen Eltern des Kindes führt, soweit die Annahme Aus-

wirkungen auf deren Elternschaft hat, 

2. dem Standesamt, das die Geburtseinträge für die Anneh-

menden führt, 

3. dem Standesamt, das den Ehe- oder Lebenspartner-

schaftseintrag für das Kind führt, wenn sich der Name 

des Kindes geändert hat, 

4. dem Standesamt, das den Geburtseintrag eines Ab-

kömmlings des Kindes führt, wenn sich der Geburtsname 

des Abkömmlings geändert hat, 

5. dem Standesamt I in Berlin, wenn die Geburt oder die 

Eheschließung oder die Begründung einer Lebenspart-

nerschaft des Kindes im Ausland erfolgt ist, 

6. der Meldebehörde. 

(6) Das Standesamt darf zur Erfüllung der nach den Absät-

zen 1 bis 5 bestehenden Mitteilungspflichten folgende Da-

ten übermitteln: 

1. Anlass der Beurkundung, 

2. Wirksamkeitsdatum der mitgeteilten Beurkundung, 

3. Registrierungsdaten des sendenden Standesamts, 

4. Registrierungsdaten der empfangenden Stelle, 

5. Geburtsname und Vornamen des Kindes, 

6. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt des Kindes, 

7. Staat der Geburt, wenn das Kind im Ausland geboren 

worden ist, 

8. Geschlecht des Kindes, 

9. Staatsangehörigkeit des Kindes bei Erwerb nach § 4 

Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes, 

10. Familiennamen, Geburtsnamen und Vornamen der El-

tern des Kindes, 

11. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt der Eltern 

des Kindes, 

12. Staatsangehörigkeit der Eltern des Kindes, 

13. Daten über Anerkennung, Feststellung oder Nichtbeste-

hen einer Vaterschaft, 

14. Daten über die Annahme als Kind, insbesondere 

a) Familiennamen, Geburtsnamen und Vornamen der 

Annehmenden, 

b) Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt der An-

nehmenden, 

c) Staatsangehörigkeit der Annehmenden, 

d) Anschriften der Annehmenden, 

15. Daten über eine Namensänderung des Kindes, 

16. Anzahl der geborenen Kinder bei einer Mehrlingsgeburt, 

17. Angaben zum Tod des Vaters vor der Geburt des Kindes, 

18. Angaben zur elterlichen Sorge für das Kind, 

19. Anschriften des Kindes und der Eltern, 

20. Pseudonym der Mutter im Fall einer vertraulichen Ge-

burt nach § 25 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktge-

setzes, 

21. Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenord-

nung.  

§ 58 

Mitteilungen bei Beurkundung im Eheregister  

(1) Das Standesamt, das die Eheschließung oder die Um-

wandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe beurkun-

det, im Falle der Nummer 6 die Anmeldung der Eheschlie-

ßung entgegennimmt, hat dies mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das die Geburtseinträge für die Ehe-

gatten führt, 

2. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für ein ge-

meinsames Kind der Ehegatten führt,  

3. dem Standesamt I in Berlin, wenn die Ehe im Ausland ge-

schlossen worden ist, 

4. dem Standesamt, das den Ehe- oder Lebenspartner-

schaftseintrag der letzten Ehe oder Lebenspartnerschaft 

für die Ehegatten führt, 

5. der Meldebehörde, 

6. dem Familiengericht, wenn einer der Eheschließenden 

mit einem anteilsberechtigten minderjährigen oder be-

treuten Abkömmling in fortgesetzter Gütergemeinschaft 

lebt. 

(2) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über eine 

Namensänderung, Namensangleichung oder Vornamensor-

tierung eines oder beider Ehegatten einträgt, hat dies mitzu-

teilen: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den oder 

die Ehegatten führt, wenn sich die Namensänderung auf 

den Geburtsnamen des oder der Ehegatten erstreckt, 

2. dem Standesamt, das den Geburtseintrag eines Kindes 

des oder der Ehegatten führt, wenn auch das Kind den 

geänderten Namen führt, 

3. dem Standesamt I in Berlin, wenn die Ehe im Ausland ge-

schlossen worden ist, 

4. der Meldebehörde, wenn dies nicht bereits von anderer 

Stelle erfolgt ist. 

(3) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die 

Aufhebung, Scheidung oder das Nichtbestehen der Ehe oder 
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die Aufhebung einer solchen Entscheidung einträgt, hat dies 

mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für ein ge-

meinsames Kind der Ehegatten führt, wenn die Entschei-

dung Auswirkungen auf den Personenstand des Kindes 

hat, 

2. dem Standesamt, das den Ehe- oder Lebenspartner-

schaftseintrag der letzten Ehe oder Lebenspartnerschaft 

für die Ehegatten führt, wenn das Nichtbestehen der Ehe 

oder die Aufhebung dieser Entscheidung festgestellt 

wurde, 

3. der Meldebehörde. 

(4) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die 

Auflösung der Ehe durch Tod oder über die Todeserklärung, 

die gerichtliche Feststellung der Todeszeit eines Ehegatten 

oder die Aufhebung eines solchen Beschlusses einträgt, hat 

dies mitzuteilen, wenn der Sterbefall nicht im Inland beur-

kundet worden ist: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den ver-

storbenen oder für tot erklärten Ehegatten führt, 

2. der Meldebehörde, 

3. dem für die Veranlagung zur Erbschaftsteuer zuständi-

gen Finanzamt, 

4. der das Zentrale Testamentsregister führenden Register-

behörde. 

(5) Das Standesamt darf zur Erfüllung der Mitteilungspflich-

ten nach den Absätzen 1 bis 4 folgende Daten übermitteln: 

1. Anlass der Beurkundung, 

2. Wirksamkeitsdatum der mitgeteilten Beurkundung, 

3. Registrierungsdaten des sendenden Standesamts, 

4. Registrierungsdaten der empfangenden Stelle, 

5. Familiennamen, Geburtsnamen und Vornamen sowie 

das Geschlecht der Ehegatten, 

6. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt der Ehegat-

ten, 

7. Staat der Geburt, wenn der Ehegatte im Ausland gebo-

ren worden ist, 

8. Tag und Ort der Eheschließung, 

9. Staat der Eheschließung, wenn die Ehe im Ausland ge-

schlossen worden ist, 

10. Staatsangehörigkeit der Ehegatten, 

11. Familiennamen, Geburtsnamen, Vornamen und An-

schrift der Kinder der Ehegatten, 

12. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt der Kinder 

der Ehegatten, 

13. Staatsangehörigkeit der Kinder der Ehegatten, 

14. Angaben zu fortgesetzter Gütergemeinschaft eines Ehe-

schließenden mit seinem Abkömmling, 

15. Daten über die Auflösung der Ehe durch Scheidung und 

Tod, 

16. Daten über Todeserklärung und gerichtliche Feststellung 

der Todeszeit eines Ehegatten, 

17. Daten über eine im Ausland erfolgte erneute Eheschlie-

ßung oder Begründung einer Lebenspartnerschaft eines 

Ehegatten nach Eheauflösung, 

18. Anschriften der Ehegatten 

19. Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenord-

nung. 

§ 59 

Mitteilungen bei Beurkundung im Lebenspartnerschaftsre-
gister  

(1) Das Standesamt, das die Begründung einer Lebenspart-

nerschaft nach § 35 des Gesetzes beurkundet, im Falle der 

Nummer 5 die Anmeldung der Begründung einer Lebens-

partnerschaft entgegennimmt, hat dies mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das die Geburtseinträge für die Leben-

spartner führt, 

2. dem Standesamt, das den Ehe- oder Lebenspartner-

schaftseintrag der letzten Ehe oder Lebenspartnerschaft 

für die Lebenspartner führt, 

3. dem Standesamt I in Berlin, 

4. der Meldebehörde. 

(2) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über eine 

Namensänderung, Namensangleichung oder Vornamensor-

tierung eines oder beider Lebenspartner einträgt, hat dies 

mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den Leben-

spartner führt, wenn sich die Namensänderung auf den 

Geburtsnamen des Lebenspartners erstreckt, 

2. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für ein Kind 

der Lebenspartner führt, wenn sich die Namensände-

rung auf den Geburtsnamen des Kindes erstreckt, 

3. dem Standesamt I in Berlin, wenn die Lebenspartner-

schaft im Ausland begründet worden ist, 

4. der Meldebehörde, wenn dies nicht bereits von anderer 

Stelle erfolgt ist. 

(3) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die 

Aufhebung der Lebenspartnerschaft einträgt, hat dies der 

Meldebehörde mitzuteilen. 

(4) Das Standesamt, das eine Folgebeurkundung über die 

Auflösung der Lebenspartnerschaft durch Tod oder über die 

Todeserklärung, die gerichtliche Feststellung der Todeszeit 

eines Lebenspartners oder die Aufhebung eines solchen Be-

schlusses einträgt, hat dies mitzuteilen, wenn der Sterbefall 

nicht im Inland beurkundet worden ist: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den ver-

storbenen oder für tot erklärten Lebenspartner führt, 

2. der Meldebehörde, 

3. dem für die Veranlagung zur Erbschaftsteuer zuständi-

gen Finanzamt, 

4. der das Zentrale Testamentsregister führenden Register-

behörde. 
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(5) Das Standesamt darf zur Erfüllung der nach den Absät-

zen 1 bis 4 bestehenden Mitteilungspflichten folgende Da-

ten übermitteln: 

1. Anlass der Beurkundung, 

2. Wirksamkeitsdatum der mitgeteilten Beurkundung, 

3. Registrierungsdaten des übermittelnden Standesamts, 

4. Registrierungsdaten der empfangenden Stelle, 

5. Familiennamen, Geburtsnamen und Vornamen sowie 

das Geschlecht der Lebenspartner, 

6. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt der Leben-

spartner, 

7. Staat der Geburt, wenn der Lebenspartner im Ausland 

geboren wurde, 

8. Tag und Ort der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

9. Staat der Begründung der Lebenspartnerschaft, wenn 

diese im Ausland erfolgt ist, 

10. Staatsangehörigkeit der Lebenspartner, 

11. Familiennamen, Geburtsnamen und Vornamen der Kin-

der der Lebenspartner, 

12. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt der Kinder 

der Lebenspartner, 

13. Staatsangehörigkeit der Kinder der Lebenspartner, 

14. Angaben zu fortgesetzter Gütergemeinschaft eines Le-

benspartners mit seinem Abkömmling, 

15. Daten über die Auflösung der Lebenspartnerschaft, 

16. Daten über eine im Ausland erfolgte erneute Eheschlie-

ßung oder Begründung einer Lebenspartnerschaft eines 

Lebenspartners nach Auflösung der Lebenspartner-

schaft, 

17. Anschriften der Lebenspartner 

18. Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenord-

nung. 

§ 60 

Mitteilungen bei Beurkundung im Sterberegister  

(1) Das Standesamt, das den Sterbefall beurkundet, hat dies 

mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag für den Ver-

storbenen führt, 

2. dem Standesamt, das den Ehe- oder Lebenspartner-

schaftseintrag für eine zur Zeit des Todes bestehende 

Ehe oder Lebenspartnerschaft führt, 

3. der Gesundheitsbehörde, soweit dies nach Landesrecht 

vorgesehen ist, 

4. dem Standesamt I in Berlin, wenn der Verstorbene zuvor 

für tot erklärt, seine Todeszeit gerichtlich festgestellt 

worden ist oder er nicht im Inland verstorben ist, 

5. der Meldebehörde, 

6. dem Familiengericht, wenn der Verstorbene minderjäh-

rig und Vollwaise war oder ein minderjähriges Kind hin-

terlassen hat, 

7. dem Jugendamt, wenn der Verstorbene minderjährig 

und Vollwaise war oder ein minderjähriges Kind hinter-

lassen hat, das durch den Sterbefall Vollwaise geworden 

ist, 

8. dem für die Veranlagung zur Erbschaftsteuer zuständi-

gen Finanzamt, 

9. der das Zentrale Testamentsregister führenden Register-

behörde.  

(2) Nimmt das Standesamt I in Berlin eine Ausfertigung eines 

Beschlusses über Todeserklärung oder gerichtliche Feststel-

lung der Todeszeit in die dortige Sammlung auf, hat es dies 

mitzuteilen: 

1. dem Standesamt, das den Geburtseintrag des für tot Er-

klärten führt, 

2. dem Standesamt, das den Ehe- oder Lebenspartner-

schaftseintrag für eine zur Zeit der Todeserklärung be-

stehende Ehe oder Lebenspartnerschaft führt, 

3. dem Standesamt, das das Sterberegister des für tot Er-

klärten führt, 

4.  der das Zentrale Testamentsregister führenden Register-

behörde.  

(3) Das Standesamt darf zur Erfüllung der nach den Absät-

zen 1 und 2 bestehenden Mitteilungspflichten folgende Da-

ten übermitteln: 

1. Anlass der Beurkundung, 

2. Wirksamkeitsdatum der mitgeteilten Beurkundung, 

3. Registrierungsdaten des sendenden Standesamts, 

4. Registrierungsdaten der empfangenden Stelle, 

5. Familiennamen, Geburtsnamen und Vornamen sowie 

das Geschlecht des Verstorbenen, 

6. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt des Ver-

storbenen, 

7. Staat der Geburt, denn der Verstorbene im Ausland ge-

boren worden ist, 

8. Todestag oder Todeszeitraum, 

9. Sterbeort sowie den Staat, wenn der Sterbefall im Aus-

land eingetreten ist, 

10. Familienstand des Verstorbenen, 

11. Staatsangehörigkeit des Verstorbenen, 

12. Familiennamen, Geburtsnamen und Vornamen eines 

Ehegatten oder Lebenspartners des Verstorbenen, 

13. Tag, Ort und Registrierungsdaten der Geburt eines Ehe-

gatten oder Lebenspartners des Verstorbenen, 

14. Familienname, Vornamen und Anschrift eines nahen An-

gehörigen des Verstorbenen, 

15. Angaben darüber, dass der Verstorbene zuvor für tot er-

klärt worden war oder seine Todeszeit gerichtlich festge-

stellt worden ist, 

16. Familiennamen und Vornamen eines minderjährigen 

Kindes des Verstorbenen, 
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17. Tag der Geburt eines minderjährigen Kindes des Verstor-

benen, 

18. Angaben darüber, dass der Verstorbene Vollwaise war, 

19. Angaben darüber, dass ein Kind des Verstorbenen durch 

den Sterbefall Vollwaise geworden ist, 

20. Anschrift des Verstorbenen, 

21. Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenord-

nung. 

§ 60a 

Mitteilungen für Identitätszwecke 

Das Standesamt, das eine Fortführung im Personenstandsre-

gister vornimmt, teilt dies der Registermodernisierungsbe-

hörde nach dem Identifikationsnummerngesetz nur mit, 

wenn die Daten nicht bereits der Meldebehörde nach den §§ 

57 bis 60 übermittelt worden sind. 2Soweit eine Mitteilung 

des Standesamtes zum Zwecke der Überprüfung und Bestäti-

gung der Identität natürlicher Personen beim Bundeszentral-

amt für Steuern nach Satz 1 erforderlich ist, werden folgende 

Daten mitgeteilt: 

1. Familienname, 

2. Vornamen, 

3. frühere Familiennamen und Vornamen, 

4. Tag und Ort der Geburt, 

5. Geschlecht, 

6. gegenwärtige und letzte Anschrift, wenn diese bekannt 

ist, 

7. Sterbedatum. 

§ 61 

Mitteilungen für statistische Zwecke  

Den Statistischen Landesämtern werden aus Anlass der Be-

urkundung einer Geburt, Eheschließung, Begründung der Le-

benspartnerschaft und eines Sterbefalls die Daten mitgeteilt, 

die nach § 2 des Bevölkerungsstatistikgesetzes zu übermit-

teln sind. 

§ 62 

Besonderheiten bei Mitteilungen  

(1) Die Mitteilungspflichten des Standesamts nach den §§ 57 

bis 61 gelten entsprechend für ein Standesamt, das 

1. für die Entgegennahme einer Namenserklärung zustän-

dig ist oder eine familienrechtliche Erklärung beurkundet 

oder aufbewahrt, wenn der Personenstandsfall nicht im 

Inland beurkundet worden ist; 

2. einen Hinweis über einen im Ausland beurkundeten Per-

sonenstandsfall in ein deutsches Personenstandsregister 

einträgt. 

(2) Erhält das Standesamt I in Berlin eine Mitteilung über die 

Aufhebung, Scheidung oder das Nichtbestehen einer im Aus-

land geschlossenen Ehe oder die Aufhebung einer solchen 

Entscheidung, bestehen die Mitteilungspflichten nach § 58 

Absatz 3 auch dann, wenn aufgrund des Fehlens eines Ehe-

eintrags im Standesamt I in Berlin keine Folgebeurkundung 

erfolgt. Entsprechendes gilt für die Mitteilungspflicht nach § 

59 Absatz 3 bei Aufhebung einer im Ausland begründeten Le-

benspartnerschaft. Erhält das Standesamt I in Berlin eine 

Mitteilung über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall, 

gelten die Mitteilungspflichten nach § 60 Absatz 1 entspre-

chend.  

(3) Ist zu einem Personenstandseintrag ein Sperrvermerk 

eingetragen, hat das Standesamt Mitteilungen gegenüber 

anderen Stellen, die ihm aus Anlass einer standesamtlichen 

Beurkundung obliegen, für die Zeit der Sperre auszusetzen, 

wenn der mit dem Sperrvermerk verfolgte Zweck dies erfor-

dert. Die Mitteilung ist nach Wegfall des Sperrvermerks 

nachzuholen. 

 (4) Übermittelt werden dürfen nur die im Einzelfall zur Erfül-

lung der gesetzlichen Aufgaben der empfangenden Stelle er-

forderlichen Daten. Neben den aufgeführten Daten darf das 

Standesamt weitere beurkundete oder im Zusammenhang 

mit der Beurkundung erhobene Daten mitteilen, soweit 

diese zur gesetzmäßigen Aufgabenerfüllung der empfangen-

den Stelle erforderlich sind. Mitteilungen an ausländische 

Behörden auf Grund internationaler Übereinkommen und 

Mitteilungspflichten nach landesrechtlichen Vorschriften 

bleiben unberührt. 

§ 63 

Datenübermittlung  

(1) Die elektronische Übermittlung von Daten zwischen den 

Standesämtern und zwischen Standesämtern und anderen 

Behörden, Gerichten und sonstigen öffentlichen Stellen er-

folgt unmittelbar oder über Vermittlungsstellen in gesicher-

ten Verfahren, die Verschlüsselungen nach dem Stand der 

Technik beinhalten. Bei der Übermittlung von Daten über 

Vermittlungsstellen bedarf es keiner weitergehenden Signa-

tur des absendenden Standesamts. 

(2) Die elektronische Übermittlung von Daten zwischen den 

Standesämtern erfolgt durch strukturierte Datensätze. Hier-

für sind das Datenaustauschformat XPersonenstand und das 

Übertragungsprotokoll OSCI-Transport in der vom Bundes-

ministerium des Innern im elektronischen Bundesanzeiger 

bekannt gemachten jeweils gültigen Fassung zu Grunde zu 

legen.  

(3) Zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten erfolgt die 

elektronische Datenübermittlung zwischen Standesämtern 

und anderen Behörden, Gerichten und sonstigen öffentli-

chen Stellen durch strukturierte Datensätze in standardisier-

ten Datenaustauschformaten. Soweit die technischen Vo-

raussetzungen vorliegen, ist hierfür das Datenaustauschfor-

mat XPersonenstand und das Übertragungsprotokoll OSCI-

Transport in der vom Bundesministerium des Innern im Bun-

desanzeiger bekannt gemachten jeweils gültigen Fassung zu 

verwenden. 

(4) Innerhalb von Rechenzentren und in besonders gesicher-

ten verwaltungseigenen Netzen kann auf die Verwendung 

von OSCI-Transport verzichtet werden, wenn durch techni-

sche und organisatorische Maßnahmen sichergestellt wird, 

dass die durch die Verwendung von OSCI-Transport erzielten 
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Sicherheitseigenschaften anderweitig in gleicher Qualität ge-

währleistet werden. Die getroffenen Maßnahmen sind im 

Betriebs- und Sicherheitskonzept (§ 13) zu dokumentieren. 

§ 64 

Abrufverfahren 

(1) Für Datenübermittlungen und Datenabrufe im automati-

sierten Abrufverfahren nach § 68 Abs. 2 des Gesetzes gilt 

§ 63. Die eingesetzten technischen Verfahren für den auto-

matisierten Datenabruf müssen sicherstellen, dass nur die 

zur Aufgabenerfüllung der abrufenden Stelle erforderlichen 

Daten abgerufen übermittelt werden können. Wird beim au-

tomatisierten Abruf kein zugehöriger Registereintrag im 

elektronischen Personenstandsregister feststellt, wird die 

Abfragenachricht dem Standesamt zur manuellen Suche im 

Altregister weitergeleitet. Bei einem papiergebundenen Ein-

trag erfolgt die Antwort im teilautomatisierten Verfahren 

durch das registerführende Standesamt. Sofern zu einem Re-

gistereintrag ein Sperrvermerk nach § 64 des Gesetzes ein-

getragen ist und eine Auskunft nicht erteilt wird, erhält die 

ersuchende Stelle eine automatisierte Mitteilung, die keine 

Rückschlüsse darauf zulassen darf, ob zu der betroffenen 

Person keine Daten vorhanden sind oder ein Sperrvermerk 

vorliegt. 

(2) Zur Sicherung der ordnungsgemäßen Datenverarbeitung 

und für die Abrechnung der Kosten des Abrufs werden alle 

Abrufe durch das registerführende Standesamt protokol-

liert. Im Protokoll sind das registerführende Standesamt, die 

Registrierungsdaten nach § 16 Abs. 2 Satz 1, die abrufende 

Person oder Stelle, ein Aktenzeichen oder eine sonstige Ken-

nung des Abrufs, der Zeitpunkt des Abrufs sowie die für die 

Durchführung des Abrufs verwendeten Daten zu speichern. 

Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs 

trägt der Empfänger der Daten. 

(3) Die nach Absatz 2 gefertigten Protokolle werden vier 

Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres vernichtet, in dem der 

Abruf erfolgt ist. 

(2) Datenabrufe im automatisierten Abrufverfahren sollen 

für die Suche des Datensatzes im Personenstandsregister als 

Auswahldaten die Registrierungsdaten des betroffenen Per-

sonenstandseintrags nach § 16 Absatz 2 Satz 1 oder mindes-

tens die Namen der beurkundeten Person, das Ereignisda-

tum und den Ereignisort des personenstandsrechtlichen Er-

eignisses enthalten. Weitere Auswahldaten sind Daten, die 

in Anlage 1 zur Verwendung als Suchfeld ausgewiesen sind.  

(3) Zur Sicherung der ordnungsgemäßen Datenverarbeitung 

werden alle Abrufe durch das registerführende Standesamt 

protokolliert. Für jeden automatisierten Datenabruf ist Fol-

gendes zu protokollieren: 

1. die Registrierungsdaten des abgerufenen Eintrags nach 

§ 16 Absatz 2 Satz 1, 

2. die abrufende Person und Stelle, 

3. die in der Anfragenachricht angegebenen Auswahldaten 

4. die abgerufenen Daten, soweit diese nicht über den Zeit-

punkt des Abrufs festgestellt werden können, 

5. der Zeitpunkt des Abrufs, 

6. das Aktenzeichen oder eine sonstige Kennung der abru-

fenden Behörde, 

7. der Anlass des Abrufs, 

8. bei einem automatisierten Abruf die Bezeichnung des 

Verfahrens. 

Die nach Satz 1 gefertigten Protokolle werden vier Jahre 

nach Ablauf des Kalenderjahres vernichtet, in dem der Abruf 

erfolgt ist. 

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Ab-

rufs trägt die abrufende Stelle. 

Kapitel 10 

Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 65 

(aufgehoben)  

Übergangsbeurkundungen 

(1) Standesämter, die am 1. Januar 2009 noch nicht über 

eine Ausstattung zur elektronischen Personenstandsregis-

terführung verfügen, beurkunden die Personenstandsfälle 

auf Formularen nach den Mustern der Anlagen 2 bis 5 im 

Format DIN A4. Die Formulare sind dem Beurkundungssach-

verhalt anzupassen und können programmgerecht einge-

richtet werden, soweit dies im Einzelfall notwendig ist; § 48 

Abs. 4 gilt entsprechend. Für die Sicherungsregister gilt 

Satz 1 mit der Maßgabe, dass die Formulare mit der zusätzli-

chen Angabe „Sicherungsregister“ zu versehen sind; die 

Übereinstimmung mit dem jeweiligen Personenstandsregis-

ter ist vom Standesbeamten zu beglaubigen. 

(2) Folgebeurkundungen und Hinweise können auf der Rück-

seite des Formulars vorgenommen werden. Folgebeurkun-

dungen können auch am Rande des Haupteintrags vorge-

nommen werden. Hinweise können auch unterhalb des 

Haupteintrags eingetragen werden. 

(3) Für die Übergangsbeurkundungen gelten die §§ 15 bis 19, 

21 und 25 entsprechend. 

§ 66 

Fortführung von Altregistern 

(1) Eine Folgebeurkundung zu einem Personenstandseintrag 

in einem bis zum 31. Dezember 2008 angelegten Personen-

standsbuch oder Standesregister (Altregister) ist am Rand 

des Eintrags vorzunehmen. Hinweise sind unterhalb des Ein-

trags einzutragen; eine Nacherhebung fehlender Daten ist 

nicht erforderlich. 

(2) Folgebeurkundungen zu Personenstandseinträgen, die 

vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungs-

vertrages genannten Gebiet im Format DIN A5 quer angelegt 

worden sind, werden auf der Rückseite des Eintrags aufge-

nommen. Hinweise zu diesen Einträgen werden auf der Vor-

derseite unterhalb der Beurkundung eingetragen oder in die 

Folgebeurkundung einbezogen. 

(3) Reicht der in den amtlichen Vordrucken der Papierregis-

ter vorgesehene Raum für die Folgebeurkundungen und Hin-

weise nicht aus, so erfolgt die Fortführung auf Allongen. 

Diese sind fest mit dem jeweiligen Eintrag zu verbinden; die 
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Verbindungsstelle ist mit dem Siegel des Standesamts zu si-

chern. 

§ 67 

Fortführung des Familienbuchs als Heiratseintrag 

(1) In das als Heiratseintrag fortzuführende Familienbuch 

sind Folgebeurkundungen einzutragen 

1. in Spalte 8 über den Tod der Ehegatten, die Todeserklä-

rung oder die gerichtliche Feststellung der Todeszeit und 

die Aufhebung solcher Beschlüsse, die Aufhebung oder 

Scheidung der Ehe sowie die Feststellung des Nichtbe-

stehens der Ehe (§ 16 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Ge-

setzes), 

2. in Spalte 10 jede Änderung des Namens der Ehegatten 

und jede sonstige Änderung des Personenstands oder 

der Religionszugehörigkeit, die in das Eheregister einzu-

tragen wäre, sowie Berichtigungen (§ 16 Absatz 1 Num-

mer 5 bis 8 des Gesetzes). 

(2) In Spalte 10 ist auf die Wiederverheiratung oder die Be-

gründung einer Lebenspartnerschaft hinzuweisen. Im Übri-

gen gilt § 16 Abs. 2 des Gesetzes entsprechend. 

(3) Für das als Heiratseintrag fortzuführende Familienbuch 

wird kein Sicherungsregister geführt. 

§ 68 

Fortführung des Heiratseintrags 

Ein Heiratseintrag wird vom 1. Januar 2009 an nur dann fort-

geführt, wenn kein als Heiratseintrag fortzuführendes Fami-

lienbuch angelegt worden ist oder der Verbleib des Familien-

buchs nicht festgestellt werden kann. 

§ 69 

Übernahme in elektronische Personenstandsregister  

(1) Bei der elektronischen Erfassung von Altregistern werden 

Registereinträge nach den Mustern der Anlagen 2 bis 5 er-

stellt. Der Sachverhalt ist in die elektronischen Register so zu 

übernehmen, dass der personenstandsrechtliche Verlauf 

nachvollziehbar ist und die durch die ursprüngliche Beurkun-

dung verlautbarten Rechtsverhältnisse auch aus dem elekt-

ronisch nacherfassten Personenstandseintrag hervorgehen. 

Daten, die in den elektronischen Registern nicht vorgesehen 

sind, werden nicht übernommen. Daten, die im Papierregis-

ter nicht vorhanden sind, sind sorgfältig unter Beachtung des 

im Zeitpunkt der Beurkundung geltenden Rechts nachzuer-

heben, wenn sie zur Führung des elektronischen Registers 

erforderlich sind. Die Nacherhebung fehlender Daten, die 

zur Eintragung eines Hinweises führen würden, ist nicht er-

forderlich.  

(2) Für die elektronisch zu erfassenden Einträge sind Regist-

rierungsdaten nach § 16 Absatz 2 zu bilden. Der vorhande-

nen Eintragsnummer sind die Kurzbezeichnung des jeweili-

gen Personenstandsregisters nach § 15 Absatz 2 und das 

Jahr der Erstbeurkundung hinzuzufügen. Weicht die Bezeich-

nung des Standesamts, das die zu erfassende Beurkundung 

vorgenommen hat, von der Bezeichnung des Standesamts 

ab, das jetzt die elektronische Erfassung vornimmt, werden 

die ursprüngliche Bezeichnung und die Standesamtsnummer 

übernommen; bei nicht vorhandener oder nicht verwendba-

rer Standesamtsnummer wird die Nummer des erfassenden 

Standesamts um eine fortlaufende dreistellige Ziffernfolge 

(Suffix) ergänzt, die das Standesamt einmalig vergibt.; sofern 

für ein Standesamt trotz unterschiedlicher Bezeichnungen 

die gleiche Standesamtsnummer vergeben war, erfolgt die 

Nacherfassung unter der neuen Bezeichnung des Standes-

amtes. Weicht bei zusammengelegten Standesämtern mit 

neuer Bezeichnung und unveränderter Standesamtsnum-

mer der Name des neugebildeten Standesamts von dem Na-

men des erfassten Standesamts ab, so sind die Einträge 

elektronisch unter der neuen Bezeichnung zu fassen. Der 

Name des Standesbeamten aus dem ursprünglichen Eintrag 

wird ohne Funktionsbezeichnung übernommen. Als Hei-

ratseinträge fortgeführte Familienbücher im Sinne des § 77 

Absatz 2 Satz 2 des Personenstandsgesetzes werden mit ei-

ner nicht belegten Eintragsnummer im Eheregister des Jah-

res nacherfasst, in dem sie angelegt wurden. 

(3) Der Standesbeamte, der die elektronische Erfassung 

durchführt, schließt den Eintrag mit seiner dauerhaft über-

prüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur ab und spei-

chert ihn in dem entsprechenden Personenstandsregister. 

Beurkundung im Sinne des § 54 des Gesetzes ist ab diesem 

Zeitpunkt ausschließlich der im elektronischen Personen-

standsregister gespeicherte Eintrag. 

(4) Im Übrigen gelten die §§ 9 und 15 bis 20 entsprechend. 

(5) Einträge in Altregistern, die in elektronische Register 

übernommen wurden, sind mit einem entsprechenden Ver-

merk zu versehen; sie sind danach wie Sammelakten zu be-

handeln. Ist der gesamte Band nacherfasst, so ist das hierzu 

geführte Zweitbuch zu vernichten. 

(6) Für die Übernahme von Übergangsbeurkundungen nach 

§ 75 des Gesetzes in elektronische Register und für die Neu-

beurkundung von in Verlust geratenen Einträgen nach § 8 

Absatz 1 des Gesetzes gelten die Absätze 1 bis 5 entspre-

chend. 

§ 70 

Personenstandsurkunden aus Altregistern und Übergangs-
beurkundungen  

(1) Für die Ausstellung von Personenstandsurkunden aus Alt-

registern und Übergangsbeurkundungen gilt § 48 entspre-

chend. An Stelle beglaubigter Registerausdrucke nach § 55 

Abs. 1 Nr. 1 § 55 Absatz 1 Nummer 5 des Gesetzes werden 

beglaubigte Abschriften der Personenstandseinträge erteilt. 

1.11.2024 

(2) Personenstandsurkunden aus Altregistern und Über-

gangsbeurkundungen werden nicht mehr ausgestellt, wenn 

die Einträge nach § 69 in elektronische Register übernom-

men worden sind. 

§ 71 

Fortführung, Benutzung und Aufbewahrung der Konsular-
register  

(1) Für die Fortführung, Benutzung und Aufbewahrung 

1. der von den Konsularbeamten errichteten Heiratsein-

träge, 

2. der auf Grund der unter Nummer 1 genannten Einträge 

angelegten und als Heiratseinträge fortgeführten Famili-

enbücher, 

3. der auf Grund des Gesetzes betreffend die Eheschlie-

ßung und die Beurkundung des Personenstandes von 
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Bundesangehörigen im Auslande vom 4. Mai 1870 (Bun-

des-Gesetzblatt des Norddeutschen Bundes S. 599) an-

gelegten Personenstandsregister (Konsularregister) 

gelten die Vorschriften des Gesetzes und dieser Verordnung 

nach Maßgabe der Absätze 2 und 3. 

(2) Für die Fortführung der Konsularregister und für die Aus-

stellung von Personenstandsurkunden aus diesen Registern 

ist das Standesamt I in Berlin zuständig. Dabei gelten fol-

gende Besonderheiten: 

1. Die Konsularregister können vom Standesamt I in Berlin 

in ein elektronisch geführtes Register übernommen wer-

den. Für die Übernahme der Registerdaten und die Füh-

rung und Fortführung des elektronischen Konsularregis-

ters gelten die Vorschriften für Altregister (§ 69) entspre-

chend. Die ersten Stücke der papiergeführten Konsular-

register werden in diesem Fall als Sammelakten im Sinne 

von § 6 des Gesetzes aufbewahrt, Zweitstücke sind zu 

vernichten. 

2. Soweit kein elektronisches Konsularregister angelegt 

wird, stehen die ersten Stücke den Personenstandsregis-

tern, die Zweitstücke den Sicherungsregistern im Sinne 

des Gesetzes und dieser Verordnung gleich. Ist von ei-

nem Konsularregister nur ein Stück vorhanden, ist kein 

Sicherungsregister anzulegen. 

3. Soweit die Einträge in den Konsularregistern die in den 

§§ 15, 21 und 31 des Gesetzes vorgeschriebenen Anga-

ben nicht enthalten, ist keine Berichtigung oder Ergän-

zung vorzunehmen. 

4. Für die Ausstellung von Personenstandsurkunden sind 

die in § 48 Abs. 1 bezeichneten Formulare zu benutzen; 

dabei können diese Formulare den jeweiligen Erforder-

nissen angepasst werden. In diese Urkunden dürfen nur 

Angaben aufgenommen werden, die sich aus dem Ein-

trag ergeben. In den Ehe- und Sterbeurkunden ist das Al-

ter anzugeben, soweit der Eintrag den Tag der Geburt 

nicht enthält. 

(3) Urkunden, Entscheidungen und Mitteilungen zu den in 

Absatz 1 Nummer 1 und 3 genannten Einträgen und Regis-

tern sind dem Standesamt I in Berlin zu übersenden;. die 

Übersendung unterbleibt, wenn die Mitteilungen nur zur 

Eintragung von Hinweisen dienen würden. 

§ 72 

Besondere Aufgaben des Standesamts I in Berlin 

(1) Personenstandsbücher und Standesregister aus Gebie-

ten, in denen ein deutscher Standesbeamter nicht mehr tätig 

ist, werden von dem Standesamt I in Berlin geführt. 

(2) Falls das Standesamt I in Berlin nur einzelne Personen-

standsurkunden aufbewahrt, die aus den in Absatz 1 be-

zeichneten Büchern oder Registern ausgestellt sind, so ste-

hen diese Urkunden einem Eintrag in einem Personen-

standsbuch oder Standesregister gleich. 

(3) Urkunden, Entscheidungen oder Mitteilungen, die einem 

Standesamt in dem in Absatz 1 bezeichneten Gebiet zu über-

mitteln wären, sind dem Standesamt I in Berlin zu übersen-

den; die Übersendung unterbleibt, wenn die Mitteilungen 

nur zur Eintragung von Hinweisen dienen würden. 

(4) Das Standesamt I in Berlin sammelt die Urkunden, die 

Entscheidungen und die Mitteilungen, auf Grund derer nach 

Absatz 1 oder Absatz 2 eine Eintragung in einem Personen-

standsbuch, Standesregister oder auf einer Urkunde vorge-

nommen werden muss; es führt hierüber ein Verzeichnis. 

§ 73 

Personenstandsbücher aus Grenzgebieten 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten sinngemäß für 

die aus Anlass des deutsch-belgischen Vertrages vom 

24. September 1956 (BGBl.  1958 II S. 262, 353) und auf 

Grund des deutsch-niederländischen Ausgleichsvertrages 

vom 8. April 1960 (BGBl. 1963 II S. 458, 1078) übergebenen 

Personenstandsbücher und beglaubigten Abschriften. 

(2) Soweit in diesen Registern die in den §§ 15, 21 und 31 des 

Gesetzes vorgeschriebenen Angaben nicht enthalten sind, ist 

eine Berichtigung oder Ergänzung nicht vorzunehmen. 

§ 74 

Personenstandsbücher des ehemaligen Standesamts I in 
Berlin (Ost) 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten sinngemäß für die 

nach der Anlage 1 Kapitel II Sachgebiet B Abschnitt III Nr. 2 

Buchstabe d Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe aaa 

und bbb des Einigungsvertrages an den Standesbeamten des 

Standesamts I in Berlin abgegebenen Personenstandsbü-

cher. 

§ 75 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. Gleichzei-

tig treten außer Kraft: 

1. die Verordnung zur Ausführung des Personenstandsge-

setzes in der Fassung vom 25. Februar 1977 (BGBl. I 

S. 377), zuletzt geändert durch Art. 7 Abs. 1 des Gesetzes 

vom 19. August 2007 (BGBl. I S. 1970), 

2. die Personenstandsverordnung der Wehrmacht in der im 

Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 211-1-2, 

veröffentlichten bereinigten Fassung.
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Anlage 1(zu § 11) 

Datenfelder in den Personenstandsregistern 

 

Nr. Datenfelder Anmerkungen Verwendung 
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)   

 Allgemeine Registerangaben 
für alle Register 

      

0001 Name des Standesamts  X   X  

0010 Standesamtsnummer z.B. 06412001 für das Standes-
amt Frankfurt am Main, ggf. er-
gänzt um ein Suffix für ein ver-
waltetes Standesamt 

X   X  

0011 Art des Registers G= Geburtenregister 
E= Eheregister 
L=Lebenspartnerschaftsregister 
S= Sterberegister 

X   X  

0012 Eintragsnummer  z.B. „334“ für die 334. Beurkun-
dung einer Geburt eines Jahres; 
bei Stilllegung des Eintrags z.B. 
334-1 für die erneute Beurkun-
dung zu dieser Eintragsnummer  

X   X  

0013 Jahr des Eintrags Bei Nacherfassung Jahr der ur-
sprünglichen Beurkundung 

X   X  

0014 Nummer der Erst- und Folgebeur-
kundung 

Beispiele: „0“ bei Erstbeurkun-
dung, „3“ für die 3. Folgebeur-
kundung zu einem Haupteintrag 

X X    

0015 Nummer eines Hinweises Technisches Datum, Nummer   X   

0020 Anlass der Beurkundung z.B. Geburt, Namensänderung, 
Vaterschaftsanerkennung, Wie-
derannahme des Geburtsna-
mens, Berichtigung 

X X    

0030 Anlass eines Hinweises 
 

  X  1) 

0040 Datum der Wirksamkeit  Wirksamkeit einer Folgebeur-
kundung 

 X    

0045 Datum der Stilllegung Wirksamkeit einer Stilllegung 
des Personenstandseintrags 

    1) 

0048 Sperrvermerk      1) 

0049 Datum Sperrvermerk  Datum des Fristablaufs eines 
Sperrvermerks 

    1) 

0050 Ort der Beurkundung  X X    

0051 Datum der Beurkundung  X X    

0052 Name der Urkundsperson  X X    

0053 Funktionsbezeichnung  Unterscheidung nach männli-
chen oder weiblichen Standes-
beamten 

X X    

  

                                            
1) Die Datenfelder unterliegen folgenden Beschränkungen: 

1) = Datenfeld ist nicht Bestandteil des Beurkundungs- und Hinweisteils des Personenstandseintrags und 
steht nur systemseitig als funktionales Ordnungsmerkmal zur Verfügung. 

2) = Datenfeld steht ab 1. November 2013 zur Verfügung. 
3) = Datenfeld steht nicht mehr für Eingaben zur Verfügung. 
4) = Datenfeld steht ab 1. November 2018 zur Verfügung. 
5) = Datenfeld steht nur noch für Berichtigungen zur Verfügung. 
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Nr. Datenfelder Anmerkungen Verwendung 
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 Geburtenregister       

        

 Angaben zur Geburt       

1040 Tag der Geburt   X X  X  

1041 Geburtszeit  Stunde und Minute der Ge-
burt 

X X    

1050 Ort der Geburt  X X  X  

1051 Geburtsort, Ortsteil Bei landesrechtlicher Vorgabe  X X    

1052 Geburtsort, Straße, Hausnummer  X X    

1055 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X X   2) 

1057 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland X X  X  

1090 Art der Geburt Nur bei Totgeburt X X    

 Angaben zum Kind       

1101 Familienname / Geburtsname Angabe des aktuellen Geburts-
namens des Kindes 

X X  X  

1101
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

1102 Vornamen  X X  X  

1102
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

1119 Recht der Namensführung Verweis auf maßgebliches 
Recht des Kindes 

  X   

1120 Geschlecht  X X    

1130 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

1180 Deutsche Staatsangehörigkeit  Nur Erwerb nach § 4 Abs. 3 
StAG 

  X   

1198 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

1199 Familiennamensführung nicht nach-
gewiesen 

Nur bei nicht nachgewiesener 
Identität der Eltern 

X     

 Angaben zu den Eltern       

 1.  Leittext zur Zuordnung der fol-
genden Datenfelder sowie der 
Hinweise und Folgebeurkundun-
gen im Registerausdruck und in 
der Geburtsurkunde 

X X X  4) 

1200 Familienrechtliche Bezeichnung Es können die Bezeichnungen 
„Mutter“ oder „Vater“ angegeben 
werden; bei Folgebeurkundun-
gen sind Personen, die weder 
dem männlichen noch dem 
weiblichen Geschlecht angehö-
ren, als „Elternteil“ anzugeben, 
Beispiel: „1. Mutter“ 

X X   4) 

1201 Familienname  X X  X  

1201
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

1202 Geburtsname  X X  X  

1202
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich gemacht. 

 

1203 Vornamen  X X  X  

1203
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

1220 Geschlecht  X X    

1230 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

1240 Tag der Geburt     X   

1250 Ort der Geburt     X   

1255 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

1257 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland   X   

1270 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

1271 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

1275 Registernummer Beispiel: G 399/2010   X   

1280 Staatsangehörigkeit    X   

1298 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

1299 Identität nicht nachgewiesen Nur bei nicht nachgewiesener 
Identität 

X X    

1299
A 

Namensführung nicht nachgewiesen  X X    

 2. Leittext zur Zuordnung der fol-
genden Datenfelder sowie der 
Hinweise und Folgebeurkundun-
gen im Registerausdruck und in 
der Geburtsurkunde 

X X X  4) 

1300 Familienrechtliche Bezeichnung Es können die Bezeichnungen 
„Mutter“ oder „Vater“ angegeben 
werden; bei Folgebeurkundun-
gen sind Personen, die weder 
dem männlichen noch dem 
weiblichen Geschlecht angehö-
ren, als „Elternteil“ anzugeben, 
Beispiel: 2. Vater“ 

X X   4) 

1301 Familienname  X X  X  

1301
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

1302 Geburtsname  X X  X  

1302
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

1303 Vornamen  X X  X  

1303
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

1320 Geschlecht  X X    

1330 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

1340 Tag der Geburt     X   

1350 Ort der Geburt     X   

1355 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

1357 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland   X   

1370 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

1371 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

1375 Registernummer Beispiel: G 1499/2009   X   

1380 Staatsangehörigkeit    X   

1398 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 
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1399 Identität nicht nachgewiesen Nur bei nicht nachgewiesener 
Identität 

X X    

1299
A 

Namensführung nicht nachgewiesen  X X    

 Eheschließung der Eltern        

1440 Tag der Eheschließung    X   

1450 Ort der Eheschließung    X   

1457 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

  X   

1470 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

1471 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

1475 Registernummer Beispiel: E 67/2009   X   

 Ehe des Kindes       

1540 Tag der Eheschließung    X   

1550 Ort der Eheschließung    X   

1555 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

1557 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

  X   

1570 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

1571 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

1575 Registernummer Beispiel: E 288/2030   X   

1590 Art der Eheauflösung Beispiel: Scheidung oder Tod   X  3) 

1591 Datum der Eheauflösung Wirksamkeitsdatum oder Todes-
tag 

  X  3) 

1592 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X  3) 

1593 Behördenname Ortsbezeichnung   X  3) 

1595 Registernummer / Aktenzeichen    X  3) 

 Lebenspartnerschaft des Kindes       

1640 Tag der Begründung     X   

1650 Ort der Begründung     X   

1655 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

1657 Staat der Begründung  Nur bei Begründung im Ausland   X   

1670 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

1671 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

1675 Registernummer Beispiel: L 12/2009   X   

1690 Art der Auflösung der Lebenspart-
nerschaft  

Beispiel: Aufhebung oder Tod   X  3) 

1691 Datum der Auflösung  Wirksamkeitsdatum oder Todes-
tag 

  X  3) 

1692 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X  3) 

1693 Behördenname Ortsbezeichnung   X  3) 

1695 Registernummer / Aktenzeichen    X  3) 

 Kind des Kindes        

1700 Anzahl der eingetragenen Kinder    X  1) 

1701 Familienname Angabe des Geburtsnamens 
des Kindes 

  X   

1705 Vornamen    X   

1740 Tag der Geburt    X   

1750 Ort der Geburt     X   

1755 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

1757 Staat der Geburt  Nur bei Geburt im Ausland   X   

1770 Registerbehörde Funktionsbezeichnung   X   

1771 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

1775 Registernummer  Beispiel: G 475/2031   X   
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1790 Art der Geburt Nur bei Totgeburt   X  2) 

 Testamentsverzeichnis       

1890 Testamentsverzeichnisnummer    X  3) 

 Tod, Todeserklärung, Feststellung 
der Todeszeit des Kindes 

      

1940 Todestag Datum aus 
Sterbeeintrag Datum des Todes 
oder Datum des Tages, an dem 
die Person mit Sicherheit tot war  

  X   

1942 Tag des Beginns eines Sterbezeit-
zeitraums 

Zeitraum umfasst Datum des 
letztenTages lebend und Datum 
des Tages, an dem die Person 
mit Sicherheit tot war Datum des 
Tages, an dem die Person zu-
letzt lebend gesehen wurde 

  X   

1950 Sterbeort    X   

1955 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

1957 Sterbeort, Staat  Nur bei Tod im Ausland   X   

1960 Todeserklärung, gerichtliche 

Feststellung der Todeszeit 
Beschlussdatum   X  2) 

1960 Festgestellter Todestag bei Todeser-
klärung 

Datum   X  2) 

1963 Festgestellte Todeszeit Uhrzeit   X  2) 

1964 Staat Nur bei Todeserklärung im 

Ausland 
  X   

1970 Registerbehörde / Gericht Funktionsbezeichnung   X   

1971 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

1975 Registernummer / Aktenzeichen    X   

  



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich gemacht. 

 

Nr. Datenfelder Anmerkungen Verwendung 

  
 
 
 
 

 

H
a
u

p
te

in
-

tr
a
g

 

F
o

lg
e
b

e
u

r-

k
u

n
d

u
n

g
 

H
in

w
e
is

 

S
u

c
h

fe
ld

 

B
e
s
c
h

rä
n

-

k
u

n
g

1
 

 Eheregister       

 Angaben zur Ehe       

2040 Tag der Eheschließung Ggf. Tag der Umwandlung einer 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

X   X  

2050 Ort der Eheschließung Ggf. Ort der Umwandlung einer 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

X   X  

2051 Ort der Eheschließung, Ortsteil Bei landesrechtlicher Vorgabe X X   2) 

2055 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X    2) 

2057 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

X   X  

2058 Namensbestimmung Gemeinsamer Familienname ist 
Name des Ehegatten zu 1., zu 
2. oder Doppelname 

  X   

 Angaben zur Lebenspartnerschaft 
bei Umwandlung in eine Ehe 

      

2060 Tag der Begründung der Lebens-
partnerschaft 

Tag der Begründung einer zu 
dieser Ehe umgewandelten Le-
benspartnerschaft 

X X  X 4) 

2070 Registerbehörde  Funktionsbezeichnung   X  4) 
2071 Behördenname Ortsbezeichnung   X  4) 
2075 Registernummer    X  4) 
2087 Namensbestimmung Gemeinsamer Familienname ist 

Name des Ehegatten zu 1., zu 
2. oder Doppelname 

  X   

 Angaben zu den Ehegatten       

 1.  Leittext zur Zuordnung der fol-
genden Datenfelder sowie der 
Hinweise und Folgebeurkundun-
gen im Registerausdruck und in 
der Eheurkunde 

X X X  4) 

2100 Familienrechtliche Bezeichnung Es können die Bezeichnungen 
„Ehefrau“ oder „Ehemann“ ange-
geben werden; Personen, die 
weder dem männlichen noch 
dem weiblichen Geschlecht an-
gehören, sind als „Ehepartner“ 
anzugeben, 
 Beispiel: „1. Ehemann“  

X X   4) 

2101 Familienname vor der Ehe  X X  X  

2101
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

2102 Geburtsname vor der Ehe  X X  X  

2102
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

2103 Vornamen vor der Ehe  X X  X  

2103
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

2111 Familienname in der Ehe  X X  X  

2111
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

2112 Geburtsname in der Ehe  X X  X  
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2112
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

2113 Vornamen in der Ehe  X X  X 2) 

2113
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X   2) 

2114 Familienname nach Eheauflösung   X  X  

2114
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens nach Eheauflösung 

 X    

2115 Geburtsname nach Eheauflösung   X  X  

2115
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens nach Eheauflö-
sung 

 X    

2116 Vorname nach Eheauflösung   X  X 2) 

2116
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens nach Eheauflösung 

 X   2) 

2119 Recht der Namensführung Verweis auf maßgebliches 
Recht  

  X   

2120 Geschlecht  X X   2) 

2130 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

2140 Tag der Geburt   X X  X  

2150 Ort der Geburt  X X    

2155 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X X   2) 

2157 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland X X    

2170 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

2171 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2175 Registernummer     X   

2180 Staatsangehörigkeit    X   

2198 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

 2.  Leittext zur Zuordnung der fol-
genden Datenfelder sowie der 
Hinweise und Folgebeurkundun-
gen im Registerausdruck und in 
der Eheurkunde 

X X X  4) 

2200 Familienrechtliche Bezeichnung Es können die Bezeichnungen 
„Ehefrau“ oder „Ehemann“ ange-
geben werden; Personen, die 
weder dem männlichen noch 
dem weiblichen Geschlecht an-
gehören, sind als „Ehepartner“ 
anzugeben, 
Beispiel: „2. Ehefrau“ 

X X   4) 

2201 Familienname vor der Ehe  X X  X  

2201
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

2202 Geburtsname vor der Ehe 
 

X X  X  

2202
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

2203 Vornamen vor der Ehe  X X  X  

2203
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

2211 Familienname in der Ehe 
 

X X  X  
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2211
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

2212 Geburtsname in der Ehe  X X  X  

2212
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X   
 

2213 Vornamen in der Ehe  X X  X 2) 

2213 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X   2) 

2214 Familienname nach Eheauflösung   X  X  

2214
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens nach Eheauflösung 

 X    

2215 Geburtsname nach Eheauflösung   X  X  

2215
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens nach Eheauflö-
sung 

 X    

2216 Vornamen nach Eheauflösung   X  X 2) 

2216
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens nach Eheauflösung 

 X   2) 

2219 Recht der Namensführung Verweis auf maßgebliches 
Recht  

  X   

2220 Geschlecht  X X   2) 

2230 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

2240 Tag der Geburt   X X  X  

2250 Ort der Geburt   X X    

2255 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X X   2) 

2257 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland X X    

2270 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

2271 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2275 Registernummer     X   

2280 Staatsangehörigkeit    X   

2298 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

 Auflösung der Ehe        

2390 Art der Eheauflösung Beispiel: Scheidung, Aufhebung, 
Tod, Wiederverheiratung nach 
Todeserklärung  

 X   3) 

 Auflösung durch Entscheidung       

2391 Datum der Eheauflösung Wirksamkeitsdatum Datum der 
Rechtskraft der Scheidung 

 X    

2392 Registerbehörde / Gericht Funktionsbezeichnung    X   

2393 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2395 Registernummer / Aktenzeichen    X   

 Tod, Todeserklärung, Feststellung 
der Todeszeit zu 1. 

      

2440 Todestag Datum aus Sterbeeintrag Datum 
des Todes oder Datum des Ta-
ges, an dem die Person mit Si-
cherheit tot war 

 X    

2442 Tag des Beginns eines Sterbezeit-
raums 

Zeitraum umfasst Datum des 
letzten Tages lebend und Datum 
des Tages, an dem die Person 
mit Sicherheit tot war Datum des 
Tages, an dem die Person zu-
letzt lebend gesehen wurde 

 X    

2450 Sterbeort   X    
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2455 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

 X   2) 

2457 Sterbeort, Staat  Nur bei Tod im Ausland  X    

2460 Todeserklärung, gerichtliche Fest-
stellung der Todeszeit 

Beschlussdatum  X    

2460 Festgestellter Todestag bei Todeser-
klärung 

Datum  X   2) 

2463 Festgestellte Todeszeit Uhrzeit  X   2) 

2464 Staat Nur bei Todeserklärung im Aus-
land 

  X   

2465 Aufhebung der Todeserklärung Beschlussdatum  X    

2470 Registerbehörde / Gericht Funktionsbezeichnung    X   

2471 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2475 Registernummer / Aktenzeichen    X   

 Tod, Todeserklärung, Feststellung 
der Todeszeit zu 2. 

      

2540 Todestag Datum aus Sterbeeintrag Datum 
des Todes oder Datum des Ta-
ges, an dem die Person mit Si-
cherheit tot war 

 X    

2542 Tag des Beginns eines Sterbezeit-
raums 

Zeitraum umfasst Datum des 
letzten Tages lebend und 
Datum des Tages, an dem die 
Person mit Sicherheit tot war 
Datum des Tages, an dem die 
Person zuletzt lebend gesehen 
wurde 

 X    

2550 Sterbeort   X    

2555 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

 X   2) 

2557 Sterbeort, Staat  Nur bei Tod im Ausland  X    

2560 Todeserklärung, gerichtliche Fest-
stellung der Todeszeit 

Beschlussdatum  X    

2560 Festgestellter Todestag bei Todeser-
klärung 

Datum  X   2) 

2563 Festgestellte Todeszeit Uhrzeit  X   2) 

2564 Staat Nur bei Todeserklärung im Aus-
land 

  X   

2565 Aufhebung der Todeserklärung Beschlussdatum  X    

2570 Registerbehörde / Gericht  Funktionsbezeichnung   X   

2571 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2575 Registernummer / Aktenzeichen    X   

 Neue Ehe zu 1.        

2640 Tag der Eheschließung    X   

2641 Tag der Eheschließung nach Todes-
erklärung 

Nur im Fall der Wiederverheira-
tung nach Todeserklärung des 
vorherigen Ehegatten nach 
§ 1319 BGB 

 X    

2650 Ort der Eheschließung    X   

2657 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

  X   

2670 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

2671 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2675 Registernummer     X   

 Neue Ehe zu 2.       

2740 Tag der Eheschließung    X   

2741 Tag der Eheschließung nach Todes-
erklärung 

Nur im Fall der Wiederverheira-
tung nach Todeserklärung des 
vorherigen Ehegatten nach 
§ 1319 BGB 

 X    
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2750 Ort der Eheschließung    X   

2757 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

  X   

2770 Registerbehörde Funktionsbezeichnung   X   

2771 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2775 Registernummer     X   

 Neue Lebenspartnerschaft zu 1.       

2840 Tag der Begründung    X   

2850 Ort der Begründung    X   

2857 Staat der Begründung Nur bei Begründung im Ausland   X   

2870 Registerbehörde Funktionsbezeichnung   X   

2871 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2875 Registernummer     X   

 Neue Lebenspartnerschaft zu 2.       

2940 Tag der Begründung    X   

2950 Ort der Begründung    X   

2957 Staat der Begründung Nur bei Begründung im Ausland   X   

2970 Registerbehörde Funktionsbezeichnung   X   

2971 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

2975 Registernummer     X   
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 Lebenspartnerschaftsregis-
ter 

      

 Angaben zur Lebenspartnerschaft       

3040 Tag der Begründung  X   X  

3050 Ort der Begründung  X   X  

3051 Ort der Begründung, Ortsteil Bei landesrechtlicher Vorgabe X X   2) 

3055 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X    2) 

3057 Staat der Begründung Nur bei Begründung im Ausland X   X  

3070 Behörde der Begründung Angabe einer vom Standesamt 
abweichenden Begründungsbe-
hörde 

X    3) 

3078 Namensbestimmung Gemeinsamer Familienname ist 
Name des Lebenspartners zu 1., 
zu 2. oder Doppelname 

  X   

 Angaben zu den Lebenspartnern       

 1.  Leittext zur Zuordnung der fol-
genden Datenfelder sowie der 
Hinweise und Folgebeurkundun-
gen im Registerausdruck und in 
der Lebenspartnerschaftsur-
kunde 

X X X  4) 

3100 Familienrechtliche Bezeichnung Es können die Bezeichnungen 
„Lebenspartner“ oder „Lebens-
partnerin“ angegeben werden; 
Personen, die weder dem männ-
lichen noch dem weiblichen Ge-
schlecht angehören, sind als 
„Lebenspartner“ anzugeben, 
Beispiel: „1. Lebenspartner“ 

X X   4) 

3101 Familienname vor der Begründung  X X  X  

3101 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

3102 Geburtsname vor der Begründung  X X  X  

3102
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

3103 Vornamen vor der Begründung  X X  X  

3103 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

3111 Familienname in der Lebenspartner-
schaft 

 X X  X  

3111 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

3112 Geburtsname in der Lebenspartner-
schaft 

 X X  X  

3112 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

3113 Vornamen in der Lebenspartner-
schaft 

 X X  X 2) 
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3113 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X   2) 

3114 Familienname nach Auflösung der 
Lebenspartnerschaft 

  X  X  

3114 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

 X    

3115 Geburtsname nach Auflösung der 
Lebenspartnerschaft 

  X  X  

3115 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

 X    

3116 Vornamen nach Auflösung der Le-
benspartnerschaft 

  X  X 2) 

3116 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

 X   2) 

3119 Recht der Namensführung Verweis auf maßgebliches 
Recht  

  X   

3120 Geschlecht  X X   2) 

3130 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

3140 Tag der Geburt   X X  X  

3150 Ort der Geburt  X X    

3155 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X X   2) 

3157 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland X X    

3170 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

3171 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3175 Registernummer     X   

3180 Staatsangehörigkeit    X   

3198 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

 2.  Leittext zur Zuordnung der fol-
genden Datenfelder sowie der 
Hinweise und Folgebeurkundun-
gen im Registerausdruck und in 
der Lebenspartnerschaftsur-
kunde 

X X X  4) 

3200 Familienrechtliche Bezeichnung Es können die Bezeichnungen 
„Lebenspartner“ oder „Lebens-
partnerin“ angegeben werden; 
Personen, die weder dem männ-
lichen noch dem weiblichen Ge-
schlecht angehören, sind als 
„Lebenspartner“ anzugeben,  
Beispiel: „2. Lebenspartner“ 

X X   4) 

3201 Familienname vor der Begründung  X X  X  

3201 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

3202 Geburtsname vor der Begründung  X X  X  

3202
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

3203 Vornamen vor der Begründung  X X  X  

3203 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

3211 Familienname in der Lebenspartner-
schaft 

 X X  X  
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3211 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

3212 Geburtsname in der Lebenspartner-
schaft 

 X X  X  

3212 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

3213 Vornamen in der Lebenspartner-
schaft 

 X X  X 2) 

3213 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X   2) 

3214 Familienname nach Auflösung der 
Lebenspartnerschaft 

  X  X  

3214 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

 X    

3215 Geburtsname nach Auflösung der 
Lebenspartnerschaft 

  X  X  

3215 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

 X    

3216 Vornamen nach Auflösung der Le-
benspartnerschaft 

  X  X 2) 

3216 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

 X   2) 

3219 Recht der Namensführung Verweis auf maßgebliches 
Recht  

  X   

3220 Geschlecht  X X   2) 

3230 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

3240 Tag der Geburt   X X  X  

3250 Ort der Geburt   X X    

3255 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X X   2) 

3257 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland X X    

3270 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

3271 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3275 Registernummer     X   

3280 Staatsangehörigkeit    X   

3298 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

 Auflösung oder Umwandlung der 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

      

3390 Art der Auflösung Beispiel: Aufhebung, Tod, To-
deserklärung, Feststellung der 
Todeszeit, Umwandlung in Ehe 

 X   3) 

 Auflösung durch Entscheidung       

3391 Datum der Auflösung  Wirksamkeitsdatum  
Datum der Rechtskraft der Auf-
lösungsentscheidung oder der 
Umwandlung 

 X    

3392 Registerbehörde / Gericht Funktionsbezeichnung    X   

3393 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3395 Registernummer / Aktenzeichen    X   

 Tod, Todeserklärung, Feststellung 
der Todeszeit zu 1. 

      

3440 Todestag Datum aus Sterbeeintrag Datum 
des Todes oder Datum des Ta-
ges, an dem die Person mit Si-
cherheit tot war 

 X    
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3442 Tag des Beginn eines Sterbezeit-
raums  

Datum des Tages, an dem die 
Person zuletzt lebend gesehen 
wurde 

 X    

3450 Sterbeort   X    

3455 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

 X   2) 

3457 Sterbeort, Staat Nur bei Tod im Ausland  X    

3460 Todeserklärung, gerichtliche Fest-
stellung der Todeszeit 

Beschlussdatum  X    

3460 Festgestellter Todestag bei Todeser-
klärung 

Datum  X   2) 

3463 Festgestellte Todeszeit Uhrzeit  X   2) 

3464 Staat Nur bei Todeserklärung im Aus-
land 

  X   

3465 Aufhebung der Todeserklärung Beschlussdatum  X    

3470 Registerbehörde / Gericht Funktionsbezeichnung    X   

3471 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3475 Registernummer / Aktenzeichen    X   

 Tod, Todeserklärung, Feststellung 
der Todeszeit zu 2. 

      

3540 Todestag Datum aus Sterbeeintrag Datum 
des Todes oder Datum des Ta-
ges, an dem die Person mit Si-
cherheit tot war 

 X    

3542 Tag des Beginns eines Sterbezeit-
raums  

Datum des Tages, an dem die 
Person zuletzt lebend gesehen 
wurde 

 X    

3550 Sterbeort   X    

3555 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

 X   2) 

3557 Sterbeort, Staat Nur bei Tod im Ausland  X    

3560 Todeserklärung, gerichtliche Fest-
stellung der Todeszeit 

Beschlussdatum  X    

3560 Festgestellter Todestag bei Todeser-
klärung 

Datum  X   2) 

3563 Festgestellte Todeszeit Uhrzeit  X   2) 

3564 Staat Nur bei Todeserklärung im Aus-
land 

  X   

3565 Aufhebung der Todeserklärung Beschlussdatum  X    

3570 Registerbehörde / Gericht Funktionsbezeichnung    X   

3571 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3575 Registernummer / Aktenzeichen    X   

 Neue Ehe zu 1.       

3640 Tag der Eheschließung    X   

3650 Ort der Eheschließung    X   

3657 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

  X   

3670 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

3671 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3675 Registernummer     X   

 Neue Ehe zu 2.       

3740 Tag der Eheschließung    X   

3750 Ort der Eheschließung    X   

3757 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

  X   

3770 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

3771 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3775 Registernummer     X   
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 Neue Lebenspartnerschaft zu 1.       

3840 Tag der Begründung    X   

3850 Ort der Begründung    X   

3857 Staat der Begründung Nur bei Begründung der Leben-
spartnerschaft im Ausland 

  X   

3870 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

3871 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3875 Registernummer     X   

 Neue Lebenspartnerschaft zu 2.       

3940 Tag der Begründung    X   

3950 Ort der Begründung    X   

3957 Staat der Begründung Nur bei Begründung der Leben-
spartnerschaft im Ausland 

  X   

3970 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

3971 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

3975 Registernummer     X   
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 Sterberegister       

 Angaben zum Sterbefall       
4140 Todestag Datum des Todes oder Datum 

des Tages, an dem die Person 
mit Sicherheit tot war 

X X  X  

4141 Todeszeit  Uhrzeit des Todes oder Uhrzeit, 
zu der die Person mit Sicherheit 
tot war 

X X    

4142 Tag und Beginn eines Sterbezeitzeit-
raums (Datumsangaben) 

Zeitraum umfasst Datum des 
letzten Tages lebend und 
Datum des Tages, an dem die 
Person mit Sicherheit tot war 
Datum des Tages, an dem die 
Person zuletzt lebend gesehen 
wurde  

X X  X  

4143 Uhrzeit des Beginns eines Sterbe-
zeitzeitraums (Uhrzeitangaben) 

Zeitraum umfasst die Uhrzeit am 
letzten Tag lebend 
und Uhrzeit am Tag, an dem die 
Person mit Sicherheit tot 
war Uhrzeit, zu der die Person 
zuletzt lebend gesehen wurde 

X X    

4144 Todeszeit (nicht exakt) Nur in Ergänzung zu Feld 4141, 
wenn Uhrzeit des Todes nur un-
gefähr (gegen… Uhr) feststeht 

X X   2) 

4150 Sterbeort Bei unbekanntem Sterbeort 
auch Auffindungsort 

X X  X  

4151 Sterbeort, Ortsteil Bei landesrechtlicher Vorgabe X X    

4152 Sterbeort, Straße, Hausnummer  X X    

4155 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X X   2) 

4157 Sterbeort, Staat Nur bei Sterbefall im Ausland X X  X  

4119 Tot aufgefunden Nur bei Nacherfassung X X    

 Angaben zur verstorbenen Person        

4201 Familienname 
 

 X X  X  

4201 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

4202 Geburtsname  X X  X  

4202 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

4203 Vornamen  X X  X  

4203 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

4220 Geschlecht  X X   2) 

4230 Religion / Weltanschauung  X X   5)3) 

4240 Tag der Geburt   X X  X  

4250 Ort der Geburt  X X    

4255 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

X X   2) 

4257 Staat der Geburt Nur bei Geburt im Ausland X X    

4270 Registerbehörde Funktionsbezeichnung   X   
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4271 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

4275 Registernummer    X   

4290 Anschrift, Straße, Hausnummer   X X    

4293 Anschrift, Ort  X X    

4294 Anschrift, Ortsteil Bei landesrechtlicher Vorgabe X X    

4297 Anschrift, Staat Nur bei Wohnort im Ausland X X    

4298 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

4299 Identität nicht nachgewiesen Nur bei nicht nachgewiesener 
Identität 

X X    

 Familienstand der verstorbenen 
Person 

      

4300 Familienstand  X X    

4300
A 

Familienrechtliche Bezeichnung Es können die Bezeichnungen 
„Ehefrau“, „Ehemann, „Lebens-
partner“ oder „Lebenspartnerin“ 
angegeben werden; Personen, 
die weder dem männlichen noch 
dem weiblichen Geschlecht an-
gehören, sind als „Ehepartner“ 
oder „Lebenspartner“ anzuge-
ben, Beispiel: „Lebenspartnerin“ 

X X   4) 

4301 Familienname des Ehegatten, Ehe- 
oder Lebenspartners  

 X X    

4301 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Fami-
liennamens 

X X    

4302 Geburtsname des Ehegatten, Ehe- 
oder Lebenspartners 

 X X    

4302 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Ge-
burtsnamens 

X X    

4303 Vornamen des Ehegatten, Ehe- oder 
Lebenspartners 

 X X    

4303 
A 

Ausländische Namensart Bezeichnung einer ausländi-
schen Namensform des Vorna-
mens 

X X    

4320 Geschlecht des Ehegatten, Ehe- o-
der Lebenspartners 

 X X    

4398 Identifikationsnummer Gemäß § 139b der Abgabenord-
nung 

    1) 

4399 Identität nicht nachgewiesen Nur bei nicht nachgewiesener 
Identität 

X X    

 Ehe der verstorbenen Person       

4450 Tag der Eheschließung    X   

4450 Ort der Eheschließung    X   

4455 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

4457 Staat der Eheschließung Nur bei Eheschließung im Aus-
land 

  X   

4470 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

4471 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

4475 Registernummer     X   

4477 Führungsort Heiratseintrag Bei Eheschließung bis zum 
31.12.2008 (§ 15a PStG a.F.) 

  X   

 Lebenspartnerschaft der verstor-
benen Person 

      

4540 Tag der Begründung    X   

4550 Ort der Begründung    X   
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4555 Nähere Kennzeichnung des Ortes Soweit zur Unterscheidung bei 
gleichlautenden Ortsnamen er-
forderlich, z.B. Kreis, Verwal-
tungsbezirk o.ä.  

  X  2) 

4557 Staat der Begründung Nur bei Begründung im Ausland   X   

4570 Registerbehörde Funktionsbezeichnung    X   

4571 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

4575 Registernummer     X   

 Todeserklärung, gerichtliche Fest-
stellung der Todeszeit der ver-
storbenen Person 

      

4660 Todeserklärung, gerichtliche Fest-
stellung der Todeszeit 

Beschlussdatum   X   

4662 Festgestellter Todestag Datum   X   

4663 Festgestellte Todeszeit Uhrzeit   X   

4664 Staat Nur bei Todeserklärung im Aus-
land 

  X   

4665 Aufhebung der Todeserklärung Beschlussdatum   X   

4670 Registerbehörde / Gericht Funktionsbezeichnung    X   

4671 Behördenname Ortsbezeichnung   X   

4675 Registernummer / Aktenzeichen    X   



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 
Anlage 2 (zu den §§ 11, 19, 48, 65) 

Eheregister 

Standesamt, Nummer  
Registernummer  

Anlass der Beurkundung  
Ort ,Tag der Eheschließung  

Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft1  
1. (Ehemann, Ehefrau, Ehepartner) 

Familienname vor der Ehe  
Geburtsname vor der Ehe  

Vorname(n) vor der Ehe  
Geschlecht  

Ort, Tag der Geburt  
Religion  

Familienname in der Ehe  
Geburtsname in der Ehe  

Vorname(n) in der Ehe  
2. (Ehefrau, Ehemann, Ehepartner) 

Familienname vor der Ehe  
Geburtsname vor der Ehe  

Vorname(n) vor der Ehe  
Geschlecht  

Ort, Tag der Geburt  
Religion  

Familienname in der Ehe  
Geburtsname in der Ehe  

Vorname(n) in der Ehe  

Ort, Tag der Beurkundung  
Urkundsperson  

 Hinweise 

Registernummer  

 Zu 1. 

Geburtseintrag   
Staatsangehörigkeit  

Recht Namensführung  
 Zu 2. 

Geburtseintrag   
Staatsangehörigkeit  

Recht Namensführung  
 Zu 1. und 2. 

Namensbestimmung  
Lebenspartnerschaftseintrag  

Folgebeurkundung 

 Eheregister 
Standesamt, Nummer  

Registernummer2)   
Anlass der Beurkundung  

                                            
1) Leittext erscheint nur, wenn es der Beurkundungssachverhalt erfordert. 
2) Registernummer unter Hinzufügung der fortlaufenden Nummer der Folgebeurkundung nach § 17 PStV. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Beurkundete Daten3)   
Ort, Tag der Beurkundung  

Urkundsperson  
 Hinweise 

Registernummer 

Hinweisdaten 

                                            
3) Es werden alle Beurkundungsdaten des Eintrags mit den nach der Folgebeurkundung aktualisierten Daten angegeben. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 3 (zu den §§ 11, 19, 48, 65) 

Lebenspartnerschaftsregister 

Standesamt, Nummer  
Registernummer  

Anlass der Beurkundung  
Ort, Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft  

1. (Lebenspartner, Lebenspartnerin) 
Familienname vor der Begründung  
Geburtsname vor der Begründung  

Vorname(n) vor der Begründung  
Geschlecht  

Ort, Tag der Geburt  
Religion  

Familienname in der Lebenspartnerschaft  
Geburtsname in der Lebenspartnerschaft  

Vorname(n) in der Lebenspartnerschaft  
2. (Lebenspartner, Lebenspartnerin) 

Familienname vor der Begründung  
Geburtsname vor der Begründung  

Vorname(n) vor der Begründung  
Geschlecht  

Ort, Tag der Geburt  
Religion  

Familienname in der Lebenspartnerschaft  
Geburtsname in der Lebenspartnerschaft  

Vorname(n) in der Lebenspartnerschaft  
Ort, Tag der Beurkundung  

Urkundsperson  
  



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

 Hinweise 

Registernummer  

 Zu 1. 

Geburtseintrag   
Staatsangehörigkeit  

Recht Namensführung  
 Zu 2. 

Geburtseintrag   
Staatsangehörigkeit  

Recht Namensführung  
 Zu 1. und 2. 

Namensbestimmung  

Folgebeurkundung 

 Lebenspartnerschaftsregister 
Standesamt, Nummer  

Registernummer1   
Anlass der Beurkundung  

Beurkundete Daten2)   
Ort, Tag der Beurkundung  

Urkundsperson  
 Hinweise 

Registernummer 

Hinweisdaten 

                                            
1) Registernummer unter Hinzufügung der fortlaufenden Nummer der Folgebeurkundung nach § 17 PStV. 
2) Es werden alle Beurkundungsdaten des Eintrags mit den nach der Folgebeurkundung aktualisierten Daten angegeben. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 4 (zu den §§ 11, 19, 48, 65) 

Geburtenregister 

Standesamt, Nummer  
Registernummer  

Anlass der Beurkundung  

Tag, Uhrzeit der Geburt  

Ort der Geburt  

 Kind 

Geburtsname  
Vorname(n)  
Geschlecht  

Religion  
1. (Mutter) 

Familienname  
Geburtsname  

Vorname(n)  
Geschlecht  

Religion  
2. (Vater) 

Familienname  
Geburtsname  

Vorname(n)  
Geschlecht  

Religion  
Ort, Tag der Beurkundung  

Urkundsperson  
  



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

 Hinweise 
Registernummer  

 Zu 1. und 2.  

Ort, Tag der Eheschließung  

Eheeintrag  

 Zu 1. 

Ort, Tag der Geburt  

Geburtseintrag   

Staatsangehörigkeit  

 Zu 2. 

Ort, Tag der Geburt  
Geburtseintrag   

Staatsangehörigkeit  
 Kind 

Staatsangehörigkeit  
Recht Namensführung  

Folgebeurkundung 

 Geburtenregister 
Standesamt, Nummer  

Registernummer1   
Anlass der Beurkundung  

Beurkundete Daten2   
Ort, Tag der Beurkundung  

Urkundsperson  
 Hinweise 

Registernummer 

Hinweisdaten 

                                            
1) Registernummer unter Hinzufügung der fortlaufenden Nummer der Folgebeurkundung nach § 17 PStV.  
2) Es werden alle Beurkundungsdaten des Eintrags mit den nach der Folgebeurkundung aktualisierten Daten angegeben. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 
Anlage 5 (zu den §§ 11, 19, 48, 65) 

Sterberegister 

Standesamt, Nummer  
Registernummer  

Anlass der Beurkundung  

Tag, Uhrzeit des Todes  

Ort des Todes  

 Verstorbene Person 

Familienname  
Geburtsname  

Vorname(n)  
Geschlecht  

Ort, Tag der Geburt  
Letzter Wohnsitz  

Religion  

Familienstand  

 
(Ehemann, Ehefrau, Ehepartner, Lebenspartner, Lebenspart-
nerin) 

Familienname  
Geburtsname  

Vorname(n)  
Geschlecht  

Ort, Tag der Beurkundung  

Urkundsperson  

  



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

 Hinweise 

Registernummer  
 Verstorbene Person 

Geburtseintrag   
Ort, Tag der Eheschließung1   

Eheeintrag1  
Führungsort Heiratseintrag  

Folgebeurkundung: 
 Sterberegister 

Standesamt, Nummer  
Registernummer2  

Anlass der Beurkundung  
Beurkundete Daten3  

Ort, Tag der Beurkundung  
Urkundsperson  

 Hinweise 

Registernummer 

Hinweisdaten 

                                            
1) Bei Begründung einer Lebenspartnerschaft ist der Leittext an den Beurkundungssachverhalt anzupassen. 
2) Registernummer unter Hinzufügung der fortlaufenden Nummer der Folgebeurkundung nach § 17 PStV. 
3) Es werden alle Beurkundungsdaten des Eintrags mit den nach der Folgebeurkundung aktualisierten Daten 

angegeben. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 6 (zu den §§ 48, 70) 

Eheurkunde 

Standesamt  

Registernummer  

Ort, Tag der Eheschließung  

1. (Ehemann, Ehefrau, Ehepartner)1  
Familienname vor der Ehe  

Geburtsname vor der Ehe  

Vorname(n) vor der Ehe  

Ort, Tag der Geburt  

Religion  

Familienname in der Ehe2  

Geburtsname in der Ehe2  

Vorname(n) in der Ehe2  

2. (Ehefrau, Ehemann, Ehepartner)1 

Familienname vor der Ehe  

Geburtsname vor der Ehe  

Vorname(n) vor der Ehe  

Ort, Tag der Geburt  

Religion  

Familienname in der Ehe2  

Geburtsname in der Ehe2  

Vorname(n) in der Ehe2  

 Weitere Angaben aus dem Register3 

  

Ort, Tag  Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

Geburtseintrag Zu 1. Zu 2. 

                                            
1) Jeweilige familienrechtliche Bezeichnung gemäß Eheregister. 
2) Nach Auflösung der Ehe werden die Wörter „in der Ehe“ durch die Wörter „nach Eheauflösung“ ersetzt. 
3) Leittext erscheint nur, wenn es der Beurkundungssachverhalt erfordert 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 6 E (zu den §§ 48, 55, 70) 

Elektronische Ehebescheinigung 

Standesamt  

Registernummer  

Ort, Tag der Eheschließung  

1. (Ehemann, Ehefrau, Ehepartner)1  
Familienname vor der Ehe  

Geburtsname vor der Ehe  

Vorname(n) vor der Ehe  

Ort, Tag der Geburt  

  

Familienname in der Ehe2  

Geburtsname in der Ehe2  

Vorname(n) in der Ehe2  

2. (Ehefrau, Ehemann, Ehepartner)1 

Familienname vor der Ehe  

Geburtsname vor der Ehe  

Vorname(n) vor der Ehe  

Ort, Tag der Geburt  

  

Familienname in der Ehe2  

Geburtsname in der Ehe2  

Vorname(n) in der Ehe2  

 Weitere Angaben aus dem Register3 
  

Ort, Tag  Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

Geburtseintrag Zu 1. Zu 2. 

                                            
1) Jeweilige familienrechtliche Bezeichnung gemäß Eheregister. 
2) Nach Auflösung der Ehe werden die Wörter „in der Ehe“ durch die Wörter „nach Eheauflösung“ ersetzt. 
3) Leittext erscheint nur, wenn es der Beurkundungssachverhalt erfordert 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 7 (zu den §§ 48, 70) 

Lebenspartnerschaftsurkunde 

Standesamt  

Registernummer  

Ort, Tag der Begründung   

1. (Lebenspartner, Lebenspartnerin)1 

Familienname vor der Lebenspartnerschaft  

Geburtsname vor der Lebenspartnerschaft  

Vorname(n) vor der Lebenspartnerschaft  

Ort, Tag der Geburt  

Religion  

Familienname in der Lebenspartnerschaft 2   

Geburtsname in der Lebenspartnerschaft2   

Vorname(n) in der Lebenspartnerschaft2   

2. (Lebenspartner, Lebenspartnerin)1 

Familienname vor der Lebenspartnerschaft  

Geburtsname vor der Lebenspartnerschaft  

Vorname(n) vor der Lebenspartnerschaft  

Ort, Tag der Geburt  

Religion  

Familienname in der Lebenspartnerschaft2  

Geburtsname in der Lebenspartnerschaft2  

Vorname(n) in der Lebenspartnerschaft2  

 Weitere Angaben aus dem Register3 

  
Ort, Tag  Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

Geburtseintrag Zu 1. Zu 2. 

                                            
1) Jeweilige familienrechtliche Bezeichnung gemäß Eheregister. 
2) Leittext wird bei Auflösung der Lebenspartnerschaft entsprechend angepasst. 
3) Leittext erscheint nur, wenn es der Beurkundungssachverhalt erfordert 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 7 E (zu den §§ 48, 55, 70) 

Elektronische Lebenspartnerschaftsbescheinigung 

Standesamt  

Registernummer  

Ort, Tag der Begründung   

1. (Lebenspartner, Lebenspartnerin)1 

Familienname vor der Lebenspartnerschaft  

Geburtsname vor der Lebenspartnerschaft  

Vorname(n) vor der Lebenspartnerschaft  

Ort, Tag der Geburt  

  

Familienname in der Lebenspartnerschaft 2   

Geburtsname in der Lebenspartnerschaft2   

Vorname(n) in der Lebenspartnerschaft2   

2. (Lebenspartner, Lebenspartnerin)1 

Familienname vor der Lebenspartnerschaft  

Geburtsname vor der Lebenspartnerschaft  

Vorname(n) vor der Lebenspartnerschaft  

Ort, Tag der Geburt  

  

Familienname in der Lebenspartnerschaft2  

Geburtsname in der Lebenspartnerschaft2  

Vorname(n) in der Lebenspartnerschaft2  

 Weitere Angaben aus dem Register3 

  
Ort, Tag  Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

Geburtseintrag Zu 1. Zu 2. 

                                            
1) Jeweilige familienrechtliche Bezeichnung gemäß Eheregister. 
2) Leittext wird bei Auflösung der Lebenspartnerschaft entsprechend angepasst. 
3) Leittext erscheint nur, wenn es der Beurkundungssachverhalt erfordert 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 
Anlage 8 (zu den §§ 48, 70) 

Geburtsurkunde 

Standesamt  

Registernummer  

Ort, Tag und Uhrzeit der Geburt  

 Kind 

Geburtsname  

Vorname(n)  

Geschlecht  

Religion  

1. (Mutter, Elternteil) 

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

Religion  

2. (Vater, Elternteil) 

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

Religion  

 Weitere Angaben aus dem Register1 

 
 
 

Ort, Tag  
Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

                                            
1) Leittext erscheint nur, wenn es der Beurkundungssachverhalt erfordert 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 
Anlage 8 E (zu den §§ 48, 55, 70) 

Elektronische Geburtsbescheinigung 

Standesamt  

Registernummer  

Ort, Tag und Uhrzeit der Geburt  

 Kind 

Geburtsname  

Vorname(n)  

Geschlecht  

  

1. (Mutter, Elternteil) 

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

  

2. (Vater, Elternteil) 

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

  

 Weitere Angaben aus dem Register1 

 
 
 

Ort, Tag  
Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

                                            
1) Leittext erscheint nur, wenn es der Beurkundungssachverhalt erfordert 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 
Anlage 9 (zu den §§ 48, 70) 

Sterbeurkunde 

Standesamt  

Registernummer  

Tag, Uhrzeit des Todes  

Ort des Todes  

 Verstorbene Person  

Familienname 
 

Geburtsname  

Vorname(n)  

Letzter Wohnsitz  

Ort, Tag der Geburt  

Religion  

Familienstand  

 
(Ehemann, Ehefrau, Ehepartner, Lebenspartner, Le-

benspartnerin)1  

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

  

Ort, Tag  
Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

                                            
1) Jeweilige familienrechtliche Bezeichnung gemäß Sterberegister. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 9 E (zu den §§ 48, 70) 

Elektronische Sterbebescheinigung 

Standesamt  

Registernummer  

Tag, Uhrzeit des Todes  

Ort des Todes  

 Verstorbene Person  

Familienname 
 

Geburtsname  

Vorname(n)  

Letzter Wohnsitz  

Ort, Tag der Geburt  

  

Familienstand  

 
(Ehemann, Ehefrau, Ehepartner, Lebenspartner, Le-

benspartnerin)1 

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

  

Ort, Tag  
Siegel 

Urkundsperson   

(Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 

                                            
1) Jeweilige familienrechtliche Bezeichnung gemäß Sterberegister. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Anlage 10 (zu § 29) 

Niederschrift über die Eheschließung 

Standesamt  

Ort, Tag  

Vor dem unterzeichnenden Standesbeamten erschienen heute zur Eheschließung 
 (bei bestehender Lebenspartnerschaft, begründet am …, Standesamt …, Reg.Nr. L…/..)1 

1.  

Vorname(n)  

Familienname  

Geburtsname  

Geschlecht  

Staatsangehörigkeit  

Religion  

wohnhaft in  

Geburtstag, Geburtsort  

Standesamt, Registernummer  

ausgewiesen durch  

und 2.  

Vorname(n)  

Familienname  

Geburtsname  

Geschlecht  

Staatsangehörigkeit  

Religion  

wohnhaft in  

Geburtstag, Geburtsort  

Standesamt, Registernummer  

ausgewiesen durch  

Als Zeugen waren anwesend:1 

Weiterhin erschien als Dolmetscher für die ……Sprache:1 

Er wurde über die Strafbarkeit einer falschen Versicherung an Eides statt belehrt. Er erklärte - un-

ter Berufung auf seinen allgemein geleisteten Eid -, dass er treu und gewissenhaft übertragen 

werde.1 

                                            
1 Abschnitt/Klammerinhalt erscheint nur, wenn der Beurkundungssachverhalt es verlangt. Die Angaben sind entsprechend 
zu streichen oder zu ergänzen. 



PStG und PStV nach Maßgabe des 3. PStRÄndG (erstellt im BayStMI, 25.10.2022) Die Änderungen sind farblich kenntlich ge-

macht. 

 

Der Standesbeamte fragte die Eheschließenden, ob sich seit der Anmeldung ihrer Eheschlie-

ßung Änderungen ergeben haben, die ihre tatsächlichen Verhältnisse der Ehevoraussetzungen 

betreffen. Auf die Frage des Standesbeamten erklärten die Eheschließenden, dass keine ent-

sprechenden Änderungen eingetreten sind. 

Sodann fragte der Standesbeamte die Eheschließenden einzeln und nacheinander, ob sie die 

Ehe miteinander eingehen wollen. Die Eheschließenden bejahten diese Frage. 

Der Standesbeamte sprach aus, dass sie nunmehr kraft Gesetzes rechtmäßig verbundene Ehe-

leute seien. 

Zur Namensführung in der Ehe gaben die Ehegatten keine/folgende1 Erklärung ab: 

 

Dadurch ergibt sich folgende Namensführung in der Ehe: 
 1. (Ehemann / Ehefrau / Ehepartner)1 

Familienname   
Vorname(n)  

Geburtsname  
 2. (Ehefrau / Ehemann / Ehepartner)1 

Familienname  
Vorname(n)  

Geburtsname  
Vorgelesen [in deutscher und ………. Sprache]1 genehmigt und unterschrieben 
  

 
Siegel 

 

 

 

 

Urkundsperson  

                                            
1 Abschnitt/Klammerinhalt erscheint nur, wenn der Beurkundungssachverhalt es verlangt. Die Angaben sind entsprechend 
zu streichen oder zu ergänzen. 
1 Abschnitt/Klammerinhalt erscheint nur, wenn der Beurkundungssachverhalt es verlangt. Die Angaben sind entsprechend 
zu streichen oder zu ergänzen. 
1 Abschnitt/Klammerinhalt erscheint nur, wenn der Beurkundungssachverhalt es verlangt. Die Angaben sind entsprechend 
zu streichen oder zu ergänzen. 



 

Anlage 11 (zu § 31 Absatz 2) 

Bescheinigung 

 nach § 31 Absatz 2 der Personenstandsverordnung (PStV) 

Standesamt  

  

 
Kind 

vorgesehener Familien-
name 

 

vorgesehene(r) Vorname(n)  

Geschlecht  

Geburtstag (§ 31 Absatz 2 PStV) 

Geburtsort  

 Mutter 

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

  

 Vater 

Familienname  

Geburtsname  

Vorname(n)  

  

  

Ort, Tag  
Siegel 

Urkundsperson   

 (Name in Druckbuchstaben, Funktionsbezeichnung) 
 

 
 

  



 

Artikel 5 des 3. PStRÄndG 

Inkrafttreten  

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. November 2022 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 2, 14, 15 Buchstabe a und c, Nummer 16 Buchstabe b und c, Nummer 23 Buchstabe c und Nummer 24 Buchstabe a 

sowie Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe a und Nummer 11a treten tritt am 1. November 2024 in Kraft. 


